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18-P-2023-06091-00 
Straßenbau 
 
 
Mit Ihrer Eingabe beanstanden die Petenten 
die Ausgestaltung des geplanten und mittler-
weile verabschiedeten Ausbaus des in Rede 
stehenden Radwegs. Sie bitten um Überprü-
fung des Projekts und regen stattdessen einen 
ökologisch und finanziell vertretbaren Ausbau 
an. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Petition eingehend geprüft, 
nachdem er sich hierzu von der Landesregie-
rung (Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr - MUNV) mehrfach hat unterrichten 
lassen. Zudem wurde die Eingabe gem. Art. 
41a der Landesverfassung mit allen Beteiligten 
am 09.10.2025 im Landtag NRW erörtert. 
 
Gemäß der in Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz und 
in Art. 78 Abs. 1 und 2 der Landesverfassung 
normierten Verfassungsgarantie der kommu-
nalen Selbstverwaltung unterliegt die vorlie-
gende Angelegenheit der Planungshoheit der 
Stadt. Somit plant und baut die Stadt Rad- und 
Gehwege in kommunaler Baulast in eigener 
Verantwortung im Rahmen der Gesetze. Auf-
grund der Planungshoheit ist es dem Petiti-
onsausschuss daher verwehrt, auf die kom-
munalen Planungen Einfluss zu nehmen. Glei-
ches gilt für das MUNV, auch wenn es den 
kommunalen Radwegebau fördert.  
 
Die Planung des Ausbaus der Trasse basiert 
auf einem gerichtlichen und politischen Ent-
schluss. Das Bürgerbegehren „RadEntscheid“ 
umfasst als eine der Entscheidungsgrundlagen 
für das Projekt den Ausbau des städtischen 
Hauptroutennetzes der Radwege. Da die in 
Rede stehende Trasse eine stark frequentierte 
Strecke innerhalb des Hauptroutennetzes dar-
stellt, ist ihr Ausbau für die Umsetzung des 
Bürgerbegehrens unerlässlich. Zudem unter-
liegt der Ausbau den Vorgaben des Luftrein-
halteplans West sowie einem Vergleich der 
Stadt Essen mit einem Umweltverband zur 
Vermeidung von Dieselfahrverboten. Diese 
politischen Entscheidungen bzw. Vergleiche 
begegnen weder von Seiten der Landesregie-
rung noch des Petitionsausschusses rechtli-
chen oder inhaltlichen Bedenken. 
 
Seit vier Jahren tritt die Stadt regelmäßig an 
die Presse heran, um den geplanten Ausbau 
frühzeitig in die öffentliche Diskussion einzu-
bringen. Die Informationslage über die städti-
schen Informationssysteme und die Möglich-
keit der Teilnahme an öffentlichen Gremiensit-
zungen wird als angemessen angesehen. Im 
Rahmen der offerierten Beteiligungsmöglich-

keiten fand eine umfängliche Verbändeanhö-
rung statt. In diesem Rahmen konnten Vertre-
ter diverser Interessengruppen Anregungen, 
Ideen und Kritik an den geplanten Maßnahmen 
anbringen. Dies stellte eine breite öffentliche 
Beteiligung an den Maßnahmen sicher. Die 
Stellungnahmen der Verbände flossen auch in 
den Entscheidungs- und Planungsprozess mit 
ein und sind mithin nicht als bloß formelhaft zu 
bewerten. 
 
Informationen zu der geplanten Wegeausbau-
maßnahme haben die Petenten auf verschie-
denen Wegen erreicht. Die Stadt hat den Pe-
tenten E-mails umfänglich beantwortet. Auch 
hat ein Ortstermin hatte stattgefunden. Weitere 
Informationen wurden den Petenten zuge-
sandt. Zudem wurden die Petenten im Aus-
schuss für Anregungen und Beschwerden der 
Stadt Essen angehört. Dass ihre Bedenken auf 
Grund einer unterschiedlichen inhaltlichen 
Bewertung der Sach- und Rechtslage nicht 
umfänglich Eingang in die Entscheidungen 
sowie Planungen gefunden haben, begegnet 
keinen Bedenken. Dies ist Ausdruck der kom-
munalen Planungshoheit. Zudem ist festzuhal-
ten, dass die Einzelinteressen der Petenten im 
Verhältnis zu den Gesamtinteressen der Stadt 
sowie den Interessen der Verbände, die ein 
breites demokratisches Spektrum abdecken, 
gesehen werden müssen. Diese Abwägung 
wurde von Seiten der Stadt E.  umfänglich 
durchgeführt und – auch gegenüber den Pe-
tenten – mehrfach begründet. 
 
Die Stadt versichert, dass bei der Planung 
größtmögliche Rücksicht auf die vorhandene 
Vegetation genommen wird. Die Entnahme 
von Bäumen und Gebüschen wird auf das 
notwendige Maß reduziert. Die Wegedecke 
wird mit einer hellen Absplitterung ausgeführt, 
um Aufheizungen zu verringern. Bezüglich der 
Auswirkungen auf Flora und Fauna wird auf 
das Artenschutzgutachten sowie den land-
schaftspflegerischen Begleitplan, der für den 
Ausbau der Trasse diverse Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen vorsieht, verwiesen. Dass 
Teile des geplanten Radweges dabei in ein 
Landschaftsschutzgebiet eingreifen, ist zwar 
bedauerlich. Der Eingriff erscheint unter Ab-
wägung der verfolgten gesamtstädtischen 
Interessen jedoch ökologisch und wirtschaftlich 
vertretbar und fördert den Zweck des avisier-
ten Radwegeausbaus. Eine Befreiungs- und 
Eingriffsgenehmigung der unteren Natur-
schutzbehörde wurde erteilt. Rechtliche Be-
denken bestehen dagegen nicht. 
 
Die durch die Petenten aufgezeigten baulichen 
Risiken wurden gutachterlich durch die Stadt 
E. geprüft. Nach den Begutachtungen stehen 
negative Folgen für die Substanz oder Gefah-
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ren aus Sicht des Arbeitsschutzes nicht zu 
befürchten.  
 
Der landschaftspflegerische Begleitplan enthält 
unter anderem sämtliche ökologische Auswir-
kungen hinsichtlich der Verbreiterung der We-
gefläche. Auch gewährleistet er, dass die Ein-
griffe in die an der Trasse liegenden Biotope 
vollständig kompensiert werden.  
 
Alternative Streckenführungen wurden geprüft. 
Jedoch war ein adäquater Ausbau für den 
Fuß- und Radverkehr aus verkehrstechnischen 
Gründen auf keiner geprüften Alternativroute 
realisierbar.  
 
Soweit die Petenten eine Beeinträchtigung der 
natürlichen „Idylle“ befürchtet, handelt es sich 
dabei um Einwendungen gegen die Zweckmä-
ßigkeit und Ästhetik der Planungen. Diese 
wurden in einem demokratischen Prozess im 
Rat der Stadt E. unter entsprechender überob-
ligatorischer öffentlicher Beteiligung abgewo-
gen und geprüft. Die einseitige Berücksichti-
gung der Interessen der Petenten führte zu 
einer Unterwanderung des demokratischen 
Beteiligungsprozesses. Daher sieht der Aus-
schuss insoweit keine Veranlassung, eine 
Empfehlung zur Zweckmäßigkeit des Ausbaus 
gegenüber der Stadt E. auszusprechen. 
 
Im Ergebnis wird das Projekt aus Sicht der 
Stadt in einem ökologisch und finanziell ver-
tretbaren Rahmen umgesetzt. Diese Einschät-
zung begegnet weder aus Sicht der Landesre-
gierung noch aus der des Petitionsausschus-
ses durchgreifenden rechtlichen oder tatsäch-
lichen Bedenken. 
 
Vor diesem Hintergrund, insbesondere auf 
Grund der Planungshoheit der Stadt sowie 
mangels ersichtlicher Rechtsverstöße, sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
weiter im Sinne der Petition tätig zu werden.  
 
 
 
18-P-2024-09721-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem Erörte-
rungstermin gemäß Artikel 41a der Landesver-
fassung NRW konnte das Anliegen der Peten-
tin mit ihrem Stellvertreter und Vertreterinnen 
und Vertretern beteiligter Behörden diskutiert 
werden. 
 
Die Petentin ist wohnungslos und lebte in 
Deutschland ohne Papiere. Mangels Papiere 

hatte sie keinen Zugang zum Gesundheitssys-
tem, darüber hinaus gab es Schwierigkeiten 
mit der Staatsangehörigkeit der Kinder. Da die 
Petentin selbst nur schwer erreichbar ist, ge-
staltet sich auch die Sachverhaltsaufklärung 
als schwierig, wobei das Schicksal vieler ande-
rer Menschen mit betroffen ist. 
 
Der Ausschuss dankt dem Vertreter der Peten-
tin für sein Engagement und die Unterstüt-
zung, die er der Petentin und ihrer Familie 
entgegenbringt. 
 
Im Erörterungstermin konnten einige Fragen 
aufgeklärt und weitere Prozesse angestoßen 
werden. Aufgrund der der Ausländerbehörde 
vorliegenden Identitätsdokumente der Petentin 
konnten Vorgänge in Frankreich angestoßen 
werden, die es der Petentin ermöglichten, gül-
tige französische Ausweisdokumente zu erhal-
ten. Durch Vorlage dieser Dokumente konnte 
in Deutschland letztlich der Zugang zum Job-
center sowie zum Krankenversicherungssys-
tem erreicht werden. Gleichzeitig konnte auch 
erreicht werden, dass alle Kinder mittlerweile 
im Geburtenregister aufgenommen wurden.  
 
Im Übrigen muss der Ausschuss feststellen, 
dass das weitere vom Vertreter der Petentin 
veranlasste Vorankommen durch die schwere 
Erreichbarkeit der Petentin weiterhin mühsam 
bleibt. Jedoch zeigt er sich erleichtert, dass – 
angestoßen durch den Austausch mit den 
Behörden und die so zur Verfügung gestellten 
Identitätsdokumente – so viele Fortschritte 
erreicht werden konnten. 
 
Aktuell sieht der Ausschuss keine Möglichkeit, 
der Landesregierung weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. Es wird von größter Bedeutung 
sein, die Petentin zu überzeugen, ihr angebo-
tene Leistungen anzunehmen und hierfür er-
forderliche Termine zuverlässig wahrzuneh-
men. Die zuständigen Behörden werden um 
Geduld und Wohlwollen gebeten, sofern es um 
die Einhaltung von Terminen und Fristen geht. 
Die kooperative Zusammenarbeit mit der Fami-
lie und dem Stellvertreter möge soweit möglich 
fortgesetzt werden. 
 
Der Ausschuss wünscht der Petentin und ihren 
Kindern auf ihrem weiteren Weg alles Gute.  
 
 
 
18-P-2024-10655-00 
Landschaftspflege 
Wasser und Abwasser 
Energienutzung 
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Die Petentin – vertreten durch den Antragstel-
ler – wendet sich gegen zwei Sachverhalte 
bzgl. einer von ihr projektierten, neuen Was-
serkraftanlage an einem bestehenden Wehr an 
der Lippe in W. Die Bezirksregierung A. als 
Oberer Wasserbehörde wird vorgeworfen, sich 
zu weigern, ein wasserrechtliches Zulassungs-
verfahren zu betreiben. Darüber hinaus wen-
det sich die Petentin gegen einen von der Be-
zirksregierung A. als Förderbehörde angekün-
digten Widerruf einer Förderung aus dem Pro-
gramm Progres.NRW. Nach dem Vorbringen 
begehrt die Petentin eine Anweisung der Lan-
desregierung an die Bezirksregierung A. zur 
Eröffnung eines wasserrechtlichen Zulas-
sungsverfahrens zum Bau und Betrieb einer 
Wasserkraftanlage am Wehr in W. sowie eine 
Verhinderung des Widerrufs des Förderbe-
scheids für die Errichtung einer solchen Was-
serkraftanlage. 
 
Das ca. 200 Jahre alte Wehr liegt im Landes-
gewässer Lippe auf der Grenze des Kreises U. 
sowie der kreisfreien Stadt H. und befindet sich 
im Eigentum des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Dieses hat auch das Staurecht inne. Zum 
31.12.2021 hat die R. SE einen bis dahin be-
stehenden Pachtvertrag über die Wasserkraft 
und die Stauanlage mit dem Land gekündigt. 
Damit erlosch auch ein Nutzungsrecht zur 
Wasserentnahme eines Dritten aus der Ver-
wendungsvereinbarung mit der R. SE.  
 
Neben der petitionsgegenständlichen Wehr 
wird derzeit an den vier weiteren Wehren an 
der Lippe zwischen ihrer Mündung in den 
Rhein und Flusskilometer 125 die Machbarkeit 
eines Rückbaus geprüft. In einem mehrphasi-
gen Prozess wird derzeit vom Lippeverband 
unter Beteiligung betroffener Stakeholder so-
wie der Öffentlichkeit das „Konzept freifließen-
de Lippe“ erarbeitet. Insbesondere werden hier 
die Vereinbarkeit mit den Belangen der FFH-
Richtlinie und die Auswirkungen auf die Um-
gebung (vorhandene Infrastruktur, Immobilien, 
Landwirtschaft etc.) begutachtet. 
 
Die Petentin ist bereits vor geraumer Zeit an 
die Bezirksregierung A. mit dem Wunsch her-
angetreten, am petitionsgegenständlichen 
Wehr eine Wasserkraftanlage zu errichten. Zu 
jener Zeit bestand noch der Pachtvertrag für 
die Wehranlage zwischen dem Land NRW und 
der R. SE. Schon zu jener Zeit gab es erste 
Überlegungen zum Wehrrückbau. Nach Kün-
digung des Pachtvertrages durch die R. SE 
lassen das Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz, und Verkehr sowie der Lippeverband 
nunmehr den Rückbau des Wehrs ergebnisof-
fen prüfen. In das laufende Verwaltungsverfah-
ren hatte sich die Petentin auch bereits einge-
bracht. Das laufende Planfeststellungsverfah-

ren zur Gestaltung des Lippe-Umbaus ist noch 
nicht abgeschlossen und wird voraussichtlich 
bis in das Jahr 2028 hinein andauern. Im Zuge 
des Planfeststellungsverfahrens sind umfas-
sende Unterlagen beizubringen sowie die Inte-
ressenlagen der zu beteiligenden Träger öf-
fentlicher Belange, Rechteinhaber (Grundstü-
cke, Immobilien, Fischerei und Jagdrechte, 
Nutzungsrechte etc.) sowie der Öffentlichkeit 
zu prüfen und umfänglich gegeneinander ab-
zuwägen. Erst dann kann eine endgültige Sa-
chentscheidung getroffen werden. Eine Ten-
denz gibt es derzeit – nach Auskunft der Lan-
desregierung – noch nicht. Insofern bleibt zu-
nächst der Ausgang des Planfeststellungsver-
fahrens abzuwarten. Dies soll der Petentin 
durch die Bezirksregierung A. auch bereits 
mitgeteilt worden sein, um sie vor unnötigen 
Planungs- oder sonstigen Dispositionskosten 
zu bewahren. 
 
Die von der Petentin vorgebrachten rechtlichen 
Argumente sowie tatsächlichen Gesichtspunk-
te, die ihres Erachtens der Umsetzbarkeit des 
Wehrrückbaus entgegenstehen, sowie vom 
Wehrrückbau betroffene weitere öffentliche 
Belange, werden im Rahmen des Planfeststel-
lungsverfahrens umfänglich geprüft und be-
wertet werden. Eine Berücksichtigung der Inte-
ressen der Petentin ist damit jedenfalls sicher-
gestellt. 
 
Der Rückbauantrag des Lippeverbands soll 
auch dazu beitragen, möglichst zeitnah Klar-
heit im Hinblick auf eine potenzielle Nutzung 
des Wehres zu erhalten. Im Übrigen gab die 
Bezirksregierung an, es läge bisher kein An-
trag der Petentin auf Errichtung und Betrieb 
einer Wasserkraftanlage am Wehr vor. Inso-
fern bestünde derzeit keine konkurrierende 
Situation in der Antragsbearbeitung und keine 
Weigerung von Seiten der Bezirksregierung A.  
zur Durchführung eines diesbezüglichen Ver-
fahrens. Erforderlich wären prognostisch für 
die Errichtung einer neuen Wasserkraftanlage 
ein Antrag auf ein Gewässerbauvorhaben 
gem. § 68 WHG (Planfeststellung oder Plan-
genehmigung, mit ggf. einzukonzentrierender 
Nebenentscheidung), sowie ein Antrag auf 
Erlaubnis zur Ableitung, Nutzung und Wieder-
einleitung von Wasser nach den §§ 8, 9 und 
10 WHG. Es obliegt der eigenen Abschätzung 
der Kosten und Risiken durch die Petentin, ob 
es ihr zweckmäßig erscheint, diese Anträge im 
derzeitigen Verfahrensstadium zu stellen. 
 
Mit Bescheid vom 22.12.2021 hat die Petentin 
von der Bezirksregierung A. eine bis zum Ab-
lauf des 31.12.2024 befristete Zuwendung im 
Rahmen des Landesprogramms NRW Pro-
gres.nrw – Klimaschutztechnik in Höhe von 
477.200,00 € erhalten. Der Förderbescheid 



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 47. Sitzung am 13.01.2026 6 

steht gemäß II Nebenbestimmung 1 unter dem 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs für den 
Fall, dass die noch ausstehenden öffentlich-
rechtlichen Genehmigungen der Bewilligungs-
behörde nicht bis zum 30.06.2023 vorgelegt 
wurden. In diesem Fall wäre dies die wasser-
rechtliche Zulassung für den Bau und Betrieb 
der projektierten Wasserkraftanlage. Für den 
Fall, dass eine Vorlage der Genehmigungen 
nicht bis zum Ablauf der Frist hätte erfolgen 
können, wäre rechtzeitig ein Verlänger-
ungsantrag zu stellen gewesen. Laut Hinweis 
im Förderbescheid können die Fristen des 
Zuwendungsbescheides in Ausnahmefällen 
verlängert werden. Die vorgesehene Be-
fristung ergibt sich aus den 
Haushaltsgrundsätzen, nach denen die Gelder 
für eine Zuwendung nicht auf unbestimmte Zeit 
vorgehalten werden können. Für eine Fristver-
längerung hätte sich der Empfänger rechtzeitig 
vor Ablauf der Frist mit der Bewilligungs-
behörde in Verbindung setzen müssen (auf 
Ziff. 5 Allgemeine Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-
P) wurde verwiesen). Dies geschah augen-
scheinlich nicht. Die Voraussetzungen für den 
rechtmäßigen Widerruf des Förderbescheides 
dürften demnach grundsätzlich vorliegen. Dies 
ergab auch eine unabhängige Prüfung durch 
die Landesregierung. Die Petentin wird man-
gels Vorlage der entsprechenden 
Genehmigung angesichts des Widerrufsvorbe-
halts aus Nebenbestimmung Nr. 1 im Zuwen-
dungsbescheid nicht darauf vertrauen dürfen, 
die gewährte Zuwendung zu erhalten. Das 
Vertrauen dürfte sich auch nicht aus einem 
von dem Zuwendungsverfahren separat ge-
führten wasserrechtlichen Zulassungsverfah-
ren ergeben. Denn mit den benannten Ver-
zögerungen dort wäre das Zuwendungsverfah-
ren durch die Petentin besonders im Blick zu 
behalten und entsprechend zu führen 
gewesen. Auch hier soll eine entsprechende 
zielgerichtete Mitwirkung nicht erfolgt sein. 
 
Das Widerrufsverfahren bezüglich des 
Förderbescheides wurde durch die Bezirksre-
gierung bis zum Abschluss des Petitionsver-
fahrens ruhend gestellt. Der Petitionsauss-
chuss vermag jedoch vor Abschluss des Plan-
feststellungsverfahrens in der Sache keine 
Empfehlung auszusprechen. Die gesetzlichen 
Planungs- und Beteiligungserfordernisse sowie 
die zwingend notwendige Güterabwägung 
durch die örtlichen Planungsbehörden sind 
zunächst auszuführen. Eine partielle Vor-
wegnahme von Einzelabwägungen durch den 
Petitionsausschuss ist vorliegend nicht an-
gezeigt, da hierdurch das Gesamtvorhaben 
nicht berücksichtigt werden kann. Dem Plan-
feststellungsverfahren ist daher zunächst Vor-
zug zu gewähren. Insbesondere mit Blick auf 

die avisierte Verfahrensdauer bis 2028 wird die 
Komplexität des Vorhabens deutlich. Der Pe-
tentin wird angeraten, sich weiter – im Rahmen 
der gesetzlichen Gestaltungsmöglichkeiten – 
durch ihre Interessenbekundungen in das 
Planfeststellungsverfahren einzubringen. Die 
Bezirksregierung A. wird gebeten, die 
Entscheidung über den Widerruf des 
Förderbescheides vor Erlass des Verwaltung-
saktes mitzuteilen. Es wird zudem gebeten zu 
prüfen, ob ein Aussetzen der Entscheidung 
über den Widerruf des Förderbescheides bis 
zum Abschluss des Planfeststellungsver-
fahrens in Betracht kommt.  
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss 
derzeit keinen Anlass, um der Landesregier-
ung (Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr - MUNV) Maßnahmen zu empfehlen. 
Der Petentin steht es frei, sich nach Abschluss 
des Planfeststellungsverfahrens erneut an den 
Petitionsausschuss zu wenden.  
 
Die Petentin erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des MUNV zur Information. 
 
 
 
18-P-2024-11872-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Polizei 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petent begehrt die Anpassung der Ver-
kehrsführung in der N.-Straße auf dem Gebiet 
der Stadt D. Die N.-Straße werde als Umge-
hungsstraße auch durch Schwerlast- und 
landwirtschaftlichen Verkehr widerrechtlich 
genutzt und das Tempo-30-Gebot regelmäßig 
überschritten. Der Petent ist Anwohner an der 
N.-Straße auf dem Gebiet der Stadt D. und 
bemängelt, dass eine Vielzahl an Verkehrsteil-
nehmern die N.-Straße mit deutlich überhöhter 
Geschwindigkeit passierten. Dadurch komme 
es zu gefährlichen Situationen, weshalb Sach- 
bzw. Personenschäden konkret zu befürchten 
stünden. Die Verkehrsführung sei daher anzu-
passen, um Gefährdungen auszuschließen. 
Notwendigen Falles müsse die Straße für den 
Durchgangsverkehr gesperrt werden. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe gem. 
Art. 41a der Landesverfassung für Nordrhein-
Westfalen behandelt und am 10.11.2025 im 
Rahmen eines Ortstermins umfänglich geprüft. 
Die Sach- und Rechtslage sowie alle vorge-
brachten Argumente und Standpunkte wurden 
ausführlich angehört und gegeneinander ab-
gewogen. 
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Bei der N.-Straße handelt es sich um eine 
öffentlich gewidmete Kommunalstraße, die 
außerhalb geschlossener Ortschaften durch 
landwirtschaftlich genutzte Flächen verläuft 
und Einzelgebäude sowie kleine Wohnsied-
lungen mit dem übergeordneten Straßennetz 
(L 104 und L 463) verbindet. Da straßenbeglei-
tende Geh- und Radwege fehlen und die 
Fahrbahn mit ca. 4,50 m Breite vergleichswei-
se schmal ist, besteht auf gesamter Länge ein 
Durchfahrtsverbot für Kraftfahrzeuge über 3,5t. 
Von diesem Durchfahrtsverbot ist der Anlie-
gerverkehr ausgenommen. Darüber hinaus 
wurde im nördlichen Straßenabschnitt, der vor 
allem durch Wohnsiedlungen geprägt ist und 
wo u.a. auch der Petent wohnhaft ist, eine 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h 
angeordnet. Auf der N.-Straße wird regelmäßi-
ger Linienbusverkehr abgewickelt.  
 
Zwar ist die Stadt D. für die Überwachung der 
Einhaltung der zulässigen Höchstgeschwindig-
keit – unbeschadet der Überwachungskompe-
tenz der Polizeibehörden – an Gefahrenstellen 
zuständig. Eine Gefahrenstelle liegt an der N.-
Straße jedoch nach objektiven Kriterien nicht 
vor. Weder ergaben laufende verdeckte oder 
offene Geschwindigkeitsmessungen derartige 
Geschwindigkeitsüberschreitungen, dass un-
mittelbare Gefahren drohten, noch liegt ein 
Unfallschwerpunkt vor. Zwei Unfallereignisse 
aus den vergangenen Jahren sind bekannt 
geworden. Ein Unfallereignis beruhte dabei auf 
der Alkoholisierung eines Unfallbeteiligten. 
Derart singuläre Ereignisse sind grundsätzlich 
nicht abwendbar und müssen im Rahmen all-
gemeiner Präventionsmaßnahmen bewertet 
werden. Letztlich gilt hier auch ein entspre-
chendes Maß an Eigenverantwortung der Füh-
rer von Kraftfahrzeugen in einer liberalen Ge-
sellschaft. Schwere Sach- oder Personen-
schäden waren jedenfalls nicht zu verzeich-
nen. Soweit der Petent angab, es habe mehre-
re Fälle der Fahrerflucht nach Unfällen mit 
Sachschäden gegeben, vermochten die betei-
ligten Behörden dies nicht zu bestätigen. An-
zeigen dazu lagen nicht vor. Es ist daher keine 
anlassbezogene Verpflichtung der Stadt D. zur 
dauerhaften Verkehrsüberwachung zu erken-
nen.  
 
Dies beruht insbesondere auch auf der Fest-
stellung der V85 (Geschwindigkeit, die von 85 
Prozent der gemessenen Fahrzeuge eingehal-
ten, aber von 15 Prozent überschritten wird). 
Diese lag bei der letzten Messung im An-
schluss an den Ortstermin bei 34 km/h in der 
einen und bei 36 km/h in der Gegenrichtung. 
Hierbei handelt es sich um einen durchschnitt-
lichen Wert. Die maximal gemessene Ge-
schwindigkeit lag bei 67 bzw. 74 km/h, die 
Durchschnittsgeschwindigkeit bei jeweils 29 

km/h. Auch wenn einzelne Ausreißer in den 
Extremwerten ärgerlich und im Einzelfall auch 
gefährlich sind, liegt keine Gefahrensituation 
vor, die derart aus den durchschnittlichen Be-
obachtungen hervortritt, dass Anlass zu Maß-
nahmen besteht. Ein Vergleich mit Vorjahres-
werten aus 2018 und 2024 zeigt im Übrigen, 
dass der V85-Wert nach Installation der Ge-
schwindigkeitsanzeigetafel bereits ein wenig 
gesunken ist. Dies spricht für die grundsätzli-
che Wirksamkeit der Maßnahme. Eine weitere 
verdeckte Messung und Auswertung soll noch 
erfolgen, um die Erkenntnislage zu verdichten. 
 
Auf Grund der Beschwerden des Petenten 
wurde auch die Kreispolizeibehörde R. mehr-
fach tätig und hat in den Jahren 2020-2024 
mehrere Verkehrsüberwachungsmaßnahmen 
durchgeführt. Auch wenn einzelne ahndungs-
würdige Verstöße festgestellt worden sind, ist 
im Mittel keine aus durchschnittlichen Ver-
kehrsüberwachungsmaßnahmen herausste-
chende Prävalenz erkennbar. Entsprechend 
sind auf Dauer angelegte Maßnahmen auch 
aus polizeilicher Sicht nicht erforderlich. 
 
Zudem ergaben verdeckte Messungen aus 
den Jahren 2018, 2019 und 2024 eine Ver-
kehrsbelastung von 777 bis 1.124 Fahrzeugen 
pro Tag. Wenngleich demnach eine für derart 
ausgebaute Kommunalstraßen leicht erhöhte 
Verkehrsbelastung besteht, liegt diese in ei-
nem für sonstige Kommunalstraßen üblichen, 
noch angemessenen Größenbereich und ist 
somit als noch vertretbar zu bezeichnen. Auch 
aus diesem Aspekt ergibt sich keine Verpflich-
tung zur Anpassung der Verkehrsführung 
durch die Stadt D.  
 
Im Übrigen ist festzuhalten, dass der Anlieger-
verkehr von Fahrzeugen über 3,5t sowie land-
wirtschaftlichem Verkehr dem ursprünglichen 
Widmungszweck der Straße entspricht. Eine 
Änderung des Widmungszwecks durch die 
Stadt D. stellt eine politische Entscheidung des 
Rates der Stadt D. dar und unterfällt grund-
sätzlich der verfassungsrechtlich geschützten 
Planungshoheit als Ausfluss ihrer Selbstver-
waltungshoheit. Dem Petitionsausschuss ist es 
insoweit grundsätzlich verwehrt, Empfehlungen 
auszusprechen. Gleichwohl stellte eine Ände-
rung des Widmungszwecks eine Beeinträchti-
gung der durch langjährige Übung manifestier-
ten Nutzung der Straße durch Anlieger- und 
landwirtschaftlichen Verkehr dar. Die Ankündi-
gung der Stadt D., diesen Widmungszweck 
nicht zu novellieren, begegnet daher keinen 
Bedenken. Entsprechend kommt eine Ände-
rung der Verkehrsführung oder gar Sperrung 
der Straße unter diesem Gesichtspunkt nicht in 
Betracht. 
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Die Stadt D. hat den Petenten eine Möglichkeit 
aufgezeigt, um unter Aufbringung verhältnis-
mäßig günstiger Eigenmittel eine das Tempo 
signalisierende Bürgermesstafel („Smiley-
Tafel“) zu erwerben und zu installieren. Im 
Vorgriff auf den Erörterungstermin wurde eine 
solche Tafel phasenweise installiert, um eine 
Erstwirkung (s.o.) zu demonstrieren. Der Peti-
tionsausschuss begrüßt diese Maßnahme 
sowie die Ankündigung der Auswertung und 
erneuten verdeckten Messung ausdrücklich. 
Die Wirksamkeit dieser Tafeln ist verkehrspsy-
chologisch mittlerweile mehrfach in Studien 
belegt worden, weshalb die Maßnahme aus 
Sicht des Petitionsausschusses grundsätzlich 
geeignet erscheint, die Geschwindigkeitsein-
haltung im Bereich der N.-Straße nachhaltig zu 
sichern und weiter zu verbessern. Es obliegt 
nunmehr dem Petenten, das Angebot der 
Stadt D. abzuwägen. 
 
Gleichwohl ist dem Ausschuss im Ortstermin 
nicht verborgen geblieben, dass die N.-Straße 
aus der Fahrtrichtung H.-Straße kommend mit 
recht hoher Geschwindigkeit angefahren wer-
den kann. Eine entsprechende Beschilderung, 
die den Verkehr, der von außerorts kommt, 
zuvor abbremst und auf die herabgesetzte 
Geschwindigkeit von 30 km/h vorbereitet, fehl-
te aus hiesiger Sicht. Die Landesregierung 
wird gebeten zu prüfen, ob hier eine Verbesse-
rung der Beschilderung erreicht werden kann. 
Insgesamt vermag der Ausschuss nicht zu 
erkennen, dass den Eingaben des Petenten 
nicht nachgegangen werde. Vielmehr liegt eine 
abweichende Beurteilung der Sach- und 
Rechtslage zwischen den beteiligten Behörden 
und dem Petenten vor. Der Ausschuss bedau-
ert es, dass er diesen Konflikt nicht im Sinne 
des Petenten zu lösen vermochte. Der Aus-
schuss hofft, dass die nun angekündigten und 
offerierten Maßnahmen zur Befriedung der 
Situation beitragen werden. 
 
Im Übrigen besteht kein Anlass, um der Lan-
desregierung (Ministerium des Innern des 
Landes Nordrhein-Westfalen) Maßnahmen zu 
empfehlen. Der Petent erhält eine Ablichtung 
der Stellungnahme der Landesregierung. 
 
 
18-P-2024-12114-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht die Eingabe nach 
Zurücknahme als erledigt an. 
 
Der Petitionsausschuss wünscht dem Petenten 
und seiner Tochter für die Zukunft alles Gute. 
 

Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-07351-02 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. Auch unter Berück-
sichtigung des neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss weiterhin keine Möglich-
keit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Soweit die Eingabe des Petenten darüber hin-
aus sprachlich übergriffige, möglicherweise 
beleidigende und gegebenenfalls auch straf-
bewehrte Passagen im Sinne des § 97 Abs. 4 
b Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-
Westfalen enthält, weist der Petitionsaus-
schuss die Petition außerdem aus diesem 
Grund zurück. 
 
Es muss im Übrigen bei den Beschlüssen vom 
16.04.2024 und vom 28.10.2025 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2025-07502-01 
Rechtspflege 
 
 
Die Verfahren unter den Geschäftszeichen 18-
P-2025-16922-00 unter 18-P-2025-07502-01 
werden miteinander verbunden.  
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18-P-2025-07910-02 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be der Petentin zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. Auch unter Berück-
sichtigung des neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss weiterhin keine Möglich-
keit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Eine Petentin hat im Petitionsverfahren An-
spruch darauf, dass die Petition entgegenge-
nommen, geprüft und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind gewährt 
worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne der Petentin ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Es muss im Übrigen bei den Beschlüssen vom 
12.03.2024 und vom 30.09.2025 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
18-P-2025-08630-01 
Grundsicherung 
 
 
Der Petent begehrt die Bearbeitung der Bezif-
ferung eines Erstattungsanspruchs, den der 
Träger der Sozialhilfe gegenüber dem Wohn-
geldträger angemeldet hat. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass der 
Träger der Sozialhilfe zwischenzeitlich seinen 
gegenüber dem Wohngeldträger angemelde-
ten Erstattungsanspruch beziffert hat. Der 
Wohngeldträger hat den übersteigenden Be-
trag rückwirkend in voller Höhe an den Peten-
ten ausgezahlt. Dem Anliegen des Petenten ist 
damit umfassend entsprochen. 
 
Gleichwohl ist festzustellen, dass die Bearbei-
tung verzögert erfolgte, wofür sich der Träger 
der Sozialhilfe ausdrücklich entschuldigt. Die 
Verzögerung ist auf eine unvorhergesehen 
stark eingeschränkte personelle Situation zu-
rückzuführen und sowohl für den Betroffenen 
als auch die Sachbearbeitung unbefriedigend. 
Der Träger der Sozialhilfe hat deutlich ge-

macht, dass er bemüht ist, eine zeitnahe Be-
arbeitung sicherzustellen. In Zeiten personeller 
Engpässe kann eine Verzögerung jedoch lei-
der nicht vollständig ausgeschlossen werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-08914-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten – auch unter Berücksichti-
gung neuen Vorbringens – geprüft. Er sieht 
weiterhin keine Möglichkeit, dem Anliegen zum 
Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
25.06.2024 verbleiben. 
 
 
18-P-2025-09387-02 
Rechtspflege 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. Auch unter Berück-
sichtigung des neuen Vorbringens sieht der 
Petitionsausschuss weiterhin keine Möglich-
keit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Es muss im Übrigen bei den Beschlüssen vom 
23.07.2024 und vom 30.09.2025 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
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18-P-2025-09440-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten – auch unter Berücksichti-
gung neuen Vorbringens – geprüft. Er sieht 
weiterhin keine Möglichkeit, dem Anliegen zum 
Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
29.10.2024 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-10268-01 
Bauordnung 
 
 
Der Petent hat sich mit einer erneuten Anre-
gung an den Petitionsausschuss gewandt. Der 
Petitionsausschuss hat sich zu der Anregung 
vom Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung – MHKBD - unterrichten 
lassen.   
 
Anlässlich seiner erneuten Anregung hat das 
MHKBD dem Petenten mit Schreiben vom 
14.10.2025 geantwortet. Dem Petenten wurde 
mitgeteilt, dass die vorgetragene Anregung 
dem Innovationsausschuss zugeleitet wurde 
und er weitere Vorschläge künftig auf der 
Homepage 
https://www.mhkbd.nrw./buerokratie-am-bau-
ciao/mitmachen an den Innovationsausschuss 
richten kann.  
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund davon ab, der Landesregierung 
(MHKBD) weitere Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-10297-01 
Grundsicherung 
 
 
Der Bevollmächtigte weist mit seiner erneuten 
Petition auf ungeklärte Zuständigkeiten, nicht 
zugestellte Entscheidungen, unterlassene 
gesetzliche Beteiligungen sowie widersprüchli-
che Verwaltungsabläufe hin, die bei ihm insge-
samt Zweifel an der Verantwortungsübernah-
me der beteiligten Stellen aufkommen lassen. 
 
Der Petitionsausschuss hat die erneute Einga-
be zum Anlass genommen, die zugrunde lie-
gende Sachlage nochmals zu prüfen. Er stellt 
fest, dass das Widerspruchsverfahren in Be-
zug auf die Gewährung einer Rente wegen 
voller Erwerbsminderung mit Bescheid vom 
27.10.2025 abgeschlossen wurde. Dem Peten-
ten ist eine Rente wegen voller Erwerbsminde-

rung auf Dauer rückwirkend ab dem 
01.01.2021 zuerkannt worden. 
 
Hinsichtlich der weiteren angesprochenen 
Fragen erhält der Bevollmächtigte eine Kopie 
der Stellungnahme der Landesregierung (Mi-
nisterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales) 
vom 01.12.2025, damit er die gewünschten 
Informationen erhält. 
 
Einen Anlass, dem Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales weitere Maßnahmen im 
Sinne der Petition zu empfehlen, sieht der 
Petitionsausschuss nicht. 
 
 
 
18-P-2025-11422-01 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
Bauordnung 
 
 
Die erneute Eingabe des Petenten wurde zum 
Anlass genommen, die fraglichen Wohnungen 
erneut von der Stadt überprüfen zu lassen. Es 
handelt sich weiterhin nicht um Monteurwoh-
nungen im Sinne eines Beherbergungsbe-
triebs, sondern um längerfristige Wohnverhält-
nisse im Sinne allgemeinen Wohnens. 
 
Soweit sich der Petent durch Lärmimmissionen 
gestört fühlt, empfiehlt ihm der Petitionsaus-
schuss, sich im Rahmen seiner Mitwirkungs-
pflicht unmittelbar an die zuständige untere 
Ordnungsbehörde der Stadt zu wenden. 
 
Darüber hinaus sieht der Petitionsausschuss 
keine Möglichkeit, weiter im Sinne der Petition 
tätig zu werden. 
 
 
18-P-2025-11565-01 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zu dem der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt und 
der Rechtslage berichten lassen.  
 
Er nimmt die beigefügte Stellungnahme des 
Ministeriums der Finanzen zur Kenntnis. Einen 
Anlass für Maßnahmen sieht er nicht. 
 
 
 
18-P-2025-12033-02 
Baugenehmigungen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat erneut die Sach- 
und Rechtslage aufgrund der weiteren Einga-
be des Petenten geprüft und sieht keinen An-
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lass zu weiteren Maßnahmen. Es wird auf die 
Beschlüsse vom 24.06.2025 und 28.10.2025 
verwiesen. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-
sungsgemäßen Rechte sind Herrn B. gewährt 
worden. Ein Anspruch auf eine bestimmte 
Beschlussfassung und dies vor allem im Sinne 
des Petenten ist nach den durch Rechtspre-
chung und Literatur gefestigten Grundsätzen 
des Petitionsrechts nicht vorgesehen. Auch ein 
wiederholtes Vorbringen kann nicht zu einem 
anderen Ergebnis führen. 
 
Nachdem der Sachverhalt nun wiederholt ge-
prüft wurde, werden weitere Schreiben in die-
ser Angelegenheit ohne neues Sachvorbringen 
künftig nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2025-12069-02 
Jugendhilfe 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Petentin mit ihrer erneuten Eingabe keine 
neuen überprüfbaren Sachverhalte vorträgt. 
 
Eine Petentin hat im Petitionsverfahren An-
spruch darauf, dass die Petition entgegenge-
nommen, geprüft, und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind der Petentin 
gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne der Petentin ist nicht 
vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des Peti-
tionsausschusses ist nicht möglich.  
 
Auch besteht kein Anspruch auf eine ständig 
wiederholte Befassung mit dem bereits vorge-
tragenen Sachverhalt. 
 
 
18-P-2025-12078-01 
Denkmalpflege 
 
 
Nach erneuter Prüfung der Sach- und Rechts-
lage der Eingabe des Petenten sieht der Peti-
tionsausschuss davon ab, der Landesregie-
rung (Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung) weitere Maßnahmen 

zu empfehlen. Es muss bei dem Beschluss 
des Petitionsausschusses vom 24.06.2025 
verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-13129-01 
Energienutzung 
 
 
Der Petent begehrt die Beantwortung weiterer 
Fragen zur Berechnung des Wirkungsgrads 
eines Kaminofens und stellt die Zulässigkeit 
der zugrunde gelegten Prüfnormen sowie der 
Herstellerangaben in Frage. 
 
Nach erneuter Prüfung der Sach- und Rechts-
lage bleibt festzustellen, dass die Hersteller-
angaben auf den vorgeschriebenen standardi-
sierten Prüfbedingungen beruhen. Hinweise 
auf eine fehlerhafte Anwendung der maßgebli-
chen Normen liegen nicht vor. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie) vom 12.11.2025. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keinen 
Anlass, im Sinne der Petition weiter tätig zu 
werden. Es bleibt beim Beschluss vom 
24.06.2025. 
 
 
18-P-2025-13281-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und die Eingabe zum An-
lass genommen, einen Erörterungstermin ge-
mäß Art. 41a der Landesverfassung durchzu-
führen. 
 
Der Petent ist im Jahr 2021 gemeinsam mit 
seiner Mutter und seiner jüngeren Schwester 
aus dem Irak nach Deutschland gekommen. 
Seine Schwester wird derzeit in Deutschland 
aufgrund einer fortgeschrittenen Tumorerkran-
kung nach einem Rezidiv palliativ behandelt. 
Gemeinsam mit der Mutter pflegt und sorgt der 
nun volljährige Petent für die Schwester und 
lebt mit diesen in einer gemeinsamen Woh-
nung. Der Petent trägt dadurch zur deutlichen 
Entlastung der Mutter und alltäglichen Freude 
der Schwester bei und hilft die schwierige Si-
tuation für die Familie tragbar zu machen. Mit 
der Petition begehrt er in erster Linie eine Dul-
dung mit Beschäftigungserlaubnis, um weiter-
hin seine Familie unterstützen und begleiten 
zu können. Die Ausübung einer Erwerbstätig-
keit ermöglicht es dem Petenten, seinen eige-
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nen Lebensunterhalt zu sichern und dennoch 
die Pflege und Sorge für seine Schwester aus-
zuüben. 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt sehr, dass die 
Ausländerbehörde der Stadt D. dem Petenten 
eine einjährige Duldung und eine Beschäfti-
gungserlaubnis in Aussicht stellt. Hierzu muss 
er in einem ersten Schritt seinen originalen 
Pass an die Ausländerbehörde aushändigen. 
Aufgrund eines Missverständnisses wurde der 
nunmehr ungültige Pass der Ausländerbehör-
de bislang nicht ausgehändigt. 
In einem zweiten Schritt muss der Petent wei-
tere Bemühungen, einen gültigen Pass zu 
erlangen, unternehmen und dies gegenüber 
der Ausländerbehörde schriftlich nachweisen.  
Der Ausschuss rät dem Petenten zu einer 
engen Zusammenarbeit und guten Kommuni-
kation mit der Ausländerbehörde. 
 
Der Ausschuss hat großes Mitgefühl für die 
äußerst belastende Situation und die großen 
Sorgen der Familie. Er wünscht dem Petenten 
und seiner Familie alles Gute.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landesregie-
rung (Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) um 
Nachbericht zum 31.12.2026.  
 
 
18-P-2025-13344-01 
Rechtspflege 
Erbschaft- und Schenkungsteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  
 
Er sieht danach keine Möglichkeit, dem Anlie-
gen des Petenten zum Erfolg zu verhelfen. Ein 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium der 
Finanzen - MF) Maßnahmen zu empfehlen, 
besteht nicht. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MF vom 02.12.2025 zur 
weiteren Information. 
 
 
18-P-2025-13409-00 
Straßenbau 
 
 
Die Petentin betreibt einen Friseursalon in der 
Gemeinde H. an einer Bundesstraße. Im Zuge 
des Ausbaus der Bundesstraße fällt der vor 
ihrem Ladenlokal belegene Mehrzweckstreifen 
zu Gunsten eines Radfahrstreifens weg. 
Dadurch fehlen der Petentin anliegende Park-

plätze, weshalb sie ihre wirtschaftliche Exis-
tenz gefährdet sieht. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe gem. 
Art. 41a der Landesverfassung für Nordrhein-
Westfalen geprüft und am 05.12.2025 im 
Rahmen eines Ortstermins erörtert. Zwischen-
zeitlich hat die Petentin den Pachtvertrag über 
das Ladenlokal jedoch gekündigt und einen 
alternativen Standort gepachtet, da die dro-
henden wirtschaftlichen Nachteile zu schwer-
wiegend waren. Die Petition ist damit in der 
Sache und durch Rücknahme erledigt, vgl. § 
97 Abs. 5 lit. c) der Geschäftsordnung des 
Landtages Nordrhein-Westfalen. 
 
Der Petitionsausschuss wünscht der Petentin 
zur Wiedereröffnung ihres Friseursalons an 
einem anderen Standort alles Gute. 
 
 
 
18-P-2025-13957-01 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten - auch unter Berücksichtigung 
neuen Vorbringens - geprüft. Er sieht weiterhin 
keine Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
02.09.2025 verbleiben. 
 
 
18-P-2025-14305-01 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. 
 
Der Petent rügt, dass sich der Petitionsaus-
schuss im Rahmen des vorangegangenen 
Petitionsverfahrens nicht abschließend zu den 
aufgeworfenen Fragestellungen des Petenten 
geäußert habe. Unter anderem fehle es an 
einer Beantwortung, ob die Stellungnahmen 
des Ministeriums des Innern Nordrhein-
Westfalen (IM NRW) bezüglich der Umsetzung 
der Verwaltungsvorschriften zu § 48 Abs. 2 
Ordnungsbehördengesetz (OBG) den fachli-
chen und rechtlichen Anforderungen genügen. 
Außerdem habe die Stadt B. zu keiner Zeit auf 
seine Dienstaufsichtsbeschwerden reagiert. 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage sowie der ministeriellen Stellung-
nahme sieht der Petitionsausschuss weiterhin 
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keinen Anlass, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14367-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem Behör-
dengespräch gemäß Artikel 41a der Landes-
verfassung konnte das Anliegen der Petenten 
diskutiert werden. 
 
Die Petenten sind Eltern von fünf Kindern. Vier 
der Kinder wurden im Jahr 2023 durch das 
zuständige Jugendamt in Obhut genommen. 
Durch Entscheidung des Familiengerichts wur-
de den Eltern das Sorgerecht entzogen. Auch 
das Besuchsrecht der Eltern wurde durch Ent-
scheidung des Familiengerichts geregelt. Das 
fünfte Kind wurde im Jahr 2024 geboren und 
lebt seitdem bei seinen Eltern. Die Petenten 
tragen vor, hierfür keinerlei Unterstützung 
durch das Jugendamt zu erhalten. Die Eltern 
beklagen, aufgrund fehlerhafter Entscheidun-
gen des Jugendamtes aktuell keinen Kontakt 
zu ihren vier Kindern haben zu dürfen. Die 
Kinder seien jedoch nicht gut untergebracht 
und sollten schnellstmöglich in den elterlichen 
Haushalt zurückkehren. Die Petenten fühlen 
sich gegenüber dem Jugendamt machtlos. 
 
Der Ausschuss hat die Vorwürfe der Petenten 
ernst genommen und das Gespräch mit dem 
zuständigen Jugendamt gesucht. Er konnte 
sich davon überzeugen, dass das Jugendamt 
in erster Linie zum Wohle jedes einzelnen 
Kindes agiert. Die komplizierte Situation um 
die fünf Kinder konnte erläutert werden. Im 
Zeitpunkt der Inobhutnahme der vier Kinder 
war das fünfte Kind der Familie noch nicht 
geboren. Die Inobhutnahme erfolgte aus den 
Petenten bekannten Gründen, welche durch 
das Familiengericht und ein im Rahmen des 
Verfahrens erstellten Gutachtens bestätigt 
worden sind. Das fünfte Kind wurde erst später 
geboren. Aufgrund der gesetzlichen Vorschrif-
ten, insbesondere nach § 8a SGB VIII, ist das 
Jugendamt verpflichtet, für jedes Kind indivi-
duell eine Gefährdungsbeurteilung durchzufüh-
ren. Mangels Anzeichen einer Gefährdung des 
Säuglings war die Durchführung eines Verfah-
rens wegen möglicher Kindeswohlgefährdung 
hier nicht angezeigt. Nichtsdestotrotz seien 
Gespräche mit den Petenten geführt worden, 
im Rahmen derer auch Unterstützungsmaß-
nahmen gem. §§ 27 ff. SGB VIII angeboten 
worden seien. Das Jugendamt konnte sich 
jedoch im Ergebnis davon überzeugen, dass 

die Petenten das bei ihnen lebende Kind ohne 
externe Hilfe betreuen und versorgen konnten. 
Entsprechend habe die Familie Hilfsangebote 
(bisher) nicht angenommen. 
 
Hinsichtlich der vier untergebrachten Kinder 
hat der Ausschuss erkannt, dass hierzu aktuell 
ein Verfahren auf Wiedererlangung des Sorge-
rechts vor dem Oberlandesgericht anhängig 
ist. Im Zuge dieses Verfahrens werde aktuell 
auch ein neues psychologisches Gutachten 
erstellt. Aufgrund der Gewaltenteilung nach 
Artikel 97 des Grundgesetzes und der damit 
einhergehenden richterlichen Unabhängigkeit 
ist dem Ausschuss eine Überprüfung, Ände-
rung oder Aufhebung der gerichtlichen Ent-
scheidung nicht möglich. 
 
Der Ausschuss zeigt sich erleichtert über das 
engagierte Auftreten des Jugendamtes und die 
Bereitschaft, bei Antragstellung oder sonstigen 
Hinweisen auf die Notwendigkeit zur Bereitstel-
lung von Unterstützungsmaßnahmen sofort 
agieren zu können. Den Petenten wird gera-
ten, sich bei Bedarf an Unterstützung an das 
zuständige Jugendamt zu wenden.  
 
Ein weiteres Anliegen der Petenten war die 
Durchführung bzw. die Wiederaufnahme der 
Besuchskontakte. Per Gerichtsentscheidung 
wurde seinerzeit ein Besuchsrecht alle sechs 
Wochen festgelegt. Aufgrund von Schwierig-
keiten konnten diese Besuchskontakte zuletzt 
nicht mehr durchgeführt werden, da die Zu-
sammenarbeit mit drei unterschiedlichen Trä-
gern scheiterte. Der Ausschuss kann die Sorge 
der Petenten, ihre Kinder würden sich so im-
mer mehr von ihrer Familie entfremden, gut 
nachvollziehen. Umso mehr begrüßt er die 
Zusage des Jugendamtes, sich zeitnah für 
einen neuen Besuchskontakt einzusetzen und 
diesen eigenstündig zu begleiten. Er zeigt 
jedoch Verständnis dafür, dass solche Be-
suchskontakte nicht dauerhaft durch das Ju-
gendamt selbst begleitet werden können. 
Langfristig ist es erforderlich, hierfür einen 
privaten Träger zu finden, der sich bereit er-
klärt, die Besuche zu begleiten. Insofern appel-
liert der Ausschuss ausdrücklich an die Peten-
ten, sich im Rahmen der Besuchskontakte an 
die vorgegebenen Regeln zu halten. Insbe-
sondere hält er es für unerlässlich, die Ge-
spräche mit den Kindern ausnahmslos auf 
Deutsch zu führen und das zwischen den Kin-
dern, den Vormündern, Verfahrensbeiständen 
und anderen Verfahrensbeteiligten aufgebaute 
Vertrauensverhältnis nicht zu konterkarieren. 
Es wird für unerlässlich gehalten, dass alle 
Beteiligten zum Wohle der Kinder konstruktiv 
zusammenarbeiten und so zu einer für alle 
zufriedenstellenden Lösung beitragen. 
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Der Ausschuss wünscht der Familie alles Gute 
und vor allem Geduld und Vertrauen, bis die 
für alle Beteiligten richtigen Entscheidungen 
getroffen werden können. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration NRW) wird um ergänzende Stel-
lungnehme zum Fortgang des Verfahrens zum 
30.04.2026 gebeten. 
 
 
 
 
18-P-2025-14384-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
Bauordnung 
 
 
Die Petition betrifft Lärm- und Geruchsimmis-
sionen einer nahegelegenen Schwimmschule. 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Die Baugenehmigung der streitgegenständli-
chen Schwimmhalle ist ebenfalls Gegenstand 
eines beim zuständigen Verwaltungsgericht 
anhängigen Klageverfahrens, welches noch 
nicht abgeschlossen ist. 
 
Da Artikel 97 des Grundgesetzes die Unab-
hängigkeit von Richterinnen und Richtern ge-
währleistet, kann der Petitionsausschuss keine 
Entscheidungen von Richterinnen und Rich-
tern überprüfen, ändern oder aufheben kann. 
Aus dem gleichen Grund scheidet eine Ein-
flussnahme des Petitionsausschusses auf ein 
laufendes gerichtliches Verfahren aus. 
 
Unbeschadet dessen liegen nach derzeitigem 
Stand auch keine Erkenntnisse vor, die ein 
ordnungsbehördliches Einschreiten im Sinne 
des Petenten erfordern. Nach Lärmmessungen 
und örtlichen Überprüfungen der unteren Im-
missionsschutzbehörde konnten insbesondere 
keine immissionsschutzrechtswidrigen Zustän-
de festgestellt werden. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digi-
talisierung; Ministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Verkehr) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen, bittet diese jedoch um Bericht über 
den Ausgang des Verwaltungsverfahrens.  
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-14386-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Mit seiner Eingabe beanstandet der Petent 
Lärm- und Geräuschimmissionen nahegelege-
ner Gastronomiebetriebe. Der Petitionsaus-
schuss hat die Sach- und Rechtslage der Peti-
tion geprüft, nachdem er sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung - 
MHKBD; Ministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr - MUNV) unterrichten lassen hat.  
 
Soweit die seitens des Petenten genannten 
Nutzungen formell und/oder materiell illegal 
betrieben wurden, ist die untere Bauaufsichts-
behörde zwischenzeitlich ordnungsbehördlich 
tätig geworden. 
 
Der seitens der unteren Immissionsschutzbe-
hörde identifizierte Hauptemittent (Ankara 
Markt) stellte die für die Emissionen haupt-
sächlich verantwortlichen Nutzungen wie 
Warmküche und Backstube zwischenzeitlich, 
bis zur Erteilung einer Baugenehmigung und 
Umsetzung der erforderlichen immissions-
schutzrechtlichen Ertüchtigungsmaßnahmen, 
freiwillig ein. Die Beeinträchtigungen des Pe-
tenten dürften damit zumindest größtenteils 
ausgeräumt sein. 
 
Die übrigen in der Petition genannten Betriebe 
sind baurechtlich genehmigt. Ob die in den 
Betriebsbeschreibungen dargestellten, teilwei-
se in die Nachtzeit (22 - 6 Uhr) hineinreichen-
den Betriebszeiten eingehalten werden und ob 
diese immissionsschutzrechtlich bedenklich 
sind, wird die untere Bauaufsichtsbehörde zu 
kontrollieren und erforderlichenfalls darüber zu 
entscheiden haben, ob weitere bauaufsichtli-
che Maßnahmen zu veranlassen sind. Die 
obere Bauaufsichtsbehörde wurde per Erlass 
gebeten, das Verfahren fachaufsichtlich zu 
begleiten. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung 
(MHKBD; MUNV) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-14501-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet und sich hierzu von der Lan-
desregierung (Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration) 
berichten lassen.  
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Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass der Petent die Voraussetzungen 
für die Ausstellung einer Bescheinigung des 
Rechts auf Daueraufenthalt in der EU nach 
Artikel 15 des Austrittsabkommens erfüllt. Ge-
gen die Versagung der vorgenannten Be-
scheinigung ist ein verwaltungsgerichtliches 
Verfahren anhängig. Das Ergebnis dieses 
Verfahrens bleibt abzuwarten.  
 
Dem Petenten wird empfohlen, das weitere 
Bestehen seiner Erwerbstätigeneigenschaft im 
Sinne von Art. 7 Abs. 3 der Richtlinie 
2004/38/EG in geeigneter Form nachzuwei-
sen. Hierzu wird ihm der enge Austausch mit 
der zuständigen Ausländerbehörde zur Ab-
stimmung entsprechender Notwendigkeiten 
dringend nahegelegt.  
 
Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass 
sich der Datenaustausch zwischen Ausländer-
behörden und Sozialleistungsträgen nach § 90 
Abs. 1 AufenthG richtet, welcher nach § 11 
Abs. 1 FreizügG/EU i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 1 
AufenthG auch auf Personen Anwendung fin-
det, deren Aufenthalt nach dem Freizügig-
keitsgesetz/EU geregelt ist, sowie § 71 Abs. 2 
Nr. 1a SGB X i.V.m. § 87 Abs. 2 Nr. 2a Auf-
enthG i.V.m. § 11 Abs. 1 FreizügG/EU.  
 
Auch im Übrigen sieht der Petitionsausschuss 
keine Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) Maß-
nahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-14547-01 
Bezüge der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die weitere 
Eingabe der Petentin zur Kenntnis. 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von Behör-
den und Dienststellen, die der Aufsicht des 
Landes unterstehen, zu überprüfen. Der Aus-
schuss ist auch zuständig für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung. Dabei muss sich seine 
Tätigkeit auf die Behandlung von Bitten und 
Beschwerden im Sinne von Artikel 17 des 
Grundgesetzes beschränken. 
 
Die Petentin hat im Petitionsverfahren An-
spruch darauf, dass die Petition entgegenge-
nommen, geprüft und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind ihr gewährt 
worden. Ein Anspruch auf eine bestimmte 
Beschlussfassung oder ein bestimmtes Tätig-
werden des Parlaments im Sinne der Petentin 

ist nicht vorgesehen. Auch darf der Petitions-
ausschuss keine Rechtsauskünfte erteilen. 
 
Auch das nochmalige Vorbringen der Petentin 
kann nicht zu einer anderen Beurteilung der 
Sachlage führen. Es muss daher beim Be-
schluss des Petitionsausschusses vom 
06.10.2025 bleiben. 
 
Es bleibt der Petentin unbenommen, sich mit 
ihrem Anliegen auch an den Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundestages zu wen-
den. 
 
 
 
18-P-2025-14560-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss sieht auch nach er-
neuter Prüfung keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. Er weist erneut 
darauf hin, dass es ihm aufgrund der mit Arti-
kel 97 des Grundgesetzes gewährleisteten 
richterlichen Unabhängigkeit nicht möglich ist, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. 
 
Insofern muss es insgesamt bei dem Be-
schluss vom 30.09.2025 verbleiben. 
 
 
18-P-2025-14562-01 
Gesundheitswesen 
Industrie- und Handelskammern 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die erneute 
Eingabe der Petentin zur Kenntnis. 
Nach wie vor sind systemische Aufsichts- oder 
Schutzlücken zum Anliegen der Petentin nicht 
erkennbar. 
 
Eine Petentin hat im Petitionsverfahren An-
spruch darauf, dass die Petition entgegenge-
nommen, geprüft, und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind der Petentin 
gewährt worden. Ein Anspruch auf eine be-
stimmte Beschlussfassung oder ein bestimm-
tes Tätigwerden des Parlaments im Sinne der 
Petentin ist nicht vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des Peti-
tionsausschusses ist nicht möglich. Es besteht 
kein Anspruch auf eine ständig wiederholte 
Befassung mit dem bereits vorgetragenen 
Sachverhalt. Auch das nochmalige Vorbringen 
kann nicht zu einer anderen Beurteilung der 
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Sach- und Rechtslage führen. Es muss daher 
beim Beschluss vom 29.10.2025 bleiben. 
 
Der Petitionsausschuss überweist diese Petiti-
on gemäß § 99 der Geschäftsordnung des 
Landtags als Material an den Rechtsaus-
schuss des Landtags. 
 
 
18-P-2025-14570-01 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-14574-01 
Wasser und Abwasser 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage sieht der Petitionsausschuss keine 
Möglichkeit, weiter im Sinne der Petition tätig 
zu werden. Es muss daher bei dem Beschluss 
des Petitionsausschusses vom 02.09.2025 
verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-14594-01 
Beamtenrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-14597-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet. Soweit der Petent einen An-
trag nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
(IFG) stellt, ist der Petitionsausschuss hierfür 
nicht der richtige Adressat. Einen entspre-
chenden Antrag könnte der Petent bei der 
zuständigen Behörde stellen, der die begehr-
ten Informationen vorliegen.  
 
Gleichwohl hat der Petitionsausschuss den 
Vortrag des Petenten zum Anlass genommen, 
die zugrunde liegenden Sachverhalte zu prü-
fen. Der Petitionsausschuss nimmt zur Kennt-
nis, aus welchem Anlass Zimmerkontrollen in 
der Zentralen Unterbringungseinrichtung 
durchgeführt werden und wie diese ablaufen.  
 
Soweit der Petent vorträgt, dass bei einer 
Zimmerkontrolle keine Rücksicht auf die Pri-
vatsphäre seiner Ehefrau genommen wurde, 
nimmt der Petition zur Kenntnis, dass auf das 

ankündigende Klopfen keine Reaktion aus 
dem Zimmer erfolgte. Wenn auf ein Klopfen 
keine Reaktion erfolgt, wird die Zimmertür 
einen kleinen Spalt geöffnet, um eine allge-
meine Sichtkontrolle vorzunehmen und mögli-
che Gefahren, zu Beispiel im Rahmen des 
Brandschutzes, ausschließen zu können. Der 
Betreuungsdienstleister hat im Rahmen der 
Sichtkontrolle festgestellt, dass eine brennen-
de Kerze im Zimmer stand. Die Ehefrau des 
Petenten befand sich zu diesem Zeitpunkt 
unter ihrer Bettdecke und konnte nicht bemerkt 
werden. Die brennende Kerze musste daher 
als akute Gefahr in brandschutzrechtlicher 
Hinsicht wahrgenommen und entfernt werden.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt darüber hinaus 
zur Kenntnis, dass das Verbot bestimmter 
verderblicher Lebensmittel auf dem Hausrecht 
des Betreibers der Unterbringungseinrichtung 
basiert. Dies erfolgt aus hygienischen Grün-
den, da Bewohnerinnen und Bewohner keine 
Möglichkeit haben, die Lebensmittel auf ihrem 
Zimmer in geeigneter Form zu lagern.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt überdies zur 
Kenntnis, dass während des Fastenmonats 
Ramadan die Bewohnerinnen und Bewohner 
die Möglichkeit haben, Lunchpakete zu erhal-
ten. Sofern es Beschwerden über die Verpfle-
gung in der Unterkunft geben sollte, können 
diese an die Bezirksregierung gerichtet wer-
den.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zudem zur 
Kenntnis, dass mit den Taschenkontrollen 
verhindert werden soll, dass verbotene Ge-
genstände in die Einrichtung gelangen. Die 
Sichtkontrollen betreffen alle Bewohnerinnen 
und Bewohner und dienen ausdrücklich nicht 
der persönlichen Beobachtung.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-14599-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
Dabei hat der Petitionsausschuss davon 
Kenntnis erlangt, dass der Petent Opfer eines 
Verkehrsunfallgeschehens wurde, bei dem der 
Petent schwer verletzt worden ist. 
 
Der Petitionsausschuss hat von Inhalt und 
Gang der bei der Staatsanwaltschaft Münster 
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geführten Ermittlungsverfahren Kenntnis ge-
nommen.  
 
Der Ausschuss bedauert, dass sich das Un-
fallgeschehen bislang nicht hat aufklären las-
sen. Die behördliche Sachbehandlung ist nach 
erfolgter Überprüfung jedoch nicht zu bean-
standen. 
Es besteht vor diesem Hintergrund kein An-
lass, der Landesregierung (Ministerium des 
Innern und Ministerium der Justiz) Maßnah-
men zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss wünscht dem Petenten 
eine gute Genesung und für die Zukunft alles 
Gute. 
 
 
 
18-P-2025-14609-00 
Corona-/Covid-19-Pandemie 
 
 
Der Petent begehrt die Niederschlagung bzw. 
den Erlass von Forderungen des Landes Nord-
rhein-Westfalen, vertreten durch die Bezirksre-
gierung A., aus überzähligen Unterstützungs-
leistungen zur Milderung der Folgen der Covid-
19-Pandemie (Corona-Soforthilfen NRW).  
 
Der Petent betrieb 40 Jahre lang als Maler-
meister eine Malerfirma. Der Betrieb bestand 
regelmäßig aus dem Petenten sowie einem 
bzw. mehreren Lehrlingen. Im Zuge der Covid-
19-Pandemie nahm der Petent die Corona-
Soforthilfe des Landes Nordrhein-Westfalen in 
Anspruch in der Annahme, es handele sich um 
einen Zuschuss. Die Hilfszahlung war erforder-
lich geworden, da dem Petenten im Zuge von 
„lockdowns“ die Aufträge weggebrochen wa-
ren. Die Möglichkeit einer Rückzahlung der 
Soforthilfe war für den Petenten nicht ersicht-
lich. Er erhielt den maximalen Zuschuss in 
Höhe von 9.000,- €. Ende 2020 gab der Petent 
seinen Betrieb auf, da er aus gesundheitlichen 
Gründen in Rente gehen wollte. Zudem hatte 
sein letzter Auszubildender seinen Berufsab-
schluss erhalten.  
 
Die Bezirksregierung A. als Bewilligungsbe-
hörde war schließlich verpflichtet, alle Fälle der 
Soforthilfe-Gewährung zu prüfen. Insbesonde-
re war im sogenannten Zweiten bzw. „Neuen“ 
Rückmeldeverfahren eine Überprüfung und 
Berechnung des Liquiditätsengpasses – auch 
im Falle des Petenten – erforderlich. Die wirt-
schaftlichen Ausfälle und Erträge wurden aus-
gewertet, was eine Überzahlung in Höhe von 
3.600,- € ergab. Der Petent wandte ein, er 
könne diese Summe nicht zurückzahlen, da er 
wirtschaftlich nicht leistungsfähig sei. Er bezie-
he eine Rente von rund 1.000,- € im Monat. Es 

bliebe daher nicht genug für die allgemeinen 
Lebenshaltungskosten. Er führte zudem an, 
dass andere Bundesländer die Möglichkeit 
eines Erlasses der Forderungen aus Billig-
keitsgründen ermöglichten. Derzeit ist die For-
derung von 3.600,- € über den – nach den 
entsprechenden Anwendungsvorschriften zur 
Landeshaushaltsordnung – maximal mögli-
chen Zeitraum von 36 Monaten gestundet. Der 
Petent leistet die monatlichen Rückzahlungen 
in Höhe von 100,- € regelmäßig. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten gem. Art. 41a der Landesverfassung 
für Nordrhein-Westfalen behandelt und im 
Rahmen eines Erörterungstermins am 
11.12.2025 umfänglich geprüft. Die Sach- und 
Rechtslage wurde intensiv beraten. 
 
Der Petitionsausschuss erkennt an, dass durch 
eine anfänglich schwierige und überlagerte 
Kommunikation der Landesregierung, die den 
Eilmaßnahmen sowie der dynamischen Ent-
wicklung der pandemischen Lage geschuldet 
war, wesentliche Informationen nur schrittwei-
se zu erlangen waren. Es erscheint daher 
nachvollziehbar, dass eine mögliche zukünfti-
ge Rückforderung von geleisteten Soforthilfen 
nicht sofort ersichtlich war. Dennoch muss der 
Petitionsausschuss vor dem Hintergrund, dass 
die Soforthilfe eine Billigkeitsleistung im Sinne 
der Wirtschaftshilfe darstellt, auf die kein 
grundsätzlicher Rechtsanspruch besteht, da-
rauf hinweisen, dass ein unbedingtes Vertrau-
en auf das Einbehalten der maximalen Förder-
summe nicht voraussetzungslos bestanden 
hat. Dies insbesondere, da der Petent sich 
fachkundiger Hilfe durch seinen Steuerberater 
bediente. Der mit niedrigen Voraussetzungen 
versehene Einsatz von Steuermitteln zur Ab-
milderung der pandemiebedingten wirtschaftli-
chen Verwerfungen steht daher der Grundsatz 
des verantwortungsvollen Haushaltens der 
öffentlichen Träger gegenüber. Daher ist die 
öffentliche Hand verpflichtet, einerseits für 
einen gleichmäßigen Vollzug von Rückforde-
rungen zu Sorgen, soweit Hilfen im Übermaß 
geleistet worden sind. Andererseits dürfen 
Billigkeitsregelungen wie die des § 59 der 
Landeshaushaltsordnung nur in engen Gren-
zen angewandt werden, um anlasslose Wirt-
schaftshilfen zu vermeiden. Erlasse kommen 
daher grundsätzlich nicht in Betracht. Diese 
Rechtsposition ist – auch in Abstimmung mit 
anderen Bundesländern – in Übereinstimmung 
mit dem Landesrechnungshof entwickelt wor-
den, um den Haushaltsgrundsätzen zu ent-
sprechen. 
 
Zunächst ist – wie im vorliegenden Fall – eine 
Stundung zu gewähren. Erst bei Ausfall der 
Zahlungen kann die Möglichkeit der Nieder-
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schlagung im Rahmen des anschließenden 
Vollstreckungsverfahrens geprüft werden. Vor-
liegend vermag der Petent die gestundeten 
Zahlungen fristgerecht zu bedienen. Eine Nie-
derschlagung setzt sodann auch eine umfäng-
liche Prüfung der Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse im Einzelfall voraus. Da der 
Petent vorliegend über ein nicht unbeträchtli-
ches Vermögen in Form von Sparguthaben 
und einem abbezahlten Eigenheim verfügt, 
kommt ein solches Vorgehen nicht in Betracht. 
Andere Möglichkeiten, um dem Begehren des 
Petenten zum Erfolg zu verhelfen, sind daher 
nicht ersichtlich. 
 
Der Petitionsausschuss bedauert es, dass er 
dem Petenten nicht zu entsprechen vermag. 
Er sieht keinen Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie) Maßnahmen zu empfeh-
len. Der Ausschuss wünscht dem Petenten 
alles Gute für seinen Ruhestand. 
 
 
18-P-2025-14616-00 
Straßenbau 
 
 
Gegenstand der Petition ist das in Rede ste-
hende Neubaugebiet und die geplante Er-
schließung. Der Petitionsausschuss hat die 
Sach- und Rechtslage, die der Eingabe des 
Petenten zugrunde liegt, geprüft.  
 
Der vom Rat der Gemeinde gefasste Sat-
zungsbeschluss zur Änderung des Bebau-
ungsplans Nr. 2.11 ist in den vom Petenten 
kritisierten Punkten grundsätzlich nicht zu be-
anstanden. Weder scheint die geplante ver-
kehrliche Erschließung rechtliche oder techni-
sche Vorgaben zu verletzten, noch besteht ein 
allgemeines Recht auf Unveränderlichkeit öf-
fentlicher Verkehrsverbindungen. Ebenso wur-
den von der Gemeinde bereits geeignete und 
zielgerichtete Maßnahmen zur Minimierung der 
Geruchsbelastung ergriffen, wobei der An-
schluss des Neubaugebietes keine Ver-
schlechterung der Geruchssituation erwarten 
lässt.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr; 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) weitere Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-14663-01 
Polizei 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen und sieht weiterhin 
keinen Anlass, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen. 
 
Es muss daher beim Beschluss vom 
25.11.2025 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-14672-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Die Petentin beanstandet Beschädigungen 
ihres Hauses durch Baumaßnahmen auf dem 
Nachbargrundstück sowie eine unzulässige 
Andienung der Baustelle über ihr Grundstück. 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe der Petentin zu-
grunde liegt, geprüft.  
 
Für die Erschließung des rückwärtigen Teils 
des in Rede stehenden Grundstücks über das 
Grundstück der Petentin liegt eine grundbuch-
lich gesicherte Dienstbarkeit vor. Auf eine bau-
lastmäßige Sicherung der Erreichbarkeit des 
Innenhofes für Rettungskräfte der Feuerwehr 
kann vorliegend verzichtet werden, da anstelle 
einer anleiterbaren Stelle als zweiter Ret-
tungsweg die Errichtung einer Außentreppen-
anlage vorgesehen ist. 
 
Soweit die Petentin auf Ansprüche wegen der 
an der Fassade ihres Wohngebäudes entstan-
denen Schäden durch Baufahrzeuge hinweist 
bzw. deren Beseitigung durchsetzen möchte, 
muss sie diese zivilrechtlich geltend machen. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keine Möglichkeit, weiter im Sinne der 
Petition tätig zu werden. 
 
 
18-P-2025-14687-00 
Wasser und Abwasser 
Bauordnung 
 
 
Der Petent beanstandet die zugunsten der 
Stadtwerke erteilte Baugenehmigung zur Er-
richtung einer Parkplatzanlage mit 43 Stellplät-
zen und einer Photovoltaik-Überdachung. Der 
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Petitionsausschuss hat die Eingabe des Pe-
tenten geprüft.  
 
Eine Baugenehmigung für das Vorhaben ge-
mäß § 34 BauGB war zu erteilen, da durch das 
Vorhaben eine bestehende Baulücke ge-
schlossen wird. Nachbarschützende Vorschrif-
ten sowie das damit einhergehende Rück-
sichtnahmegebot sind durch das Vorhaben 
nicht betroffen. Die Schaffung einer Parkplatz-
anlage für ca. 120/ 125 Mitarbeiter der Stadt-
werke tragen erheblich zur Entspannung der 
angespannten Parksituation auf der Graf-
Adolf-Straße und Umgebung bei. 
 
Die untere und die obere Wasserbehörde wur-
den im Zuge des Genehmigungsverfahrens 
beteiligt und haben keine Bedenken geäußert. 
Die seitens der Wasserbehörden geforderten 
wasserschutzrechtlichen Auflagen für das Vor-
haben auf einem Grundstück in der Wasser-
schutzzone II gemäß der Wasserschutzge-
bietsverordnung der Stadt sind Bestandteil der 
Baugenehmigung. 
 
Im Übrigen befinden sich in der Wasserschutz-
zone II neben dem Vorhabengrundstück und 
dem Grundstück des Petenten auch noch wei-
tere bebaute Wohngrundstücke. Für all diese 
Grundstücke gelten dieselben Genehmigungs-
voraussetzungen für zukünftig neu geplante 
Bauvorhaben. 
 
Darüber hinaus hat der Petent hinsichtlich der 
erteilten Baugenehmigung des Kreises Klage 
beim zuständigen Verwaltungsgericht einge-
reicht. 
 
Da Artikel 97 des Grundgesetzes die Unab-
hängigkeit von Richterinnen und Richtern ge-
währleistet, kann der Petitionsausschuss keine 
Entscheidungen von Richterinnen und Rich-
tern überprüfen, ändern oder aufheben. Aus 
dem gleichen Grund scheidet eine Einfluss-
nahme des Petitionsausschusses auf ein lau-
fendes gerichtliches Verfahren aus. 
 
Der Petitionsausschuss sieht davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung; Ministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr) 
weitere Maßnahmen zu empfehlen. Er bittet 
sie jedoch um Bericht über den Ausgang des 
Klageverfahrens.  
 
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-14692-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen der Petenten und die der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von Inhalt und Gang der bei der Staats-
anwaltschaft Aachen aufgrund von Strafanzei-
gen der Petenten anhängig gewesenen Anzei-
gevorgänge und Ermittlungsverfahren, den an 
die Petenten gerichteten Bescheiden und der 
teilweisen Bescheidlosstellung der Petenten 
Kenntnis genommen. Er hat außerdem Kennt-
nis von Inhalt und Gang der bei der Staatsan-
waltschaft Aachen gegen die Petenten geführ-
ten Ermittlungsverfahren genommen.  
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-14693-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage hinsichtlich der weiteren 
Eingaben des Petenten unterrichtet. 
 
Danach war die Forderung des Petenten an 
die AOK auf Kostenübernahme des Kranken-
transportes für seinen Vater bereits im April 
2025 von der AOK beglichen worden. Im Übri-
gen verweist der Ausschuss auf die Stellung-
nahme der AOK vom 30.10.2025, von der der 
Petent eine Kopie erhält. 
 
Die Petition ist damit erledigt. 
 
 
18-P-2025-14740-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent beklagt das Vorgehen des Jobcen-
ters, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Feststellung einer Bedarfsgemeinschaft. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Ausführungen 
des Petenten zur Kenntnis genommen und die 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft. Nach den vorliegenden Erkenntnissen 
war das Jobcenter zutreffend davon ausge-
gangen, dass zwischen dem Petenten und 
Frau M. eine Verantwortungs- und Einstands-
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gemeinschaft im Sinne einer Bedarfsgemein-
schaft bestand. 
 
Eine Schwangerschaft stellt ein gewichtiges 
Indiz für das Vorliegen einer Verantwortungs- 
und Einstandsgemeinschaft (Bedarfsgemein-
schaft) dar. Der Petent und Frau M. erwarten 
gemeinsam ein Kind, was in der Regel mit 
einer bewussten Entscheidung für ein gemein-
sames Leben und eine geteilte Zukunft einher-
geht. Durch die bevorstehende Elternschaft 
entsteht typischerweise eine enge Verantwor-
tungsgemeinschaft, in der gegenseitige Unter-
stützung und Fürsorge selbstverständlich sind. 
Zudem kann regelmäßig davon ausgegangen 
werden, dass eine gemeinsame Lebenspla-
nung erfolgt – etwa hinsichtlich der Wohnsitua-
tion, der Erwerbstätigkeit oder der künftigen 
Betreuung des Kindes (LSG NRW; Az. L 12 
AS 213/17). Darüber hinaus haben sowohl der 
Petent als auch Frau M. das Bestehen einer 
Partnerschaft bestätigt. Der Petent habe zu-
dem den Willen geäußert, Frau M. zu heiraten.  
 
Vor diesem Hintergrund waren die Vorausset-
zungen für die Annahme einer Bedarfsge-
meinschaft erfüllt, sodass das Einkommen des 
Petenten bei den Leistungen nach dem SGB II 
zu berücksichtigen war. Die Vorgehensweise 
und die Entscheidung des Jobcenters sind 
daher rechtlich nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss weist gleichwohl da-
rauf hin, dass dem Petenten weiterhin die 
Möglichkeit offensteht, durch Antragstellung 
einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB 
II prüfen zu lassen. Zudem besteht die Mög-
lichkeit, bei der Wohngeldstelle der Stadt M. 
einen Antrag auf Wohngeld zu stellen. Zur 
ersten Orientierung kann der Petent auch ei-
nen Wohngeldrechner nutzen, um die Höhe 
eines möglichen Zuschusses abschätzen zu 
können. 
 
 
18-P-2025-14744-01 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten – auch unter Berücksichti-
gung neuen Vorbringens – geprüft. Er sieht 
weiterhin keine Möglichkeit, dem Anliegen zum 
Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
30.09.2025 verbleiben. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-14759-00 
Lehrerzuweisungsverfahren 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. In einem Erörte-
rungstermin gemäß Artikel 41a der Landesver-
fassung konnte das Anliegen der Petentin mit 
allen Beteiligten diskutiert werden. 
 
Die Petentin begehrt die Einstellung als Lehr-
kraft im Beamtenverhältnis. Dabei möchte sie 
sichergestellt wissen, dass eine Abordnung in 
ihrem Fall nicht erfolgt. Aufgrund einer 
Schwerbehinderung sei eine Abordnung nicht 
zumutbar. Dies gelte – von ihrem Einzelfall 
abgesehen – für viele (potentielle) Lehrkräfte 
mit Schwerbehinderung. Die Petentin besitzt 
die Befähigung für das Lehramt an Grund-, 
Haupt- und Realschulen und den entspre-
chenden Jahrgangsstufen der Gesamtschulen 
mit den Lehrbefähigungen für die Fächer 
Evangelische Religionslehre und Mathematik. 
Ihre Schwerbehinderung ist seit dem Jahr 
2016 anerkannt. Den Behörden liegt ein gülti-
ger Schwerbehindertenausweis bis zum Ablauf 
des Jahres 2024 vor. Die Petentin arbeitet seit 
zwei Jahren im offenen Ganztag an einer 
Grundschule und besitzt dort einen unbefriste-
ten Vertrag. Auf eine Stelle als Lehrkraft an 
einer Grundschule bewirbt sie sich zurzeit 
wegen der damit verbundenen vorgesehen 
Abordnung nicht. Die Petentin wünscht sich, 
als Grundschullehrerin tätig zu werden. Auf-
grund ihres Gesundheitszustandes verweist 
sie jedoch darauf, (aktuell) nur in Teilzeit tätig 
sein zu können. 
 
Der Ausschuss begrüßt das Engagement der 
Petentin und bekräftigt, dass sich das Land 
Nordrhein-Westfalen in besonderer Weise 
verpflichtet sieht, Menschen mit Behinderun-
gen im Einstellungsverfahren zu berücksichti-
gen und zu fördern. Bewerbungen und Einstel-
lungen von schwerbehinderten oder diesen 
gleichgestellten behinderten Menschen sind 
ausdrücklich erwünscht. Insofern unterstützt er 
das Anliegen der Petentin und begrüßt die im 
Termin gefundene Lösung, die der Petentin die 
Möglichkeit bietet, ihrem Wunschberuf nach-
zugehen während auf die krankheitsbedingten 
Einschränkungen Rücksicht genommen wer-
den kann, allerdings vorerst nicht im Beamten-
verhältnis. Es wird, nach Vorlage des aktuellen 
Schwerbehindertenausweises und einer Re-
gistrierung für das Listenverfahren als Vorbe-
reitung für einen späteren Vollzeiteinsatz, eine 
Möglichkeit zur befristeten Einstellung an einer 
Schule am Wohnort der Petentin gesucht. Die 
notwendigen Details werden bereits geklärt. 
Insofern dankt der Ausschuss der Vertreterin 
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der Bezirksregierung für ihre Unterstützung. 
Eine spätere Festeinstellung, gegebenenfalls 
auch im Beamtenverhältnis, bleibt möglich, 
sofern die gesundheitliche Eignung dies zu-
lässt. 
 
Hinsichtlich der Abordnung hat der Ausschuss 
erkannt, dass zur gleichmäßigen Verteilung 
der Lehrkräfte im Land Nordrhein-Westfalen 
Abordnungen nach § 24 des Landesbeamten-
gesetzes NRW erfolgen. Aus diesem Grund 
werden Abordnungen aktuell bei allen Neuein-
stellungen grundsätzlich in Aussicht gestellt. 
Die Abordnungsentscheidung, die nach Ein-
stellung erfolgt, ist dagegen eine Einzelfallent-
scheidung, die im Ermessen der zuständigen 
Bezirksregierung liegt. Auch wenn das Vorlie-
gen einer Schwerbehinderung nicht per se zu 
einem Ausschluss einer Abordnung führt, wer-
den die Schwerbehinderung bzw. die damit 
verbundenen Umstände im Rahmen der Ein-
zelfallentscheidung berücksichtigt.  
 
Die Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung NRW) wird um ergänzende Stel-
lungnahme zum Fortgang des Verfahrens bis 
zum 30.04.2026 gebeten. 
 
Der Ausschuss wünscht der Petentin gesund-
heitlich und für ihren beruflichen Werdegang 
alles Gute. 
 
 
 
18-P-2025-14768-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und einen Erörterungster-
min durchgeführt. Der Petent ist türkischer 
Staatsangehöriger und reiste nach eigenen 
Angaben am 01.02.2025 in die Bundesrepublik 
Deutschland. Ende Februar 2025 stellt er ei-
nen Asylantrag. Dieser wurde mit Bescheid 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
am 24.03.2025 als offensichtlich unbegründet 
abgewiesen. Ebenfalls abgewiesen wurde der 
Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigen-
schaft und der Antrag auf subsidiären Schutz. 
Abschiebungsverbote wurden nicht festge-
stellt. Ein gegen den Asylantrag gerichtetes 
Eilverfahren vor dem Verwaltungsgericht wur-
de mit Beschluss vom 25.04.2025 abgelehnt. 
  
Die Voraussetzungen für ein asylverfah-
rensunabhängiges Aufenthaltsrecht liegen 
offensichtlich nicht vor. Der Petent hat einen 
Antrag bei der Härtefallkommission gestellt. 
Der Petitionsausschuss bittet die Ausländer-
behörde, ein mögliches Ersuchen der Härte-

fallkommission in einer dem Fall angemesse-
nen Weise zu prüfen. 
  
Sollte die Härtefallkommission kein Ersuchen 
an die Ausländerbehörde richten oder diese 
dem Ersuchen nicht folgen, wird den Petenten 
zur Vermeidung einer zwangsweisen Rückfüh-
rung nebst weitreichender Folgen dringend zur 
freiwilligen Ausreise geraten. 
  
Die Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration – MKJFGFI) wird gebeten, über 
den Fortgang der Angelegenheit zu berichten. 
  
Dieser Beschluss ergeht als Zwischenbe-
scheid. 
 
 
 
18-P-2025-14782-00 
Straßenverkehr 
 
 
Gegenstand der Petition ist die Reduzierung 
der Höchstgeschwindigkeit für einen Abschnitt 
auf der Landesstraße L 881. Der Petitionsaus-
schuss hat die Sach- und Rechtslage der Peti-
tion geprüft.  
 
Im Zuge des außerorts gelegenen Straßenab-
schnitts der L 881 bedingt der Straßenzustand 
eine Reduzierung der Höchstgeschwindigkeit 
von 100 km/h auf 70 km/h. Im Übrigen erfor-
dert der geplante Ausbau des in Rede stehen-
den Baugebietes in Zukunft aus Gründen der 
Verkehrssicherheit und zum Schutz der Bevöl-
kerung vor Lärm eine Geschwindigkeitsredu-
zierung auf 70 km/h. 
 
Mit Anordnung vom 01.07.2025 wurde die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit zwischenzeit-
lich auf 70 km/h reduziert. Damit wurde dem 
Begehren des Petenten entsprochen. 
 
 
 
18-P-2025-14785-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Gegenstand der Petition ist die Zulässigkeit 
der Errichtung eines Einfamilienhauses. Der 
Petitionsausschuss hat die Eingabe des Pe-
tenten geprüft.  
 
Nach der baurechtlichen Einschätzung der 
unteren und der oberen Bauaufsichtsbehörde 
befindet sich das in Rede stehende Grund-
stück im bauplanungsrechtlichen Außenbe-
reich gemäß 35 Baugesetzbuch (BauGB). Die 
geplante Wohnbebauung auf Grundlage von § 
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35 Abs. 2 BauGB wäre nicht genehmigungsfä-
hig, da das Vorhaben öffentliche Belange be-
einträchtige. Der Tatbestand des § 35 Abs. 3 
Nr. 1 BauGB (Darstellung des Flächennut-
zungsplans) sei betroffen. Der Flächennut-
zungsplan der Stadt vom September 2025 
weist die besagte Grundstücksfläche als land-
wirtschaftliche Fläche aus. Des Weiteren ließe 
das geplante Bauvorhaben eine Entstehung, 
Verfestigung oder Erweiterung einer Splitter-
siedlung gemäß § 35 Abs. 3 Nr. 7 BauGB be-
fürchten. 
 
Der unteren Bauaufsichtsbehörde liegt bislang 
weder eine förmliche Bauvoranfrage noch ein 
Bauantrag für das in Rede stehende Bauvor-
haben vor. Dem Petenten steht es frei, durch 
die Einreichung eines förmlichen Antrags ei-
nen rechtsmittelfähigen Bescheid zu erhalten. 
 
Das Vorgehen der unteren Bauaufsichtsbe-
hörde ist nicht zu beanstanden. Vor diesem 
Hintergrund sieht der Petitionsausschuss da-
von ab, der Landesregierung (Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14798-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent gibt an, Probleme mit der Polizei K. 
zu haben. Zudem moniert er, dass ihn am 28. 
Juni 2025 ein Polizeibeamter u. a. „belästigt“ 
und ihm „Angst gemacht“ habe. In diesem 
Kontext sei er gezwungen worden, „in die Wa-
che zu kommen“, woraus eine psychische 
Belastung für ihn resultiere. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der poli-
zeirechtlichen Thematik befasst und die minis-
terielle Stellungnahme geprüft. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass die 
Überprüfung des mit der Petition vorgetrage-
nen Sachverhaltes keine Anhaltspunkte für ein 
Fehlverhalten der damit befassten polizeilichen 
Bediensteten ergeben hat. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
 

18-P-2025-14823-00 
Wohnungsbauförderung 
 
Gegenstand der Petition ist die Ablehnung 
eines Antrags auf Gewährung einer Moderni-
sierungsförderung für selbstgenutztes Wohn-
eigentum durch die Stadt. Der Petitionsaus-
schuss hat die Sach- und Rechtslage, die der 
Eingabe des Petenten zugrunde liegt, geprüft.  
 
Eine Modernisierungsförderung gemäß Num-
mer 4 Förderrichtlinie Öffentliches Wohnen 
NRW 2025 ist im Fall des Petenten nicht mög-
lich, da verschiedene Fördervoraussetzungen 
nicht erfüllt sind. Die Umfinanzierung beste-
hender Kredite ist nicht Gegenstand der Öf-
fentlichen Wohnraumförderung in Nordrhein-
Westfalen, so dass hier eine rechtliche Legiti-
mation fehlt. 
 
Eine falsche Auslegung der Rechtsvorschriften 
oder eine Ermessenüberschreitung durch die 
Stadt ist nicht ersichtlich.  
  
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keine Möglichkeit, weiter im Sinne der 
Petition tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-14835-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin beschwert sich darüber, dass sie 
sich seit mehreren Monaten im laufenden Ein-
bürgerungsverfahren befinde, ihr Antrag je-
doch trotz vollständiger Unterlagen nicht ab-
schließend bearbeitet wurde. Zudem be-
schwert sie sich, dass ihr nur eine Fiktionsbe-
scheinigung ausgestellt wurde, durch die ihre 
Bewegungsfreiheit eingeschränkt sei. Sie bittet 
um Unterstützung ihres Anliegens. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
staatsangehörigkeitsrechtlichen Thematik be-
fasst und nimmt nach erfolgter Prüfung der 
ministeriellen Stellungnahme zur Kenntnis, 
dass im vorliegenden Fall der Einbürger-
ungsantrag der Petentin durch die Auslän-
derbehörde der A. abgelehnt wurde. Grund für 
die Ablehnung ist, dass die Petentin nach 
Feststellung der Ausländerbehörde nicht in der 
Lage ist, ihren Lebensunterhalt selbstständig 
zu finanzieren und somit nicht die 
Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 StAG erfüllt. 
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Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petentin ein Reiseausweis für Flücht-
linge ausgestellt sowie die Niederlassungser-
laubnis übertragen wurde. Ferner nimmt der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis, dass ein 
Klageverfahren gegen den Ablehnungsbe-
scheid anhängig ist. Die gerichtliche Entschei-
dung bleibt insoweit abzuwarten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14841-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent ersucht den Petitionsausschuss um 
Unterstützung, da er eine Kürzung bzw. Ein-
stellung seiner Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) befürchtet. 
Aufgrund unangemessen hoher Kosten der 
Unterkunft wurde durch das Jobcenter ein 
Kostensenkungsverfahren eingeleitet. Obwohl 
der Petent eigenen Angaben zufolge aktiv 
nach einer günstigeren Wohnung sucht, konn-
te er bislang keinen bezahlbaren, kleineren 
Wohnraum finden. 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft. Gemäß § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II wer-
den die Bedarfe für Unterkunft in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit 
diese angemessen sind. Der derzeitige Ange-
messenheitsrichtwert der Bruttokaltmiete in M. 
für eine Einzelperson liegt bei 570,50 €. Die 
derzeitigen Unterkunftskosten des Petenten 
überschreiten diesen Wert deutlich. Es ist da-
her grundsätzlich nicht zu beanstanden, dass 
das Jobcenter ein Verfahren zur Senkung der 
Unterkunftskosten eingeleitet hat. 
 
Das Jobcenter hat jedoch eingeräumt, dass 
eine umfassende Beratung des Petenten im 
Vorfeld nicht in der gebotenen Form erfolgt ist. 
Zudem war es dem Petenten aufgrund fehlen-
den geeigneten Wohnraums nicht möglich, 
innerhalb des vorgesehenen Zeitraums eine 
angemessene Unterkunft zu finden. Das Kos-
tensenkungsverfahren konnte daher ab dem 
01.09.2025 nicht umgesetzt werden. Die Frist 
zur Wohnungssuche wurde für den Petenten 
um weitere drei Monate verlängert. Da Nach-
weise über die Bemühungen des Petenten zur 
Wohnungssuche nicht vorgelegt wurden, wur-
den die Kosten der Unterkunft mit Änderungs-
bescheid vom 17.11.2025 gemäß § 22 Abs. 1 
SGB II gesenkt. 

Das Vorgehen des Jobcenters ist rechtlich 
nicht zu beanstanden. 
 
Ergänzend empfiehlt der Petitionsausschuss 
dem Petenten, seine Bemühungen zur Sen-
kung der Kosten der Unterkunft dem Jobcenter 
auch weiterhin überprüfbar darzulegen. Hierzu 
zählen insbesondere Nachweise über Woh-
nungsbewerbungen, Absagen sowie sonstige 
erfolglose Suchaktivitäten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Petition weiter tätig zu wer-
den. 
 
 
 
18-P-2025-14844-00 
Friedhofswesen 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin beschwert sich über die aus ihrer 
Sicht unzureichende Pflege und Instandhal-
tung der Friedhöfe der Gemeinde Geilenkir-
chen. Dort ist sie Nutzungsberechtigte einer 
Grabstätte und übernimmt die Pflege eines 
Doppelwahlgrabes. Die Petentin kritisiert, dass 
die Grabstätten stark mit Gras überwuchert 
seien und Bäume sowie Hecken die Wege und 
teilweise auch die Gräber beeinträchtigen. 
Bereits im Vorjahr habe sie sich über den Zu-
stand des Friedhofs beschwert, jedoch sei 
nach ihrer Einschätzung nur unregelmäßig und 
nicht ausreichend auf ihre Hinweise reagiert 
worden. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme geprüft. 
 
Die Gemeinde G. teilte in ihrer Stellungnahme 
mit, dass die kommunalen Friedhöfe regelmä-
ßig gepflegt und instandgehalten werden. 
Demnach erfolgen in festgelegten Zeitabstän-
den Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen 
durch städtische Mitarbeiter. Dazu gehören 
insbesondere Mäharbeiten aller Rasenflächen 
im Abstand von zwei bis drei Wochen während 
der Monate März bis Oktober sowie ein zwei-
mal jährlich durchgeführter Rückschnitt von 
Sträuchern, Gehölzflächen und Hecken. 
 
Der am Grab entlangführende Weg ist zwar 
nicht frei von Unkraut, der Seitenweg befindet 
sich jedoch in einem besseren Pflegezustand 
und ermöglicht weiterhin den Zugang. Die 
Gemeinde räumt ein, dass der Zustand einiger 
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Wege auf dem Friedhof in H. verbesserungs-
fähig sei, jedoch sei sie momentan bemüht, 
den Zustand des Friedhofes aufzuwerten. 
 
Der Landrat des Kreises weist ergänzend auf 
die begrenzten finanziellen und personellen 
Ressourcen der Stadt G. hin.  
 
Die Bezirksregierung stellt fest, dass notwen-
dige Pflegearbeiten durch die Gemeinde aktu-
ell durchgeführt werden. Der Pflegezustand 
des Weges und des Grabes führe nicht dazu, 
dass die Funktion und die Verkehrssiche-
rungspflicht nicht mehr gewährleistet seien. 
 
Der Gemeinde kann keine Untätigkeit vorge-
worfen werden, da sie nachvollziehbar darge-
legt hat, dass die Instandhaltung der Friedhöfe 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ka-
pazitäten fortlaufend verbessert wird. Darüber 
hinaus wurde die Beschwerde der Petentin 
von der Gemeinde geprüft und beantwortet.  
 
Demnach sieht der Petitionsausschuss zurzeit 
keine Möglichkeit, im Sinne der Petentin wei-
tergehend tätig zu werden. 
 
Ferner stellt der Petitionsausschuss fest, dass 
die Behörden im vorliegenden Fall nicht gegen 
geltendes Recht verstoßen haben und somit 
auch kein Anlass besteht, kommunalaufsicht-
lich tätig zu werden. 
 
Für den Petitionsausschuss besteht kein An-
lass, der Landesregierung (Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-14848-00 
Eisenbahnwesen 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zur Sach- und 
Rechtslage der Eingabe des Petenten von der 
Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr - MUNV) unterrichten 
lassen.  
 
Über die bestehenden Maßnahmen hinaus 
besteht kein weiterer Handlungsbedarf in Zu-
ständigkeit des Landes. Vor diesem Hinter-
grund sieht der Petitionsausschuss davon ab, 
der Landesregierung (MUNV) weitere Maß-
nahmen zu empfehlen.  
 
Zur weiteren Information übersendet der Petiti-
onsausschuss dem Petenten eine Kopie der 
Stellungnahme des MUNV vom 21.10.2025. 
 
 

18-P-2025-14875-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Das Petitum des Petenten hat sich zwischen-
zeitlich positiv erledigt. Er hat am 09.10.2025 
die von ihm begehrte Niederlassungserlaubnis 
nach § 9 AufenthG erhalten. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
18-P-2025-14882-00 
Kindergartenwesen 
 
 
Den Petitionsausschuss haben zahlreiche 
Petitionen zur Verbesserung der Situation in 
der Kindertagesbetreuung in Nordrhein-
Westfalen erreicht. Die Petenten fordern in 
ihrer Petition die Schaffung von mehr Kita-
Plätzen, bessere Arbeitsbedingungen für 
Fachkräfte, die Sicherstellung einer nachhalti-
gen Finanzierung sowie eine gute Fachkraft-
Kind-Relation, um die Situation in der Kinder-
tagesbetreuung in NRW nachhaltig zu verbes-
sern. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
der Petenten von der Landesregierung, Minis-
terium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstel-
lung, Flucht und Integration, berichten lassen. 
 
Die Landesregierung hat erklärt, sie stehe mit 
den Leistungserbringern im permanenten fach-
lichen Austausch. Die Landesregierung, Trä-
ger und kommunale Spitzenverbände sähen 
den Reform- und Weiterentwicklungsbedarf 
des Systems der Kindertagesbetreuung. Hier-
zu gehöre angesichts des Themas Fachkräf-
temangel, die Stabilität und Verlässlichkeit der 
Angebote der frühkindlichen Bildung zu ver-
bessern. Aktuell würden von den verschiede-
nen Akteuren und der Landesregierung vorge-
tragene Positionen und eingebrachte Ideen 
gebündelt, um eine Grundlage für die Mei-
nungsbildung der maßgeblichen Vertreter der 
Träger und der Gremien der Spitzenverbände 
zu schaffen. Ziel sei es, zwischen Landesre-
gierung, Trägern und kommunalen Spitzen-
verbänden zu einem gemeinsamen Verständ-
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nis zur Fortentwicklung des Kinderbildungsge-
setzes zu kommen. 
 
Der Petitionsausschuss überweist diese Petiti-
on gemäß § 99 der Geschäftsordnung des 
Landtags als Material an den Ausschuss für 
Familie, Kinder und Jugend. 
 
Der Petitionsausschuss beschließt zudem, die 
Beschlussempfehlung zu dieser Massenpetiti-
on gemäß § 97 Absatz 7 der Geschäftsord-
nung des Landtags auf der Internetseite des 
Landtags zu veröffentlichen. 
 
 
18-P-2025-14883-01 
Ordnungswesen 
 
 
Auch nach erneuter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage sieht der Petitionsausschuss kei-
nen Anlass, seinen Beschluss vom 18.11.2025 
zu ändern. 
 
 
 
18-P-2025-14889-00 
Unfallversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent bemängelt die fehlende weitere 
Kostenübernahme seitens der Unfallkasse 
NRW für psychologische Behandlungen nach 
anerkannter Berufskrankheit COVID-19. Der 
Petent hat sich im Rahmen seiner Tätigkeit als 
examinierter Gesundheits- und Krankenpfleger 
im Oktober 2020 mit dem Corona-Virus infi-
ziert. Seit der Infizierung mit dem Corona–
Virus leidet er an gesundheitlichen Langzeit-
folgen (Fatigue-Syndrom, kognitive Einschrän-
kungen, Depression).  
Die Unfallkasse NRW hat eine Berufskrankheit 
nach Ziffer 3101 der Berufskrankheiten-Liste 
anerkannt. Die Kostenübernahme für die hie-
raus resultierenden psychischen Folgebe-
schwerden wurde zunächst gewährt, dann 
jedoch unter Hinweis auf ärztliche Stellung-
nahmen eingestellt. Nach diesen wird ein Zu-
sammenhang der psychischen Erkrankung mit 
der Infektion nach mehr als vier Jahren in Fra-
ge gestellt. Zudem stellen die ärztlichen Stel-
lungnahmen eine zukünftig zu erwartende 
Verbesserung der Berufskrankheit-Folgen in 
Aussicht. Es wird ausgeführt, dass psychische 
Erkrankungen, die auf Grund eines Versiche-
rungsfalls zunächst zweifellos gegeben sind, 
aus unfallmedizinischer Erfahrung im Laufe der 

Jahre durch anderweitig vorliegende Persön-
lichkeitsfaktoren in den Hintergrund treten 
können. 
 
Insbesondere im Zusammenhang mit Post-
Covid-Syndromen können gemäß den Emp-
fehlungen der Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung (DGUV) und der BG-Kliniken 
auch Jahre nach der Primärinfektion fortbeste-
hende psychische Belastungen anerkannt 
werden und rehabilitationsbedürftig sein, so-
fern diese fachärztlich diagnostiziert und belegt 
sind. Vor dem Hintergrund der fortbestehen-
den gesundheitlichen Einschränkungen ist 
aktuell noch nicht abschließend geklärt, ob die 
psychischen Beschwerden des Petenten wei-
terhin im ursächlichen Zusammenhang mit der 
Covid-Infektion stehen. Eine abschließende 
Leistungsentscheidung kann erst nach Beant-
wortung dieser Frage erfolgen. Sofern ein ur-
sächlicher Zusammenhang vorliegt, sind die 
weiteren psychotherapeutischen Behandlun-
gen gemäß §§ 26, 27 SGB VII und § 42 Abs. 2 
Nr. 5 SGB IX als unfallbedingte Heilbehand-
lungsmaßnahmen fortzuführen.  
 
Die Unfallkasse NRW hat daher die Aufnahme 
des Petenten in eine stationäre Einrichtung für 
ein vierwöchiges Heilverfahren veranlasst, um 
dort sowohl die medizinische Behandlung fort-
zuführen als auch die klinische Klärung der 
noch offenen medizinischen Fragen anzustre-
ben. Darüber hinaus hat die Unfallkasse NRW 
die Kostenzusage zur Fortführung der ambu-
lanten psychotherapeutischen Behandlung bis 
zur Aufnahme in der stationären Einrichtung 
erteilt. Dies heißt der Petitionsausschuss aus-
drücklich gut, da ihn der Zeitraum ohne Leis-
tung der psychotherapeutischen Behandlung 
mit großer Sorge erfüllt hat. Nach Eingang der 
klinischen Berichte und gutachterlichen Fest-
stellungen wird die Unfallkasse NRW die noch 
ausstehenden abschließenden Entscheidun-
gen treffen.  
 
Die Unfallkasse bedient sich externer Medizi-
nerinnen und Mediziner, da dort kein eigener 
medizinischer Sachverstand vorhanden ist. Die 
Kasse legt großen Wert darauf, dass hierbei 
jedoch nur ein Votum erstellt wird, während die 
Entscheidung seitens der Kasse selber getrof-
fen wird. Die Unfallkasse gibt zu bedenken, 
dass Begutachtungen gerade bei psychischen 
Erkrankungen schwierig zu erstellen sind und 
es gerade hier auch widersprüchliche Ein-
schätzungen der Fachleute geben kann. Hinzu 
kommt, dass es bei den Auswirkungen von 
Long-COVID noch relativ wenig Erfahrungen 
gibt. 
 
Die Unfallkasse hat zugestanden, dass die 
Stellungnahme von Dr. W., die eine Formulie-
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rung des BG-Klinikums ohne neue Diagnostik 
übernommen hat, für sie nicht erklärlich sei.  
Um nunmehr eine möglichst hohe Akzeptanz 
des Votums durch den Petenten zu erreichen, 
soll ein neues Votum im Rahmen eines per-
sönlichen Gesprächs erstellt werden. 
Der Petitionsausschuss begrüßt den dem zu-
grundeliegenden Gedanken, dass nicht über, 
sondern mit dem Petenten entschieden wird, 
ausdrücklich. 
 
Die Unfallkasse hat eingeräumt, dass das vor-
liegende Verfahren aus heutiger Sicht nicht 
effizient geführt wurde, da sich dessen Kom-
plexität erst allmählich herausgestellt hat. Ziel 
war es ursprünglich, nur einen Rentenbe-
scheid für die unterschiedlichen Erkrankungen 
des Petenten zu erlassen. Zudem wollte die 
Kasse nicht riskieren, Vorschüsse zu zahlen, 
die dann eventuell verrechnet oder zurückge-
zahlt werden müssten. 
 
Der Petitionsausschuss rät dem Petenten drin-
gend, die noch ausstehenden Punkte (Auf-
nahme in eine stationäre Einrichtung für ein 
vierwöchiges Heilverfahren sowie eine Eini-
gung auf eine Gutachterin oder einen Gutach-
ter) schnellstmöglich zu klären, damit das Ver-
fahren zeitnah abgeschlossen werden kann. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landesregie-
rung (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) um Bericht, sobald das Verfahren 
abgeschlossen ist. 
 
 
18-P-2025-14904-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petent kritisiert die in den vergangenen 
Jahren erheblich verlängerten Bearbeitungs-
zeiten von Beihilfeanträgen. Als Ursachen 
hierfür sieht er unter anderem Personalmangel 
sowie veraltete Bearbeitungsprozesse in den 
Beihilfestellen des Landes. Er regt an, den 
Einsatz digitaler Technologien deutlich auszu-
weiten und Kl-gestützte Prüfverfahren für 
standardisierte Beihilfeanträge einzuführen. 
Darüber hinaus bittet er darum, die bestehen-
de Beihilfe-App zu einem interaktiven, bidirek-
tionalen Bearbeitungsportal auszubauen und 
eine umfassende Digitalstrategie zur Moderni-
sierung der Beihilfebearbeitung zu entwickeln. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zu den Anre-
gungen des Petenten von der Landesregie-
rung (Ministerium der Finanzen – MF) berich-
ten lassen. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass das Landesamt 
für Besoldung und Versorgung aktuell an der 

Einführung eines neuen IT-Verfahrens für die 
Beihilfebearbeitung arbeitet. Mit diesem neuen 
System soll im Landesbereich erstmals die 
Möglichkeit einer vollautomatisierten Bearbei-
tung von Beihilfeanträgen implementiert wer-
den. 
 
Der Petitionsausschuss bittet das MF, ihm 
über den Verlauf dieses Verfahrens und den 
Startzeitpunkt des neuen Systems zu berich-
ten.  
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des Ministeriums der Finanzen. 
 
 
18-P-2025-14918-00 
Handwerksrecht 
 
 
Der Petent regt verschiedene Maßnahmen zur 
Förderung des Handwerks, insbesondere des 
Friseurhandwerks und des Reisegewerbes, an. 
Ein konkretes Petitionsbegehren wird mit der 
Petition nicht vorgetragen. Vielmehr enthält sie 
eine Sammlung von Vorschlägen, darunter die 
Schließung von Barbershops, die Ausgabe von 
Reisegewerbekarten an Berufsschulen sowie 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwä-
sche-, Steuer- und Sozialbetrugsdelikten. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sachlage informiert und die Rechtslage ge-
prüft. Er stellt fest, dass für Barbershops und 
das Friseurhandwerk die gleichen gesetzlichen 
Bestimmungen gelten und bereits eine enge 
behördliche Zusammenarbeit zur Überprüfung 
und Durchsetzung arbeits-, gesundheits- und 
handwerksrechtlicher Vorschriften besteht. 
Zudem erfolgen regelmäßige gemeinsame 
Kontrollen zur Bekämpfung von Schwarzarbeit. 
 
Die vom Petenten vorgeschlagene Ausgabe 
von Reisegewerbekarten an Berufsanfänger ist 
nicht umsetzbar, da die Erteilung einer solchen 
Karte zwingend eine individuelle Zuverlässig-
keitsprüfung des Antragstellers voraussetzt. 
 
Hinsichtlich der vorgeschlagenen Maßnahmen 
zur Ahndung von Geldwäsche-, Steuer- und 
Sozialbetrugsdelikten ist festzuhalten, dass die 
zuständigen Behörden an geltendes Recht 
gebunden sind. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keinen 
Anlass, im Sinne der Petition weiter tätig zu 
werden. 
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18-P-2025-14930-00 
Landesplanung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Gegenstand der Petition sind weitere geplante 
Windkraftanlagen in der Gemeinde. Der Petiti-
onsausschuss hat die Sach- und Rechtslage, 
die der Petition zugrunde liegt, geprüft.  
 
Da die Ausweisung von Windenergiebereichen 
dem regionalen Planungsträger gemäß § 9 
Abs. 1 Landesplanungsgesetz obliegt, sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
weiter im Sinne der Petition tätig zu werden. 
 
Die Feststellung, dass die Gemeinde im Ver-
hältnis zur Gemeindefläche in der Planungsre-
gion überdurchschnittlich mit Windenergieflä-
chen belegt ist, ist zutreffend. Dies ist jedoch 
Ergebnis eines übergeordneten planerischen 
Abwägungsprozesses, der auf räumlichen 
Potenzialen und Restriktionen, wie beispiels-
weise Abständen zu Siedlungs- und Wohnbe-
bauung, Arten- und Naturschutz und anderen 
Belangen, basiert. Dies führt in allen Planungs-
regionen dazu, dass einige Gemeinden mehr, 
andere hingegen weniger Flächen beitragen. 
In der in Rede stehenden Gemeinde sind da-
her aufgrund der Raumstruktur viele Flächen 
für die Windenergienutzung geeignet. 
 
Die endgültige Abwägung über die Festlegung 
der Windenergiebereiche hat der zuständige 
Regionalrat als regionaler Planungsträger vor-
genommen, der aus gewählten Vertretern der 
Gemeinden der Region besteht. Nach den 
bundesrechtlichen Vorgaben des Windenergie-
flächenbedarfsgesetzes muss das Land Nord-
rhein-Westfalen 1,8 Prozent der Landesfläche 
für die Nutzung durch Windenergie planerisch 
sichern. Auf Grundlage einer landesweiten 
Potenzialstudie wurden diese Flächenziele im 
Landesentwicklungsplan auf die einzelnen 
Planungsregionen verteilt. Für die in Rede 
stehende Planungsregion ergibt sich daraus 
ein Flächenbeitragswert von 13.186 Hektar. 
Folglich findet die Möglichkeit des Planungs-
trägers, auf die Belange der Gemeinden oder 
Bürgerinnen und Bürger einzugehen, dort ihre 
Grenze, wo die Notwendigkeit, das gesetzlich 
definierte Mindestziel zu erreichen, beginnt. 
Entsprechend war die Entscheidung des Regi-
onalrats angesichts der widerstreitenden Be-
lange nicht einfach. Die getroffene Abwägung 
ist jedoch nicht zu beanstanden. 
 
Es bestand die Möglichkeit, sowohl für die 
Gemeinde als auch für die Bürgerinnen und 
Bürger, ihre Anregungen und Bedenken in das 
Verfahren zur 19. Änderung des Regionalplans 

sowie zur Neuaufstellung des Regionalplans 
für die Kreise einzubringen. 
 
Die Windenergiebereiche der in Rede stehen-
den Planungsregion sind seit dem 28.03.2025 
rechtswirksam. Sie bilden die verbindliche 
Grundlage für Entscheidungen über die Zuläs-
sigkeit von Windenergieanlagen. 
 
 
18-P-2025-14932-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petent beanstandet das Verhalten sowie 
die mangelnde Bürgerfreundlichkeit im Stra-
ßenverkehrsamt trotz pünktlicher Terminbu-
chung. Er hat einen Termin zur Abmeldung 
seines Kfz gebucht, jedoch keinen weiteren 
Termin zur Anmeldung des Kfz, weshalb ledig-
lich die beantragte Abmeldung des Fahrzeugs 
erfolgte. Von der Mitarbeiterin des Straßenver-
kehrsamts wurde er darauf hingewiesen, dass 
es sich hierbei um zwei Termine handelt. Der 
Petent moniert, dass er nicht vorher darauf 
hingewiesen wurde, dass diese beiden Vor-
gänge rechtlich gesehen als Ummeldung in 
einem Vorgang hätten erledigt werden können. 
 
Nach eingehender Prüfung der Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass, der Landesregierung (Ministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr; 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) weitere Maßnahmen zu emp-
fehlen.  
 
Die Verzögerung des Aufrufs für den Termin 
des Petenten um sechs Minuten wurde auf-
grund eines erhöhten Besucheraufkommens 
verursacht und bewegt sich in einem zu dul-
denden Rahmen. 
 
Die Ablehnung der Bitte des Petenten um 
Ummeldung des Kfz innerhalb seines gebuch-
ten Termins war angemessen, um weiteren 
Verzögerungen im Betriebsablauf und dem 
Verzug anderer Termine vorzubeugen, da eine 
Ummeldung zeitaufwendiger ist als die vom 
Petenten gebuchte Abmeldung eines Kfz. Nur 
bei Vakanzen im Terminplan und einem gerin-
gen Besucheraufkommen wäre die Umsetzung 
der Bitte des Petenten möglich gewesen. An 
diesem Tag herrschte jedoch ein hoher Besu-
cherandrang in der Zulassungsstelle. 
 
Die Entscheidungen der Mitarbeiterin des 
Straßenverkehrsamts waren personenunab-
hängig und wurden nicht nach sachfremden 
Erwägungen getroffen. Es liegen keine An-
haltspunkte für ein Fehlverhalten der betref-
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fenden Sachbearbeiterin oder für einen grund-
sätzlichen Handlungsbedarf hinsichtlich der 
Betriebsabläufe in der Zulassungsstelle vor. 
 
Die vom Petenten eingereichte Fachaufsichts-
beschwerde bei der Bezirksregierung zeigte 
ausschließlich dienstaufsichtliche Probleme 
auf, weshalb diese an den Landrat als zustän-
dige Dienstaufsichtsbehörde weitergeleitet 
wurde. 
 
 
18-P-2025-14939-00 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und die der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und Gang der bei der 
Staatsanwaltschaft Essen geführten Ermitt-
lungsverfahren sowie von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen die Staats-
anwaltschaft diese Ermittlungsverfahren ge-
mäß § 153 Abs. 1 StPO bzw. unter Verwei-
sung auf den Privatklageweg gemäß § 170 
Abs. 2 StPO eingestellt hat. 
 
Er hat ferner zur Kenntnis genommen, dass 
der Leitende Oberstaatsanwalt in Essen die 
Petition zum Anlass genommen hat, die 
Dienstaufsichtsbeschwerde des Petenten vom 
28.03.2025 nunmehr als nichtförmliche Einstel-
lungsbeschwerde gegen die ihm erteilten Be-
scheide vom 17.06.2024 und 17.04.2025 zu 
behandeln und die betreffenden Vorgänge 
dem Generalstaatsanwalt in Hamm zur Prü-
fung vorlegen wird.  
 
Die staatsanwaltschaftliche und polizeiliche 
Sachbehandlung sind nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss hat überdies zur 
Kenntnis genommen, dass eine Dienstauf-
sichtsbeschwerde des Petenten gegen einen 
für seine Zivilklage vor dem Amtsgericht Marl 
zuständigen Richter als unbegründet zurück-
gewiesen worden ist. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, richterliche Entscheidungen 
zu überprüfen, zu ändern oder aufzuheben.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz und Ministerium des 
Innern) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 

18-P-2025-14988-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und Rechts-
lage unterrichtet. Die Petentin begehrt für sich 
und ihre Kinder ein Aufenthaltsrecht im Bun-
desgebiet. Zudem wünscht Sie, dass ihr in 
Baden-Württemberg lebender Ehemann zu ihr 
nach Nordrhein-Westfalen ziehen darf. Der 
Petitionsausschuss hat sich über die der Peti-
tion zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Petentin gegen die ablehnende Ent-
scheidung ihres Asylantrages Klage einge-
reicht hat und eine aufschiebende Wirkung 
besteht. Die Petentin und ihre Kinder sind da-
her nicht vollziehbar zur Ausreise aus dem 
Bundesgebiet verpflichtet.  
 
Nach § 10 Abs. 1 S. 1 AufenthG kann einem 
Ausländer, der einen Asylantrag gestellt hat, 
vor dem bestandskräftigen Abschluss des 
Asylverfahrens ein Aufenthaltstitel außer in 
den Fällen eines gesetzlichen Anspruchs nur 
mit Zustimmung der obersten Landesbehörde 
und nur dann erteilt werden, wenn wichtige 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland es 
erfordern.  
 
Die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis erfüllt die Petentin nicht. 
Der Ausgang des Klageverfahrens bleibt ab-
zuwarten.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt die Integrati-
onsbemühungen der Petentin und ihrer Kinder 
zur Kenntnis. Der Familie wird nahegelegt, ihre 
Bemühungen fortzusetzen.  
 
Soweit die Petentin den Zuzug ihres Mannes 
aus Baden-Württemberg wünscht, ist die für 
den Ehemann zuständige Ausländerbehörde 
für ausländerrechtliche Entscheidungen nach 
dem AufenthG zuständig. Dem Ehemann der 
Petentin wird daher nahegelegt, sein Anliegen 
mit der für ihn zuständigen Ausländerbehörde 
zu klären. Ihm steht es zudem frei, sich an den 
Petitionsausschuss des Landtags von Baden-
Württemberg zu wenden.  
 
Der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) werden keine Maßnahmen emp-
fohlen.   
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18-P-2025-14995-01 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten zum Anlass genommen, die 
dieser zugrunde liegende Sach- und Rechtsla-
ge erneut zu überprüfen. 
 
Er sieht weiterhin keinen Anlass, der Landes-
regierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Es muss daher beim Beschluss vom 
04.09.2025 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-15049-00 
Rechtspflege 
Gesundheitsfürsorge 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Wegen der den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern in § 9 des Rechtspflegergeset-
zes verliehenen sachlichen Unabhängigkeit ist 
es dem Petitionsausschuss verwehrt, deren 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die Rechtspflege-
rin das Nachlassverfahren zu jeder Zeit geför-
dert hat. Alle Eingaben wurden zeitnah bear-
beitet und die Ermittlung möglicher Erben kon-
sequent betrieben. Der konkrete Ablauf des 
Nachlassverfahrens beruht auf den derzeitigen 
gesetzlichen Vorgaben und den bisher übli-
chen Abläufen. 
 
Auch nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass sich die Justizministerinnen 
und Justizminister der Länder auf ihrer Herbst-
konferenz im November 2025 mit der Proble-
matik des Wohnungsleerstandes nach dem 
Tod der einzigen Mieterin bzw. des einzigen 
Mieters befasst haben. Sie haben die Bun-
desministerin der Justiz und für Verbraucher-
schutz um Prüfung gebeten, ob und gegebe-
nenfalls welche Maßnahmen zur Vermeidung 
eines längerdauernden Wohnungsleerstands 
bei unklarer Gesamtrechtsnachfolge erforder-
lich sind. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me der Landesregierung vom 20.11.2025 zur 
weiteren Information. 

18-P-2025-15173-00 
Ordnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Auf der Grundlage der Evaluation anhand der 
jährlichen Hundestatistik ergeben sich An-
haltspunkte dafür, aus Gründen der Gefahren-
abwehr künftig die Hunderasse Presa Canario 
(auch: Dogo Canario) gemäß § 10 Absatz 1 
Landeshundegesetz (LHundG) besonders zu 
reglementieren. Aktuell wird vom Ministerium 
für Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(MLV) geprüft, ob eine Aufnahme der Rasse 
Presa Canario in die Liste der in § 10 Absatz 1 
LHundG geregelten Hunderassen nach Ab-
stimmung innerhalb der Landesregierung zu 
veranlassen ist. 
 
Ein Handlungsbedarf in Bezug auf die Hunde-
rasse Alano besteht nicht, weil die Ergebnisse 
der jährlichen Landeshundestatistik belegen, 
dass von dieser Hunderasse nach wie vor eine 
Gefahr ausgeht, welche die bestehende stren-
ge Reglementierung rechtfertigt. 
 
Des Weiteren existiert in Form der jährlichen 
Landeshundestatistik bereits ein System zur 
Bewertung der Gefährlichkeit einzelner Rassen 
der Listenhunde nach § 10 Absatz 1 und der 
großen Hunde nach § 11 des LHundG. Aus 
diesem System wird Handlungsbedarf bei ein-
zelnen Rassen abgeleitet und in das Landes-
hundegesetz aufgenommen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (MLV) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des MLV.  
 
 
 
18-P-2025-15215-00 
Rentenversicherung 
Sozialhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert. Bei der Prüfung der Petition erga-
ben sich keine Anhaltspunkte für ein Fehlver-
halten oder einen offensichtlichen Rechtsver-
stoß der Deutschen Rentenversicherung West-
falen.  
 
Der Rentenversicherungsträger ist unter Be-
rücksichtigung der eingeholten sozialmedizini-
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schen Unterlagen, insbesondere des eingehol-
ten Gutachtens, zu dem Ergebnis gekommen, 
dass ein Leistungsfall der Erwerbsminderung 
nicht vorliegt. Diese Entscheidung wurde vom 
Petenten bereits durch Widerspruch angefoch-
ten, so dass der weitere Verlauf des Verfah-
rens abzuwarten bleibt. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landesregie-
rung (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales), ihn zu gegebener Zeit über den 
Ausgang des Widerspruchsverfahrens zu un-
terrichten. 
 
Hinsichtlich der schwierigen finanziellen Situa-
tion kann der Petitionsausschuss dem Peten-
ten nur anraten, umgehend mit dem zuständi-
gen Jobcenter Kontakt aufzunehmen. Von dort 
wäre zu prüfen, ob die Voraussetzungen für 
einen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) be-
stehen.  
 
 
18-P-2025-15222-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Tochter des Petenten zwischenzeit-
lich eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 
AufenthG erhalten hat. Dem Petitionsbegehren 
wurde somit entsprochen.  
 
Der Familie wird zudem nahegelegt, sich um 
die Passbeschaffung für das Kind zu bemü-
hen. Ihre Bemühungen sollte sie der zuständi-
gen Ausländerbehörde nachweisen.  
 
Sollte eine Passbeschaffung für das Kind nicht 
möglich oder zumutbar sein, wäre auch dies 
der zuständigen Ausländerbehörde nachzu-
weisen.  
 
 
18-P-2025-15289-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Sozialgericht Köln dem Petenten und 
den weiteren Antragstellern durch Beschluss 
vom 28.08.2025 Prozesskostenhilfe bewilligt 
und eine Rechtsanwältin beigeordnet hat. Mit 
weiterem Beschluss vom 28.08.2025 wurde 
dem Antragsgegner im Wege der einstweiligen 

Anordnung aufgegeben, dem Petenten und 
den weiteren Antragstellern vorläufig im Hin-
blick auf eine rechtskräftige Entscheidung in 
der Hauptsache für den Zeitraum vom 
01.07.2025 bis zum 31.12.2025 Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts in Gestalt des 
Regelbedarfs gemäß §§ 19 Absatz 1 Satz 3, 
20 SGB II der nach Maßgabe der gesetzlichen 
Vorschriften im Übrigen – insbesondere auch 
unter Anrechnung etwaigen Einkommens ohne 
Berücksichtigung der Absetzbeträge nach § 
11b SGB II – zu gewähren. Im Übrigen hat es 
den Antrag abgelehnt. Gegen die Entschei-
dung hat der Petent Beschwerde zum Landes-
sozialgericht Nordrhein-Westfalen erhoben, die 
das Landessozialgericht mit Beschluss vom 
29.09.2025 zurückgewiesen hat. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
Gerichtliche Entscheidungen können aus-
schließlich in dem nach der jeweiligen Verfah-
rensordnung vorgesehenen Rechtsbehelfsver-
fahren überprüft und gegebenenfalls korrigiert 
werden. Davon hat der Petent – wenn auch 
erfolglos – Gebrauch gemacht. 
 
 
 
18-P-2025-15292-00 
Straßenverkehr 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss die Sach- und Rechts-
lage, die der Eingabe des Petenten zugrunde 
liegt, geprüft.  
 
Weder die abgerissene Mauer noch der an 
ihrer Stelle errichtete Zaun stehen in einem 
unmittelbaren Zusammenhang mit der Sicher-
stellung der Verkehrssicherheit der in Rede 
stehenden Straße. Zudem kommt die Stadt mit 
den erforderlichen Sichtkontrollen ihren Ver-
kehrssicherungspflichten nach. 
 
Die Entscheidung darüber, ob neue Parkplatz-
flächen errichtet und zu diesem Zweck Grund-
stücke erworben werden, unterfällt der Selbst-
verwaltungshoheit der Stadt. Darüber hinaus 
liegt behördlicherseits kein Verstoß gegen 
geltendes Recht vor.  
 
Im Übrigen steht es dem Petenten frei, sich auf 
der Grundlage von § 24 Gemeindeordnung 
NRW unmittelbar an die zuständige Bezirks-
vertretung oder den Rat der Stadt zu wenden, 
um eine Befassung dieser Gremien mit seinem 
Anliegen zu erreichen. 
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Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digi-
talisierung) weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15301-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Nach Prüfung der Sach- und Rechtslage der 
Eingabe des Petenten stellt der Petitionsaus-
schuss fest, dass die Baugenehmigung für das 
Vorhaben des Petenten bereits am 06.08.2025 
erteilt wurde. Dem Begehren des Petenten 
wurde damit entsprochen. 
 
Im Baugenehmigungsverfahren wurden Ver-
zögerungen nicht nur wegen mehrfacher Um-
planungen des in Rede stehenden Vorhabens, 
sondern auch durch die Bauaufsichtsbehörde 
der Stadt verursacht. 
 
Im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde 
daher die Bauaufsichtsbehörde der Stadt auf 
§ 71 Abs. 2 Bauordnung NRW 2018 hingewie-
sen und aufgefordert, die Beteiligung der an-
zuhörenden Stellen, deren Aufgabenbereich 
berührt wird, zukünftig unverzüglich nach Fest-
stellung der Vollständigkeit des Bauantrags 
durchzuführen. 
 
 
 
18-P-2025-15303-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent wendet sich gegen die steuerliche 
Behandlung seiner Einkommensteuererklärung 
2021. Er begehrt insbesondere die Anerken-
nung seines Informatikstudiums als Vollzeit-
studium sowie die Berücksichtigung der damit 
verbundenen Aufwendungen als Werbungs-
kosten. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sachlage unterrich-
tet und die Rechtslage geprüft. Er stellt fest, 
dass dem Begehren des Petenten hinsichtlich 
der Anerkennung der Bildungseinrichtung als 
erste Tätigkeitsstätte zu entsprechen ist. 
 
Für die Fahrten zwischen Wohnung und Uni-
versität ist grundsätzlich die Entfernungspau-
schale nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG an-
zusetzen. Ein Werbungskostenabzug erfolgt 
jedoch nur für die tatsächlich durchgeführten 
Fahrten. Dem Petenten wird daher empfohlen, 
entsprechende Nachweise gegenüber dem 
Finanzamt vorzulegen. 

Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Finan-
zen) weitere Maßnahmen im Sinne der Petition 
zu empfehlen. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums der 
Finanzen vom 10.11.2025. 
 
 
 
18-P-2025-15312-00 
Landesplanung 
Energienutzung 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Gegenstand der Petition sind weitere geplante 
Windkraftanlagen in der Gemeinde. Der Petiti-
onsausschuss hat die Sach- und Rechtslage, 
die der Petition zugrunde liegt, geprüft.  
 
Da die Ausweisung von Windenergiebereichen 
dem regionalen Planungsträger gemäß § 9 
Abs. 1 Landesplanungsgesetz obliegt, sieht 
der Petitionsausschuss keine Möglichkeit, 
weiter im Sinne der Petition tätig zu werden. 
 
Die Feststellung, dass die Gemeinde im Ver-
hältnis zur Gemeindefläche in der Planungsre-
gion überdurchschnittlich mit Windenergieflä-
chen belegt ist, ist zutreffend. Dies ist jedoch 
Ergebnis eines übergeordneten planerischen 
Abwägungsprozesses, der auf räumlichen 
Potenzialen und Restriktionen wie beispiels-
weise Abständen zu Siedlungs- und Wohnbe-
bauung, Arten- und Naturschutz und anderen 
Belangen basiert. Dies führt in allen Planungs-
regionen dazu, dass einige Gemeinden mehr, 
andere hingegen weniger Flächen beitragen. 
In der in Rede stehenden Gemeinde sind da-
her aufgrund der Raumstruktur viele Flächen 
für die Windenergienutzung geeignet. 
 
Die endgültige Abwägung über die Festlegung 
der Windenergiebereiche hat der zuständige 
Regionalrat als regionaler Planungsträger vor-
genommen, der aus gewählten Vertretern der 
Gemeinden der Region besteht. Nach den 
bundesrechtlichen Vorgaben des Windenergie-
flächenbedarfsgesetzes muss das Land Nord-
rhein-Westfalen 1,8 Prozent der Landesfläche 
für die Nutzung durch Windenergie planerisch 
sichern. Auf Grundlage einer landesweiten 
Potenzialstudie wurden diese Flächenziele im 
Landesentwicklungsplan auf die einzelnen 
Planungsregionen verteilt. Für die in Rede 
stehende Planungsregion ergibt sich daraus 
ein Flächenbeitragswert von 13.186 Hektar. 
Folglich findet die Möglichkeit des Planungs-
trägers, auf die Belange der Gemeinden oder 
Bürgerinnen und Bürger einzugehen dort ihre 
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Grenze, wo die Notwendigkeit, das gesetzlich 
definierte Mindestziel zu erreichen, beginnt. 
Entsprechend war die Entscheidung des Regi-
onalrats angesichts der widerstreitenden Be-
lange nicht einfach. Die getroffene Abwägung 
ist jedoch nicht zu beanstanden. 
 
Es bestand die Möglichkeit, sowohl für die 
Gemeinde als auch für die Bürgerinnen und 
Bürger, ihre Anregungen und Bedenken in das 
Verfahren zur 19. Änderung des Regionalplans 
sowie zur Neuaufstellung des Regionalplans 
für die Kreise einzubringen. 
 
Die Windenergiebereiche der in Rede stehen-
den Planungsregion sind seit dem 28.03.2025 
rechtswirksam. Sie bilden die verbindliche 
Grundlage für Entscheidungen über die Zuläs-
sigkeit von Windenergieanlagen. 
 
 
 
 
18-P-2025-15321-00 
Corona-/Covid-19-Pandemie 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich eingehend mit 
dem Anliegen der Petentin befasst, das die 
Rückforderung der Corona-Wirtschaftshilfen 
sowie die wirtschaftliche Situation der Petentin 
betrifft. 
 
Nach Prüfung der der Petition zugrunde lie-
genden Sach- und Rechtslage teilt der Petiti-
onsausschuss die Auffassung der Landesre-
gierung (Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie – MWIKE), dass die 
formalen Voraussetzungen für die Rückforde-
rung der bewilligten Hilfen erfüllt sind und so-
mit keine Abweichung von der bestehenden 
Verwaltungspraxis angezeigt ist. 
 
Gleichwohl erkennt der Petitionsausschuss die 
außergewöhnlich belastende persönliche Situ-
ation der Petentin an, die zu einer verspäteten 
Einreichung der erforderlichen Unterlagen 
geführt hat. 
 
Trotz dieser Berücksichtigung sieht der Petiti-
onsausschuss insgesamt keine Möglichkeit, 
dem Anliegen der Petentin zum Erfolg zu ver-
helfen. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der Stellung-
nahme des MWIKE vom 20.10.2025 zur weite-
ren Information. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15329-00 
Ausländerrecht 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
Die Familie begehrt ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet und sich hierzu 
von der Landesregierung (Ministerium für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) berichten lassen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass Frau H. sowie die minderjährigen Kinder 
die Voraussetzungen für eine Aufenthaltser-
laubnis nach dem Chancen-Aufenthaltsrecht 
erfüllen. Der Familie wird nahegelegt, ihren 
Aufenthalt im Bundesgebiet weiter zu verfesti-
gen, sich um ihre Integration zu bemühen und 
das Vorliegen der Voraussetzungen für eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25b bzw. § 25a 
AufenthG im Gültigkeitszeitraum des Chan-
cenaufenthaltsrechts nachzuweisen. Frau H. 
wird dringend nahegelegt, durch die Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit zur Sicherung des Le-
bensunterhaltes der Familie beizutragen.  
Auch mit drei minderjährigen schulpflichtigen 
Kindern sollte es Frau H. möglich sein, zumin-
dest in Teilzeit einer Erwerbstätigkeit nachzu-
gehen. Frau H. wird nahegelegt, ihre Bemü-
hungen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
der Ausländerbehörde nachzuweisen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt darüber hinaus 
zur Kenntnis, dass die Prüfung, ob Herr M. die 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach dem Chancen-
Aufenthaltsrecht erfüllt, andauert. Der Ausgang 
der aufenthaltsrechtlichen Prüfung bleibt ab-
zuwarten.  
 
Der Petitionsausschuss sieht im Übrigen keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15332-00 
Straßenverkehr 
Beförderung von Personen 
 
 
Mit ihrer Eingabe beanstandet die Petentin, 
dass sie seit dem 20.03.2025 auf eine Ent-
scheidung des Straßenverkehrsamtes zu ih-
rem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung 
zum Gelegenheitsverkehr mit Mietwagen war-
te. Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Petition zugrunde liegt, 
geprüft.  
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Die Stadt hat detailliert dargelegt, dass die 
Petentin im Rahmen des Antragsverfahrens 
stets umfassend und zeitnah über alle not-
wendigen Maßnahmen informiert wurde. Nach 
Eingang aller entscheidungsrelevanten An-
tragsunterlagen wurde fristgerecht über den 
Genehmigungsantrag der Petentin entschie-
den. Dem Antrag wurde am 14.08.2025 statt-
gegeben. Damit wurde dem Begehren der 
Petentin entsprochen. 
 
 
 
18-P-2025-15339-00 
Sozialhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt das Anliegen 
der Petentin zur Kenntnis, sieht allerdings kei-
nen Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW - 
MAGS) Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme des MAGS vom 
21.11.2025. 
 
Da die von der Petentin begehrten gesetzli-
chen Änderungen insbesondere Bundesrecht 
betreffen, wird die Petition an den Petitions-
ausschuss des Deutschen Bundestages wei-
tergeleitet. 
 
 
 
 
18-P-2025-15348-00 
Kindergartenwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet und sieht 
keinen Anlass für Maßnahmen. 
 
Er stellt fest, dass die Stadt ihren Pflichten 
nachgekommen ist. Sie war aufgrund der El-
ternbeitragssatzung berechtigt, die entspre-
chenden Beiträge zu erheben. Elternbeiträge 
stellten einen öffentlich-rechtlichen Beitrag zur 
Finanzierung des öffentlichen Anteils der Jah-
reskosten dar. Eine Erstattung ist nicht vorge-
sehen, die Festsetzung erfolgt pauschal und 
unabhängig von der tatsächlichen Nutzung.  
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der 
Petent eine für den Betreuungsausfall ab dem 
04.07.2025 angebotene Vertretungsregelung 
abgelehnt hat.  
 
Der Ausschuss stellt fest, dass die Stadt Gel-
senkirchen die Eingaben des Petenten geprüft 

und ihm die Rechtslage in mehreren Schreiben 
sowie Telefonaten und einem persönlichen 
Gespräch dargelegt hat. 
 
Neben einer Erörterung des Betreuungsver-
hältnisses wurde der Petent insbesondere 
darauf hingewiesen, dass es sich um eine 
private Kindertageseinrichtung handelt, welche 
für die Organisation des Betreuungsablaufs 
sowie die Verträge mit den Erziehungsberech-
tigten selbstständig verantwortlich ist.  
 
Die Stadt übt im Rahmen ihrer Fachaufsicht 
durch die eigenbetriebsähnliche Gelsenkirche-
ner Kindertagesbetreuung eine regelmäßige 
Kontaktaufnahme mit der Betreuungseinrich-
tung aus. Hinweise auf mögliche Pflichtverlet-
zungen sowie mögliche Verstöße gegen gel-
tende Standards wurden aufgenommen, ge-
prüft und intern reflektiert.  
 
Sofern privatrechtliche Differenzen nicht aus-
geräumt werden können, sind diese zivilrecht-
lich zu klären. 
 
 
18-P-2025-15352-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass der Petent jeder-
zeit die Möglichkeit hat, Einsicht in die für ihn 
geführte Personalakte zu nehmen. 
 
Ebenso steht ihm ein Einsichtsrecht in die über 
ihn geführte Akte in seiner ehemaligen Schule 
zu. Dem Petenten wird empfohlen, sich erneut 
an die Schulleitung zwecks einer Einsichtnah-
me zu wenden, sollte weiterhin ein Bedürfnis 
bestehen. 
 
Weitere gespeicherte Daten sind nicht vorhan-
den. Der Petent erhält eine Kopie der Stel-
lungnahme des Ministeriums für Schule und 
Bildung. 
 
 
18-P-2025-15353-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalt intensiv unter-
richtet.  
 
Der Petitionsausschuss hat von der abwei-
chenden Sachverhaltsdarstellung der Leiterin 
der Justizvollzugsanstalt Schwerte zur Voll-
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zugssituation des Petenten Kenntnis genom-
men. Die vollzugliche Sachbehandlung gegen-
über dem Petenten ist nicht zu beanstanden. 
Dies gilt insbesondere auch für die Vollzugs-
planung.  
 
Der Petitionsausschuss hat festgestellt, dass 
wiederholt notwendig gewordene Verlegungen 
des Petenten stets einen großen Anpassungs-
aufwand für diesen dargestellt haben.  
Gleichzeitig hat er erkannt, dass für den Pe-
tenten geeignete therapeutische Angebote 
nicht in der aktuellen Haftanstalt bereitstehen, 
um der Inhaftierung zugrunde liegende Verhal-
tensweisen aufzuarbeiten und die Chancen für 
eine gelingende Resozialisierung zu erhöhen. 
Der Ausschuss empfiehlt insoweit, sich hierzu 
weitergehend beraten zu lassen.  
 
Ferner weist der Petitionsausschuss darauf 
hin, dass in der Justizvollzugsanstalt für eh-
renamtliche Betreuer ein Beratungsangebot 
durch besonders geschulte Ansprechpersonen 
vorgehalten wird, das auch der Bevollmächtig-
ten des Petenten zur Verfügung steht. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-15360-00 
Rechtspflege 
Hochschulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Das Vorbringen des Petenten gibt keinen An-
lass, der Landesregierung (Ministerium der 
Justiz sowie Ministerium für Kultur und Wis-
senschaft) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Soweit sich der Petent gegen die Hochschule 
Bonn-Rhein-Sieg wendet, so ist zu beachten, 
dass deren Sachbehandlung Gegenstand ge-
richtlicher Verfahren ist und diese Verfahren 
noch nicht abgeschlossen sind. Es sollte daher 
zunächst die Entscheidung der zuständigen 
Gerichte abgewartet werden. 
 
Soweit der Petent die gerichtliche Verfahrens-
führung zum Gegenstand seiner Petition 
macht, ist zudem festzuhalten, dass die Lei-
tung und Entscheidung einer Rechtssache 
allein in der Verantwortung der zur Entschei-
dung berufenen Richterinnen und Richter 
steht, in die die Dienstvorgesetzten auf Grund 
der verfassungsrechtlich garantierten Unab-
hängigkeit der Richterinnen und Richter (Art. 

97 Absatz 1 Grundgesetz) nicht eingreifen 
dürfen. 
 
 
18-P-2025-15370-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zu dem von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt von 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – MAGS) berichten 
lassen. 
 
Vor dem Hintergrund der beigefügten Stel-
lungnahme des MAGS sieht er derzeit keinen 
Anlass für Maßnahmen. 
 
 
18-P-2025-15383-00 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Bei der Bearbeitung des Verwaltungsvorgangs 
ist es insbesondere in der Zeit von Februar 
2024 bis August 2025 zu erheblichen Verzöge-
rungen gekommen. Der Petitionsausschuss 
bedauert diesen Umstand sehr. Der Renten-
versicherungsträger hat gegenüber dem Petiti-
onsausschuss auch eingestanden, dass die 
Bearbeitung nicht seinen Maßstäben an ein 
ordnungsgemäßes Verfahren entspricht und 
bittet den Petenten und seine Familie daher 
ausdrücklich um Entschuldigung. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die Landesregie-
rung (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales), den Rentenversicherungsträger zu 
bitten, ähnlich gelagerte Fällen beschleunigt 
und mit dem nötigen Fingerspitzengefühl zu 
bearbeiten, da zum einen die Petenten sehr 
betagt sind und zum anderen diese Themen 
für die Petenten eine hohe emotionale Belas-
tung mit sich bringen, die möglichst schnell 
beendet sein sollte. 
 
Der Antrag auf Gewährung einer Altersrente 
und der anschließende Überprüfungsantrag 
sind unter Berücksichtigung der durch den 
Rentenversicherungsträger im Rahmen seines 
Selbstverwaltungsrechts vorzunehmenden 
Beweiswürdigung abgelehnt worden. Da hier-
gegen kein Widerspruch erhoben worden ist, 
sind diese Bescheide zunächst bestandskräftig 
geworden. Nach einem erneuten Überprü-
fungsantrag wurde die bisherige Entscheidung 
kritisch geprüft und der Sachverhalt anders 
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beurteilt. Eine Altersrente ist zwischenzeitlich 
bewilligt worden. 
 
Dem Petitionsausschuss ist bewusst, dass die 
Glaubhaftmachung von Tatsachen, die mehr 
als 80 Jahre zurückliegen, schwierig ist und für 
die betroffenen Personen einen teilweise auf-
wendigen und belastenden Prozess darstellen. 
Die Deutsche Rentenversicherung ist jedoch 
an Recht und Gesetz gebunden und hat daher 
zu prüfen, ob die Voraussetzungen nach dem 
Gesetz über die Zahlbarmachung von Renten 
aus Beschäftigungen in einem Ghetto und dem 
übrigen Sozialrecht erfüllt sind. Dadurch ist es 
leider nicht möglich, auf die erforderlichen 
Formalitäten zu verzichten.  
 
Die Nachzahlung ist entsprechend der gelten-
den Rechtslage verzinst und zur Hälfte an den 
Petenten ausgezahlt worden. Die verbliebene 
Nachzahlung konnte bisher nicht an den Pe-
tenten ausgezahlt werden, da durch den weite-
ren Erben weder ein rechtsgültiger Verzicht auf 
das Erbe erfolgte noch das Einverständnis der 
kompletten Erbengemeinschaft für den Emp-
fang der Zahlung durch den Petenten vorliegt. 
Nach Eingang der erforderlichen Unterlagen 
wird der Rentenversicherungsträger die ver-
bliebene Nachzahlung auszahlen und auch 
hier eine Verzinsung prüfen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet um Verständnis, 
dass dieser Beschluss nicht auf Englisch ver-
fasst werden konnte, da der Landtag Nord-
rhein-Westfalen über keinen vereidigten Spra-
chendienst verfügt.  
  
Der Petitionsausschuss dankt dem Petenten 
für sein entgegengebrachtes Vertrauen. 
 
 
 
18-P-2025-15385-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet.  
 
Die in den Siebten Medienänderungsstaatsver-
trag, den sogenannten Reformstaatsvertrag, 
eingebrachten Regelungen zielen auf eine 
weitere Schärfung des Auftrags des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, seine Strukturen und 
somit auf eine Stabilisierung des Rundfunkbei-
trags. Der Reformstaatsvertrag tritt zum 
01.12.2025 in Kraft. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, Interna-

tionales sowie Medien und Chefs der Staats-
kanzlei. 
 
 
18-P-2025-15410-00 
Rechtspflege 
Wohnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz; Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss hat festgestellt, dass 
das Verfahren bei dem Grundbuchamt auf-
grund der außergewöhnlichen Vielzahl unbe-
kannter Erben und der damit verbundenen 
Dauer der Erbenermittlung eine besondere 
Ausnahmesituation für alle Beteiligten darstellt.  
 
Des Weiteren nimmt er zur Kenntnis, dass die 
der Petition zugrundeliegende Vorstellung des 
Petenten, über eine Nachlasspflegschaft § 
1960 Absatz 1 Satz 2 BGB betreffend das 
Gesamterbe nach Frau E. M. eine ordnungs-
gemäße Verwaltung oder Verwertung des in 
Rede stehenden Hausgrundstückes zu errei-
chen, aus den bereits im Jahre 1994 dargeleg-
ten Gründen nicht in Betracht kommt. 
 
Die aufgrund der Petition vorgenommene auf-
sichtsrechtliche Überprüfung hat ergeben, 
dass eine pflichtwidrige Verzögerung der 
Sachbehandlung durch die jeweils zuständigen 
Rechtspfleger nicht festzustellen ist. Diese 
haben bei Vorliegen entsprechender Anhalts-
punkte für eine Grundbuchunrichtigkeit durch 
Versterben eines der dort in Erbengemein-
schaft eingetragenen Miterben beständig und 
jahrelang unterschiedliche Parteien oder Ge-
richte um Vorlage vollständiger Unterlagen 
oder Angaben zu möglichen Erbeserben gebe-
ten, ohne dass dies aus nicht im Bereich des 
Grundbuchamtes zu vertretenden Gründen zu 
einer endgültigen Klärung der Eigentümer-
schaft geführt hätte. 
 
Schließlich ist es dem Petitionsausschuss 
wegen der den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern in § 9 des Rechtspflegergeset-
zes verliehenen sachlichen Unabhängigkeit 
verwehrt, deren Entscheidungen zu überprü-
fen, abzuändern oder aufzuheben. 
 
Darüber hinaus nimmt der Petitionsausschuss 
zur Kenntnis, dass der Rechtsauffassung der 
Stadt nichts entgegensteht. Insbesondere die 
Instrumente der Wohnungsaufsicht und der 
Zweckentfremdung nach dem WohnStG und 
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der Satzung zum Schutz und Erhalt von Wohn-
raum im Gebiet der Stadt finden auf das in 
Rede stehende Gebäude keine Anwendung. 
 
 
 
18-P-2025-15411-00 
Abgabenordnung 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petent ersucht den Petitionsausschuss um 
Unterstützung im Zusammenhang mit der 
Pfändung seiner Rente. Zudem beanstandet 
er, dass ihm die Steuerbescheide für die Ver-
anlagungszeiträume 2020 und 2021 nicht be-
kanntgegeben wurden. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den zu-
grunde liegenden Sachverhalt informiert und 
die Rechtslage geprüft. Er stellt fest, dass dem 
Anliegen des Petenten inzwischen vollständig 
entsprochen wurde. Dem Petenten wird emp-
fohlen, dem Finanzamt seine aktuelle Konto-
verbindung mitzuteilen, damit die im Rahmen 
der Pfändungsmaßnahmen geleisteten Zah-
lungen erstattet werden können. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) weitergehende 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu empfeh-
len. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Ausführungen unter III. der Stel-
lungnahme des Ministeriums der Finanzen 
vom 21.11.2025. 
 
 
18-P-2025-15427-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat zahlreiche weitere 
Eingaben des Petenten betreffend verschiede-
ne, sehr kurz gefasste Anliegen geprüft.  
 
Die Anliegen betreffen das Gesundheitswesen 
in Krankenhäusern, die Hebammenversor-
gung, die Behandlung seltener Krankheiten, 
die Suchthilfe, die Krebsfrüherkennung, betref-
fend Long-Covid-Ambulanzen, die psychische 
Erkrankung Jugendlicher, die digitale Patien-
tenakte, die medizinische Versorgung im länd-
lichen Raum, die Verfahrensdauer von Wohn-
geldverfahren, Fragen des Jugendschutzes 
betreffend gewaltverherrlichende Videos, das 
Waffenbesitzrecht sowie das Recht des Han-
dels mit Waffen, Hilfsangebote für Opfer von 
Messerkriminalität, polizeiliches Tätigkeitsrecht 
allgemein sowie im Hinblick auf Einsichtsmög-
lichkeiten in Waffenregisterdaten, polizeiliche 

Fortbildung im Bereich Deeskalation, Schaf-
fung bestimmter Ermittlungsgruppen, schuli-
sche Präventionsprogramme gegen Messer-
gewalt, die Einrichtung von Waffenverbotszo-
nen, Maßnahmen gegen Kinder- und Alters-
armut, schulische Unterrichtsinhalte zu künstli-
cher Intelligenz, zum Mieterschutz sowie zum 
sozialen Wohnungsbau, die Personalausstat-
tung in KiTas, zur Sprachstanderfassung in 
Schulen, die Verfahrensdauer in Ausländerbe-
hörden, die Kraftwerksstrategie, die Gewerbe-
förderung sowie die Sanierung von Straßen 
und Brücken.  
 
Der Ausschuss sieht nach Prüfung keinen 
Anlass, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petent hat sehr kurze und allgemeine Ein-
gaben betreffend sowohl Themen der Landes-, 
der Bundes- oder internationaler Politik einge-
reicht. Diese bestehen in der Regel aus nur 
einem Satz und lassen auch eine persönliche 
Betroffenheit nicht erkennen. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese verfas-
sungsmäßigen Rechte sind dem Petenten 
gewährt worden. Fragen erfüllen nicht die Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen einer Petition. 
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte Beschluss-
fassung oder ein bestimmtes Tätigwerden des 
Parlaments im Sinne des Petenten ist jedoch 
nicht vorgesehen. Das Petitionsverfahren ist 
kein Verwaltungs-, sondern ein parlamentari-
sches Verfahren. Ein Widerspruch gegen ei-
nen Beschluss des Petitionsausschusses ist 
nicht möglich. Auch besteht kein Anspruch auf 
eine ständig wiederholte Befassung mit dem 
bereits vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht auch im Übrigen 
keinen Anlass, der Landesregierung Maßnah-
men zu empfehlen. Weitere Eingaben in dieser 
Angelegenheit sind zwecklos und werden nicht 
mehr beantwortet. 
 
 
18-P-2025-15467-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt – 
insbesondere den nach Ansicht des Sozialge-
richts erwiesenen jahrelangen sexuellen Miss-
brauch und die schweren persönlichen Folgen 
für die Petentin – unterrichtet.  
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Aus den nachfolgenden Gründen besteht je-
doch kein Anlass, der Landesregierung (Minis-
terium der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Der Petitionsausschuss erkennt an, dass der 
Verlauf des sozialgerichtlichen Verfahrens für 
die Petentin eine belastende Situation darstellt.  
 
Aufgrund der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es ihm jedoch ver-
wehrt, prozessleitende Maßnahmen sowie 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, 
abzuändern oder aufzuheben.  
 
Auch die richterliche Anregung, das Klagever-
fahren zu beenden, gehört zum Kernbereich 
richterlicher Tätigkeit. Darüber hinaus sind 
auch die Beweisermittlungen, die Beurteilung 
der Entscheidungsreife des Verfahrens und 
der Zeitpunkt eines Verhandlungstermins dem 
Kernbereich der richterlichen Unabhängigkeit 
zuzuordnen und einer Einflussnahme durch 
den Petitionsausschuss entzogen. Die rechtli-
che Würdigung, ob der Petentin die begehrten 
Leistungen nach dem OEG zustehen, obliegt 
allein den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit 
des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 
 
 
18-P-2025-15468-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Gegenstand der Petition sind Baugenehmi-
gungen für zwei Doppelhäuser auf dem 
Grundstück unmittelbar angrenzend an das 
Grundstück des Petenten. Der Petitionsaus-
schuss hat die Sach- und Rechtslage der Ein-
gabe des Petenten geprüft. 
 
Die Baugenehmigungen der Doppelhäuser 
sind rechtmäßig ergangen. Es ist keine Beein-
trächtigung drittschützender Vorschriften er-
kennbar, weshalb der Petent keinen Anspruch 
auf bauordnungsbehördliches Einschreiten 
hat. 
 
Die Baugenehmigungen sind Gegenstand 
eines beim zuständigen Verwaltungsgericht 
anhängigen Klageverfahrens, das nach Ab-
weisung des Antrags auf vorläufigen Rechts-
schutz in der Hauptsache abzuwarten bleibt.  
 
Da Artikel 97 des Grundgesetzes die Unab-
hängigkeit von Richterinnen und Richtern ge-
währleistet, kann der Petitionsausschuss keine 
Entscheidungen von Richterinnen und Rich-
tern überprüfen, ändern oder aufheben. Aus 
dem gleichen Grund scheidet eine Einfluss-

nahme des Petitionsausschusses auf ein lau-
fendes gerichtliches Verfahren aus. 
 
Darüber hinaus liegen keine Anhaltspunkte 
vor, die Zweifel an der bauplanungs-
rechtlichen Zulässigkeit der genehmigten Dop-
pelhäuser erkennen lassen. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss davon ab, der Landesregierung (Minis-
terium für Heimat, Kommunales, Bau und Digi-
talisierung - MHKBD) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. Er bittet das MHKBD jedoch um 
Bericht über den Ausgang des verwaltungsge-
richtlichen Verfahrens. 
 
 
18-P-2025-15542-00 
Krankenhäuser 
 
 
Die 91-jährige Mutter des Petenten, die nach 
Angaben des Petenten nach einem Schlagan-
fall dement sei, habe in den Knappschaftsklini-
ken Recklinghausen ein Hörgeräteteil verloren. 
Durch den Verlust der Hörgeräte sei bei der 
Wiederbeschaffung ein Eigenanteil von 
467,33 Euro entstanden, den die Mutter selbst 
habe aufbringen müssen. Der Hörgeräteversi-
cherer und die Krankenkasse hätten nur einen 
Teil der Kosten übernommen. Der Versicherer 
des Kranken-hauses lehnt die Haftung und 
somit die Kostenübernahme ab, da kein Ver-
schulden des Klinikpersonals nachzuweisen 
sei. Der Petent fordert eine gesetzliche Rege-
lung, die eine Entschädigung für solche Fälle 
sicherstellt, da weder das Krankenhaus noch 
die Mutter für den Verlust verantwortlich ge-
macht werden können. 
 
Der Petitionsausschuss bedauert, dass ein 
Hörgerät der Mutter des Petenten während 
eines Krankenhausaufenthaltes abhandenge-
kommen ist. Er kann nachvollziehen, dass der 
verbliebene Eigenanteil für die Ersatzbeschaf-
fung eine zusätzliche finanzielle Belastung für 
die Mutter bedeutet. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich daher zum 
Anliegen des Petenten, seinen Anregungen 
sowie zu der Sach- und Rechtslage von der 
Landesregierung, Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – (MAGS)-, berichten 
lassen. 
 
Er hat von den Gründen Kenntnis genommen, 
aus denen der Forderung des Petenten nach 
einer gesetzlichen Regelung, die eine Ent-
schädigung für solche Fälle sicherstellt, jedoch 
nicht entsprochen werden kann. Er sieht daher 
keine Möglichkeit, dem Anliegen des Petenten 
zum Erfolg zu verhelfen. 
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Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des MAGS. 
 
 
18-P-2025-15544-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
Der Petent ist tunesischer Staatsangehöriger 
und trägt vor, aufgrund seiner Homosexualität 
aus Katar geflohen zu sein. Nachdem er von 
seiner Familie in Tunesien verstoßen wurde, 
reiste er am 24.05.2025 in die Bundesrepublik 
Deutschland ein und äußerte am 15.08.2025 in 
der Erstaufnahmeeinrichtung Bochum ein 
Asylgesuch. Im Rahmen der bundesweiten 
Erstverteilung wurde er in das Saarland zuge-
wiesen und stellte am 26.08.2025 bei der Au-
ßenstelle des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge in Lebach einen Asylantrag. Dort 
befindet er sich weiterhin in der Landesauf-
nahmeeinrichtung. 
 
Der Petent begehrt eine Umverteilung nach 
Köln oder in dessen Umgebung. Er begründet 
dies mit dem nach seiner Einschätzung erhöh-
ten Risiko queerfeindlicher Anfeindungen im 
ländlich geprägten Umfeld von Lebach. Zudem 
verfüge der Asylsuchende in Köln über ein 
tragfähiges Unterstützungsnetzwerk, insbe-
sondere durch den Verein „Colonia Bears 
e.V.“. 
 
Der Petitionsausschuss erkennt die besondere 
Vulnerabilität des Petenten aufgrund seiner 
sexuellen Orientierung an. Gleichwohl sieht 
der Ausschuss derzeit keine Möglichkeit, dem 
Anliegen auf länderübergreifende Umvertei-
lung nach Köln zu entsprechen. 
 
Der Petent wird darauf hingewiesen, dass eine 
Umverteilung nach § 51 Asylgesetz aus-
schließlich durch die zuständigen Landesbe-
hörden erfolgen kann und grundsätzlich erst 
nach Beendigung der Wohnverpflichtung in der 
Landesaufnahmeeinrichtung des Saarlandes 
in Betracht kommt. Der Petitionsausschuss 
empfiehlt, nach Ablauf der Wohnverpflichtung 
oder bei Auftreten dokumentierter queerfeindli-
cher Vorfälle eine erneute Prüfung durch die 
zuständigen Stellen zu veranlassen. 
 
 
18-P-2025-15545-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet. 

 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
Auch die Beurteilung der Entscheidungsreife 
eines Verfahrens und die Anberaumung eines 
Verhandlungstermins gehören zum Kernbe-
reich der verfassungsrechtlich geschützten 
richterlichen Tätigkeit und sind einer Einfluss-
nahme durch den Petitionsausschuss entzo-
gen. 
 
Die Angemessenheit der Verfahrensdauer 
richtet sich nach den Umständen des Einzelfal-
les, insbesondere nach der Schwierigkeit und 
Bedeutung des Verfahrens und nach dem 
Verhalten der Verfahrensbeteiligten und Drit-
ter. Eine allgemein gültige Zeitvorgabe, wie 
lange ein Verfahren höchstens dauern darf, 
um nicht als unangemessen lang zu gelten, ist 
dem Gesetz nicht zu entnehmen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der anwaltlich vertretene Petent die Ver-
zögerung des Verfahrens gegenüber der 35. 
Kammer des Sozialgerichts Dortmund gerügt 
hat und dem Petenten unter dem 22.09.2025 
Prozesskostenhilfe rückwirkend bewilligt wor-
den ist. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keinen Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) weitere Maßnahmen 
im Sinne der Petition zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15581-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Er von Inhalt und Gang des bei dem Amts- und 
Landgericht Bielefeld geführten Unterbrin-
gungsverfahrens, in dem das Amtsgericht 
Bielefeld unter dem 05.04.2011 die Unterbrin-
gung des Petenten in einem psychiatrischen 
Krankenhaus angeordnet hat, sowie der gegen 
den Petenten geführten Ermittlungs- und 
Strafverfahren der Staatsanwaltschaft Bielefeld 
Kenntnis genommen, soweit nicht deren Akten 
nach dem Ablauf gesetzlicher Aufbewahrungs-
fristen bereits ausgesondert sind. 
 
Er hat ferner zur Kenntnis genommen, dass 
und mit welchen Gründen die Leitende Ober-
staatsanwältin in Bielefeld nach Prüfung des 
Petitionsvorbringens keinen Anlass für eine 
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Wiederaufnahme rechtskräftig abgeschlosse-
ner Strafverfahren gegen den Petenten oder 
für eine Einleitung von Ermittlungsverfahren 
gegen seinerzeitige Zeugen gefunden hat. 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. 
Gerichtliche Entscheidungen können aus-
schließlich im Rahmen des in der jeweiligen 
Verfahrensordnung vorgesehenen Rechts-
behelfsbehelfsverfahrens überprüft und gege-
benenfalls korrigiert werden. Davon hat der 
Petent - wenn auch erfolglos - Gebrauch ge-
macht. 
 
Soweit der Petent darauf verweist, dass seine 
Unterbringung ohne rechtskräftige Verurteilung 
erfolgt sei, missversteht er den Schutzzweck 
des PsychKG NRW. Das Gesetz dient dem 
Schutz von psychisch Erkrankten sowie auch 
dem Schutz anderer Personen, denen auf-
grund der psychischen Erkrankung Schaden 
droht. Das Betreuungsgericht nimmt insoweit 
eine gesetzlich statuierte Fürsorgeverpflich-
tung gegenüber psychisch erkrankten Men-
schen wahr. Die Sachaufklärung und -
bewertung innerhalb der gesetzlichen Vorga-
ben erfolgt dabei grundsätzlich unabhängig 
von strafrechtlichen Verfolgungsmaßnahmen 
und folgt einzig dem Schutzzweck des 
PsychKG NRW. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass im Zusammenhang mit der Überprüfung 
des mit der Petition vorgetragenen Sachver-
halts Fehlverhalten oder Versäumnisse der 
damit befassten polizeilichen Bediensteten 
aufgrund mangelnder Konkretisierung der 
Vorwürfe bislang nicht festgestellt, jedoch auch 
noch nicht ausgeschlossen werden können. 
Um die durch den Petenten vorgebrachten 
Vorwürfe zu überprüfen, werden durch die 
Kreispolizeibehörde Münster Ermittlungen 
durchgeführt. Eine Bewertung ist dem Ministe-
rium des Innern bis zum Abschluss der Ermitt-
lungen insoweit nicht möglich. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium des Innern; Ministerium der Jus-
tiz) darüberhinausgehende Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15583-00 
Rechtspflege 
Polizei 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet.  
 
Er hat von Inhalt und Gang der aufgrund der 
im Jahr 2020 erstatteten Strafanzeige des 
Petenten geführten Ermittlungsverfahren bei 
der Staatsanwaltschaft Dortmund sowie der 
Behandlung der in diesem Zusammenhang 
erhobenen Beschwerden des Petenten durch 
die Staatsanwaltschaft Dortmund und den 
Generalstaatsanwalt in Hamm Kenntnis ge-
nommen. 
 
Der Petitionsausschuss hat ferner zur Kenntnis 
genommen, dass bezüglich der in der Petition 
geschilderten mutmaßlichen Vertuschung einer 
Strafanzeige wegen Bedrohung aus dem Jahr 
2020 Ermittlungen durch die Kreispolizeibe-
hörde Recklinghausen eingeleitet wurden. Die 
Entscheidung der Staatsanwaltschaft, ob straf-
rechtlich relevantes Verhalten von Polizeibe-
diensteten vorliegt, steht noch aus. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium des Innern; Ministerium der Jus-
tiz) darüberhinausgehende Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15587-00 
Gesundheitswesen 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert. Der Ausschuss sieht keinen Anlass 
für Maßnahmen. 
 
Er stellt fest, dass die datenschutzrechtlichen 
Aspekte im Gesetzgebungsverfahren gründlich 
geprüft worden sind. Die Datenschutzbeauf-
tragte des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales Nordrhein-Westfalen sowie die 
Landesbeauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit Nordrhein-Westfalen wurden 
beteiligt und hatten keine Bedenken gegen die 
gesetzlichen Regelungen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales NRW, damit er die gewünschten 
Informationen erhält. 
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18-P-2025-15590-00 
Post- und Fernmeldewesen 
 
 
Die Petentin bittet den Petitionsausschuss um 
Unterstützung, um einen Glasfaseranschluss 
in ihrer Mieteinheit installieren zu lassen. Ihre 
Vermietungsgesellschaft verweigere Dritten 
den Glasfaserausbau bis in ihre Wohnung. Die 
Petentin sieht hierin einen Verstoß gegen das 
Telekommunikationsmodernisierungsgesetz. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich eingehend 
über den der Petition zugrunde liegenden 
Sachverhalt sowie die einschlägige Rechtslage 
informiert. Er stellt fest, dass es sich um eine 
bundesgesetzlich geregelte Angelegenheit 
handelt und die Petentin ihre Ansprüche gege-
benenfalls individuell gerichtlich geltend ma-
chen kann. Gleichwohl wurde die Eingabe der 
Petentin zum Anlass genommen, der Bundes-
netzagentur als zuständiger Stelle für Tele-
kommunikationsangelegenheiten den vorge-
brachten Sachverhalt zur Kenntnis zu bringen. 
 
Zudem ist darauf hinzuweisen, dass das Bun-
desministerium für Digitalisierung und Staats-
modernisierung derzeit an einer Novelle des 
Telekommunikationsgesetzes arbeitet. Ziel ist 
unter anderem, den Ausbau der Netzebene 4 
zu erleichtern und zu beschleunigen. Die Ver-
öffentlichung des entsprechenden Entwurfs ist 
für Anfang 2026 geplant. 
 
Mit der Bestätigung des Wohnungsbauunter-
nehmens über eine konkrete Perspektive für 
einen Glasfaseranschluss in der Wohnung der 
Petentin sowie der ergänzenden Information 
an die Bundesnetzagentur ist dem Ziel der 
Eingabe, auf das Problem in der Ausbaupraxis 
aufmerksam zu machen, entsprochen. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keine Möglichkeit, im Sinne der Petition 
weiter tätig zu werden und keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie – MWIKE) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme des MWIKE 
vom 01.12.2025. 
 
 
18-P-2025-15600-00 
Polizei 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 

Der Petent beanstandet, dass er Diskriminie-
rung, Rassismus, psychischer Folter und Be-
leidigungen seiner Nachbarn ausgesetzt sei. 
Seine bei der Staatsanwaltschaft und der Poli-
zei gegen seine Nachbarn erhobenen Be-
schwerden seien wirkungslos geblieben. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der poli-
zei- sowie strafprozessrechtlichen Thematik 
befasst und die ministerielle Stellungnahme 
einer Prüfung unterzogen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass anhand der hier vorliegenden Erkennt-
nisse sich für das Ministerium des Innern des 
Landes Nordrhein-Westfalen keine Anhalts-
punkte für eine unsachgemäße Bearbeitung 
der betreffenden Ermittlungsvorgänge oder der 
Aufgabenwahrnehmung der Polizei des Lan-
des Nordrhein-Westfalen ergeben. 
 
Ferner hat er von dem Inhalt und Gang der in 
diesem Zusammenhang angelegten Anzeige-
vorgänge bzw. des eingeleiteten Ermittlungs-
verfahrens der Staatsanwaltschaft B. und den 
Gründen Kenntnis genommen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft von der Aufnahme von 
Ermittlungen abgesehen bzw. das Verfahren 
eingestellt hat, worüber der Petent teilweise 
beschieden worden ist und sich hiergegen 
nicht gewandt hat. 
 
Aus Anlass der Petition hat der Generalstaats-
anwalt die Sachbehandlung der Staatsanwalt-
schaft B. geprüft und die Abgabe eines Verfah-
rens an die für die Verfolgung einer daten-
schutzrechtlichen Ordnungswidrigkeit zustän-
dige Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit veranlasst.  
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
18-P-2025-15730-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen der Petentin und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die untergebrach-
te Person Herr H. wegen Herzerkrankungen 
regelmäßig kardiologisch untersucht und be-
handelt wird. Die Antibiose wurde auf ärztliche 
Anweisung nach 5 Tagen abgesetzt, die Bron-
chitis ist ausgeheilt. 
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Wegen eines Notfalls an dem in der Be-
schwerde genannten Abend konnte der Arzt 
vom Dienst den Petenten erst aufsuchen, als 
dieser schon schlief. Die Untersuchung wurde 
am nächsten Morgen und in der Folge, um 
eine Lungenentzündung auszuschließen, eine 
Röntgen-Thorax-Untersuchung durchgeführt.  
 
Bei jeder Ausführung wird einzelfallbezogen 
geprüft, ob und ggf. welche Fesselung not-
wendig ist. Eine Fesselung wird gemäß § 33 
Abs.1 StrUG NRW von der therapeutischen 
Leitung und nicht der Staatsanwaltschaft an-
geordnet. Die Anordnung einer Fesselung 
entscheidet die therapeutische Leitung in je-
dem Einzelfall.  
 
Der Petent hat keinen Anspruch auf ein Ein-
zelzimmer, eine Unterbringung in einem Ein-
zelzimmer war aufgrund der Belegungssituati-
on bislang nicht möglich. Der Ausschuss 
nimmt zur Kenntnis, dass der Petent einen 
angebotenen Zimmerwechsel abgelehnt hat 
und inzwischen ein Doppelzimmer allein be-
wohnt.   
 
Der inzwischen vom Petenten vorgelegt Verle-
gungsantrag wird aktuell von der Direktorin des 
LVR noch geprüft.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15743-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Mit Eingabe vom 29.08.2025 richtet sich der 
Petent an den Landtag Nordrhein-Westfalen. 
Er rügt das Verhalten zweier Polizeivollzugs-
beamtinnen der Kreispolizeibehörde L. im 
Rahmen einer Verkehrskontrolle am 
25.08.2025. Der Petent sieht sich durch die 
Beamtinnen zu Unrecht beschuldigt und unan-
gemessen behandelt. Er begehrt eine dienst-
aufsichtsrechtliche Überprüfung. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der poli-
zeirechtlichen Thematik befasst und die minis-
terielle Stellungnahme einer Prüfung unterzo-
gen. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die von 
den Polizeivollzugsbeamtinnen der 
Kreispolizeibehörde L. im Rahmen der 

Verkehrskontrolle am 25.08.2025 getroffenen 
Maßnahmen rechtskonform, verhältnismäßig 
und lageangemessen waren.  
 
Die bei der Kreispolizeibehörde L. parallel 
eingegangene Beschwerde des Petenten wird 
nach Abschluss des Petitionsverfahrens fort-
geführt und entsprechend den geltenden Ver-
fahrensvorgaben bearbeitet. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, der Landesregierung (Ministerium des 
Innern) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15750-00 
Gewerbeaufsicht; Gewerberecht 
 
 
Mit der Petition wird eine Gewerbeuntersagung 
wegen Unzuverlässigkeit gegen ein Telekom-
munikationsunternehmen sowie ein mit der 
Durchsetzung angeblicher Forderungen beauf-
tragtes Unternehmen begehrt. 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft. Er stellt fest, dass die zuständigen Ord-
nungsbehörden der betroffenen Kommunen 
die ihnen obliegenden Prüfungen zur gewerbe-
rechtlichen Zuverlässigkeit der beteiligten Un-
ternehmen durchgeführt haben. Danach liegen 
derzeit keine hinreichenden Tatsachen vor, die 
eine gewerberechtliche Untersagung rechtfer-
tigen. Die laufenden strafrechtlichen Ermittlun-
gen bleiben abzuwarten. Neue Erkenntnisse 
werden von den Behörden fortlaufend gewür-
digt und können zu erneuten Prüfungen füh-
ren. In diesem Zusammenhang weist der Peti-
tionsausschuss auch darauf hin, dass er auf-
grund der mit Artikel 97 des Grundgesetzes 
gewährleisteten richterlichen Unabhängigkeit 
keine richterlichen Entscheidungen überprü-
fen, ändern oder aufheben kann. Aus dem 
gleichen Grund ist die Einflussnahme auf ge-
richtliche Verfahren ausgeschlossen. 
 
Bezüglich der angeführten Inkassotätigkeiten 
wurde das zuständige Bundesamt für Justiz 
eingeschaltet und hat ein eigenes aufsichts-
rechtliches Prüfverfahren eingeleitet. 
 
Im Hinblick auf die erhobene Dienstaufsichts-
beschwerde wird festgestellt, dass eine solche 
gegenüber kommunalen Hauptverwaltungsbe-
amten nicht vorgesehen ist. Gleichwohl hat die 
zuständige Aufsichtsbehörde eine Prüfung 
vorgenommen. Hinweise auf ein pflichtwidriges 
Verhalten ergaben sich nicht. 
 
Ein rechtswidriges Verhalten konnte insgesamt 
nicht festgestellt werden. Zum jetzigen Zeit-
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punkt ist es sachgerecht, über die gesetzlich 
vorgesehenen Abfragen hinaus zunächst von 
weiteren eigenen Ermittlungen abzusehen, bis 
das strafrechtliche Ermittlungsverfahren abge-
schlossen ist. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Petition weiter tätig zu wer-
den. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der gemeinsamen Stellungnahme der 
Landesregierung (Ministerium für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie; Ministeri-
um der Justiz; Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Digitalisierung). 
 
 
18-P-2025-15769-00 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die mit den Verfahren befassten Richte-
rinnen und Richter die Betreuung prozessför-
dernd und unter Berücksichtigung der Interes-
sen der Petentin betrieben haben. Auf Einga-
ben der Verfahrensbeteiligten, insbesondere 
jene der Petentin, ihrer Betreuerin und ihren 
Betreuern sowie der Betreuungsbehörde ha-
ben sie das jeweils Erforderliche ohne erkenn-
bare Verzögerungen veranlasst. Insbesondere 
haben die Richterinnen und Richter die jeweili-
gen Betreuer auf deren Pflichten hingewiesen 
und auf deren Einhaltung gedrängt. Dies gilt 
insbesondere auch im Hinblick auf die zu-
nächst bestellte Betreuerin im Zusammenhang 
mit der Wiederaufnahme der Belieferung der 
Petentin mit Gas zwecks Beheizung von deren 
Wohnung und die Abgabe der erforderlichen 
Verzeichnisse über das Vermögen der Peten-
tin. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist dem Petitionsaus-
schuss eine Überprüfung der in dem für die 
Petentin bei dem Amtsgericht Bonn geführten 
Betreuungsverfahren getroffenen Entschei-
dungen oder verfahrensleitenden Maßnahmen 
verwehrt. Gleiches gilt für die Verfahrensfüh-
rung der mit den Verfahren der Petentin be-
fassten Rechtspflegerinnen. 
 
 
 

18-P-2025-15817-00 
Familienfragen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
der Petentin von der Landesregierung (Minis-
terium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstel-
lung, Flucht und Integration - MKJFGFI) be-
richten lassen. 
 
Der Überprüfung des von der Petentin vorge-
tragenen Sachverhalts hat ergeben, dass die 
Widerspruchsbehörde (Bezirksregierung 
Münster) die fehlerhafte Berechnung des Krei-
ses Düren ermittelte und in Folge dem Wider-
spruch positiv abhelfen konnte. 
 
Insofern sieht der Petitionsausschuss keinen 
Anlass für weitere Maßnahmen und verweist 
bezüglich der weiteren Anregungen der Peten-
tin auf die in Kopie beigefügte Stellungnahme 
des MKJFGFI. 
 
 
 
18-P-2025-15819-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petentin wendet sich gegen die Einstellung 
ihrer Leistungen nach dem Zweiten Buch So-
zialgesetzbuch (SGB II) sowie gegen das per-
sönliche Verhalten eines Mitarbeiters des Job-
centers in diesem Zusammenhang. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich umfassend 
über den zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet und die Rechtslage geprüft. Be-
züglich der eingereichten Dienstaufsichtsbe-
schwerde wird erneut darauf hingewiesen, 
dass für deren Entgegennahme und Bearbei-
tung ausschließlich die jeweils dienstaufsichts-
führende Stelle zuständig ist. 
 
Da die Petentin den erforderlichen Mitwir-
kungspflichten umfassend nicht nachgekom-
men ist, kam es in der Folge mehrfach zur 
Kürzung der Regelleistung von 10%. Aufgrund 
der fristlosen Wohnungskündigung und der 
amtlich verfügten Abmeldung des ehemaligen 
Lebensgefährten aus dem Melderegister lagen 
zudem für das Jobcenter objektive Tatsachen 
vor, wonach ein Umzug der gesamten Be-
darfsgemeinschaft zu vermuten war. Aufgrund 
der in diesem Kontext entstandenen Zweifel 
am Aufenthalt und der zahlreichen Meldever-
säumnisse beim Leistungs- und Vermittlungs-
bereich des Jobcenters wurden die Leistungen 
bis zur Klärung vorläufig ab dem 01.09.2025 
eingestellt. Bereits am 03.09.2025 wurden 
nach persönlicher Vorsprache und umfassen-
der Sachverhaltsklärung die Leistungen an die 
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Petentin wieder unmittelbar ausgezahlt. 
 
Das Vorgehen des Jobcenters ist insgesamt 
nicht zu beanstanden. Der Petitionsausschuss 
sieht keine Veranlassung, der Landesregie-
rung (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15822-00 
Ordnungswidrigkeiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent ist der Auffassung, dass die Ge-
meinde W. ihren Pflichten hinsichtlich der Ver-
folgung von Verkehrsverstößen im ruhenden 
Verkehr an der Wohnanschrift des Petenten 
nicht ausreichend nachkomme. Fahrzeuge 
seien wiederholt entgegen der Fahrtrichtung 
abgestellt worden. Zudem verweist der Petent 
auf ein Fahrzeug, das seit mehreren Wochen 
an der genannten Adresse abgestellt sei und 
eine abgelaufene TÜV-Plakette sowie stark 
abgefahrene Reifen aufweise. Diesbezügli-
chen Beschwerden sei die Stadt W. nicht 
nachgekommen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der poli-
zei- und ordnungsrechtlichen Thematik befasst 
und die ministerielle Stellungnahme geprüft. 
 
Die Gemeinde Wachtberg hat angegeben, 
dass man den Eingaben des Petenten nach-
gekommen sei, jedoch lediglich wenige Ver-
kehrsverstöße habe feststellen und entspre-
chend ahnden können. Zudem berichtet die 
Stadt W., dass das Fahrzeug mit der ungülti-
gen TÜV-Plakette nicht mehr an der Örtlichkeit 
abgestellt sei. 
 
Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Unterlas-
sen bei der Verfolgung von Verkehrsverstößen 
im ruhenden Verkehr durch die Stadt W. konn-
ten durch den Kreis und die Bezirksregierung 
nicht festgestellt werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15823-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent wendet sich gegen den Umgang 
der Stadt E. mit seiner Eingabe, die zunächst 
nach § 24 Gemeindeordnung für das Land 
NRW (GO NRW) behandelt wurde. In diesem 
Rahmen sei eine nicht durch die GO NRW 
vorgesehene Vorabbefassung erfolgt, zudem 
sei dem Petenten lediglich ein Auszug aus der 
Niederschrift übersandt worden, der nicht be-
gründet worden sei. Zu einem späteren Zeit-
punkt sei die Eingabe dann als herkömmliche 
Eingabe gewertet worden. Außerdem sei seine 
Eingabe ungleich gegenüber einer vergleich-
baren Pro-Rad-Eingabe aus 2024 behandelt 
worden. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme geprüft. 
 
§ 24 Abs. 1 GO NW gibt dem Petenten einen 
Anspruch darauf, dass der Rat bzw. die Be-
zirksvertretung die Eingabe entgegen- und zur 
Kenntnis nimmt, sich mit dem Antrag sachlich 
befasst, d.h. das Anliegen inhaltlich prüft, und 
nach Abschluss der Prüfung auf nachvoll-
ziehbare Weise erledigt. Aus § 24 Abs. 1 S. 4 
GO NW lässt sich zudem ableiten, dass die 
Vertretung den Petenten (durch den Bürger-
meister) darüber zu informieren hat, auf wel-
che Weise er die Eingabe erledigt hat. Bei der 
Unterrichtung handelt es sich um eine reine 
Information über die sachliche Behandlung der 
Eingabe durch den Rat bzw. im vorliegenden 
Fall die Bezirksvertretung. 
 
Diesen rechtlichen Vorgaben ist durch die 
Stadt E. entsprochen worden: Der Antrag-
steller hat am 10. Mai 2025 eine Eingabe an 
die Bezirksvertretung gerichtet. In dieser 
fordert er die Bezirksvertretung auf, sich in 
öffentlicher Sitzung mit einem von ihm übermit-
telten Fragenkatalog zu befassen. Die Eingabe 
wurde auf die Tagesordnung der Sitzung der 
Bezirksvertretung am 24.Juni 2025 genommen 
und dort beraten. Die Bezirksvertretung hat 
über die Eingabe diskutiert und im Ergebnis 
eine weitere Befassung mit deren Inhalten 
abgelehnt. Aus dem Sitzungsprotokoll geht die 
Begründung hervor, dass die Bezirksver-
tretung sich mit den Fragestellungen der Eing-
abe bereits ausführlich auseinandergesetzt 
habe und das weitergehende Verfahren nun-
mehr beim Rat und den Ausschüssen liege. 
Eine weitere Behandlung der Thematik in der 
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Bezirksvertretung sollte erst nach Vorlage der 
weiteren Planungen erfolgen. Es hat insofern 
erkennbar eine inhaltliche Auseinandersetzung 
mit der Forderung des Petenten, über die von 
ihm zusammengestellten Fragen zu beraten, 
stattgefunden. Dieses Ergebnis wurde dem 
Petenten nach Freigabe des Sitzungsproto-
kolls auch mitgeteilt. 
 
Ein Anspruch auf gleichförmige Behandlung 
aller Eingaben, wie ihn der Petent geltend 
macht, besteht nicht – es kommt auf die 
jeweiligen Umstände des Einzelfalls an. Insbe-
sondere ist nachvollziehbar, dass je nach 
Beratungs- und Verfahrensstand einer Angel-
egenheit insgesamt auch Eingaben unter-
schiedlich intensiv durch die zuständigen Gre-
mien beraten werden. 
 
Nachdem dem vorgesehenen Verfahren nach 
§ 24 GO NRW bereits Rechnung getragen 
wurde, kommt es im Ergebnis auf die von der 
Verwaltung der Stadt E. im Nachgang 
geäußerte und ebenfalls nicht unvertretbare 
Einschätzung, die Eingabe habe - aufgrund 
ihrer Ausgestaltung als Fragenkatalog - bereits 
die Merkmale einer Anregung oder 
Beschwerde im Sinne des § 24 Absatz 1 GO 
NRW nicht erfüllt, nicht an. 
 
Ein Rechtsverstoß der Stadt E., der ein 
aufsichtliches Tätigwerden erforderlich macht, 
kann vor diesem Hintergrund nicht festgestellt 
werden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung) Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
18-P-2025-15832-00 
Rechtspflege 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und die der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von Inhalt und Gang der Behandlung 
des Petenten im Maßregelvollzug sowie davon 
Kenntnis genommen, dass die Direktorin des 
Landschaftsverband Rheinland eine zeitnahe 
Entlassung des Petenten in ein Umfeld außer-
halb des kontrollierten Rahmens der Unter-
bringung nicht befürwortet. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-

schuss verwehrt, richterliche Entscheidungen 
zu überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. 
 
Der Petitionsausschuss hat ferner zur Kenntnis 
genommen, dass die Sachbehandlung der 
Staatsanwaltschaft Aachen nicht zu beanstan-
den ist. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass die Gna-
denstelle bei dem Landgericht Dortmund aus 
Anlass der Petition ein Gnadenverfahren ein-
geleitet hat, in dem die Gnadenermittlungen 
andauern. Die Gnadenstelle wird den Petenten 
über das Ergebnis ihrer Prüfung unterrichten. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les; Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15857-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage informiert.  
 
Er hat von den Gründen, aus denen es zu den 
fehlerhaften Beihilfebescheiden gekommen ist, 
Kenntnis genommen. Er begrüßt, dass sich 
das Landesamt für Besoldung und Versorgung 
hierfür zwischenzeitlich in aller Form entschul-
digt hat. 
 
Gleichwohl fällt auf, dass die Bearbeitungszei-
ten der Beihilfeanträge des Petenten sowohl 
im Dezember 2024 als auch in den Monaten 
März und Mai 2025 wieder zwischen 19 und 
20 Tagen dauerten. Aus Sicht des Antragsstel-
lers ist die Verärgerung hierüber nachvollzieh-
bar. Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen), weiterhin an der 
Optimierung der Bearbeitungszeiten zu arbei-
ten. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des Ministeriums der Finanzen, der sich 
der Petitionsausschuss anschließt. 
 
 
18-P-2025-15858-00 
Sozialhilfe 
 
 
Mit der Petition beanstandet die Petentin, dass 
ihr seit Ende Juni 2023 keine Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) mehr 
ausgezahlt wurden. 
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Der Petitionsausschuss hat sich über den zu-
grunde liegenden Sachverhalt informiert und 
die Rechtslage geprüft. Kommt derjenige, der 
eine Sozialleistung beantragt oder erhält, sei-
nen Mitwirkungspflichten nach §§ 60 bis 62, 65 
Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) nicht 
nach und wird hierdurch eine Aufklärung des 
Sachverhalts erheblich erschwert, kann der 
Leistungsträger gem. § 66 Abs. 1 SGB I ohne 
weitere Ermittlungen die Leistungen bis zur 
Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilwei-
se versagen, soweit die Voraussetzungen der 
Leistungen nicht nachgewiesen sind. Zudem 
ist darauf hinzuweisen, dass Wohneigentum 
grundsätzlich Vermögen darstellt und den An-
spruch auf Bürgergeld beeinflussen kann. Per-
sonen, die über Wohneigentum verfügen und 
Sozialleistungen beziehen möchten, sind ver-
pflichtet, dies dem Jobcenter unverzüglich 
mitzuteilen. Nur so kann geklärt werden, ob die 
betreffende Immobilie als Schonvermögen zu 
bewerten ist oder ob sie verwertet werden 
muss. Ein Unterlassen der Mitteilung kann zu 
erheblichen Nachteilen führen. Mieteinnahmen 
aus vermietetem Wohneigentum gelten als 
Einkommen und mindern den Leistungsan-
spruch. 
 
Im vorliegenden Fall hat die Petentin bislang 
keine ausreichenden Unterlagen eingereicht, 
die eine Prüfung der Hilfebedürftigkeit ermögli-
chen oder ihren tatsächlichen Aufenthaltsort 
nachvollziehbar belegen würden. Mittlerweile 
wurde zudem nachgewiesen, dass die Peten-
tin über Vermögen im Ausland verfügt. Die 
hierzu eingereichten Unterlagen sind jedoch 
weiterhin unvollständig. Ebenfalls fehlen die 
Auszüge aus dem e-Devlet-Portal. Auch konn-
te nicht abschließend geklärt werden, ob die 
Immobilie von der Petentin selbst bewohnt 
oder vermietet wird. Vor diesem Hintergrund ist 
es insgesamt nicht zu beanstanden, dass Leis-
tungen ab dem 01.07.2023 nicht weiterbewilligt 
wurden. 
 
Eine weitergehende Sachverhaltsklärung 
durch das Sozialgericht ist zudem nicht mehr 
möglich, da die Petentin ihre Klage gegen den 
Widerspruchsbescheid des Jobcenters vom 
11.09.2024 zurückgenommen hat. 
 
Die notwendige Klärung der Leistungsvoraus-
setzungen für einen möglichen Anspruch auf 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach dem SGB II kann erst nach Vorlage 
und Bewertung der noch ausstehenden Unter-
lagen erfolgen. Es obliegt der Petentin, ihren 
tatsächlichen Aufenthalt, beispielsweise durch 
die Einreichung von Kontoauszügen, nachzu-
weisen. Ohne diese Mitwirkung ist dem Job-
center eine abschließende Prüfung der Hilfe-
bedürftigkeit weiterhin nicht möglich. 

Sozialleistungen dürfen gemäß § 66 Abs. 3 
SGB I wegen fehlender Mitwirkung nur versagt 
oder entzogen werden, nachdem der Leis-
tungsberechtigte hierauf schriftlich hingewie-
sen wurde. Die Petentin ist sowohl schriftlich 
im Rahmen der Mitwirkungsaufforderungen als 
auch in persönlichen Gesprächen auf ihre 
Mitwirkungspflichten und die Folgen einer 
Nichtmitwirkung hingewiesen worden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15862-00 
Arbeitsförderung 
Zivilrecht 
 
 
Der Petent war Vermieter einer leistungsbe-
rechtigten Person und beanstandet, dass die 
Mietzahlungen für die Monate März und April 
2025 nicht an ihn geleistet wurden, obwohl er 
dem Jobcenter sowohl die fristlose Kündigung 
wegen Mietrückständen als auch die entspre-
chenden Vollstreckungsbescheide vorgelegt 
hatte. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sachlage unterrich-
tet und die Rechtslage geprüft. Die Entschei-
dung des Jobcenters, die Zahlungen an die 
Mieterin zu überweisen, ist rechtlich zu bean-
standen. Die Kosten für Unterkunft und Hei-
zung waren für die Monate März und April 
2025 gemäß § 22 Abs. 7 Nr. 1 SGB II aufgrund 
der bekannten außerordentlichen Kündigung 
des Mietverhältnisses wegen Mietschulden 
vom Jobcenter direkt an den Petenten zu 
überweisen. Das Jobcenter räumt die fehler-
hafte Entscheidung ein und bedauert diesen 
Umstand ausdrücklich. 
 
Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass durch 
eine solche Zahlungsanweisung keine Rechte 
und Pflichten des Vermieters gegenüber dem 
Jobcenter begründet werden. Ansprüche des 
Petenten gegenüber seiner ehemaligen Miete-
rin sind zivilrechtlich geltend zu machen. 
 
Der Petitionsausschuss weist zudem darauf 
hin, dass dem Petenten aus Gründen des So-
zialdatenschutzes unabhängig von der inhaltli-
chen Bewertung des Leistungsfalls keine wei-
teren Informationen erteilt werden können. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keine Möglichkeit, im Sinne der Petition 
weiter tätig zu werden. 
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18-P-2025-15867-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet. 
 
Soweit der Petent moniert, bis heute sei kein 
Erbschein ausgestellt worden, nimmt der Peti-
tionsausschuss zur Kenntnis, dass dies dem 
Grunde nach zutrifft. Soweit der Petent jedoch 
behauptet, alle geforderten Dokumente seien 
beigebracht worden, stellt der Petitionsaus-
schuss nach Auswertung der ministeriellen 
Stellungnahme fest, dass dies nicht bestätigt 
werden kann. Zuletzt erinnerte der zuständige 
Rechtspfleger das beteiligte Notariat mit 
Schreiben vom 30.10.2025 an die Erledigung 
der Verfügung, mit welcher weitere Unterlagen 
und Informationen angefordert worden sind. 
 
Die Sachbehandlung durch den Rechtspfleger, 
mithin auch das aus dessen Sicht bestehende 
Erfordernis der Beibringung weiterer Doku-
mente, unterliegt seiner gesetzlich normierten 
sachlichen Unabhängigkeit nach § 9 Rechts-
pflegergesetz. Eine Überprüfung der Verfah-
rensführung ist dem Petitionsausschuss daher 
verwehrt. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt auch zur 
Kenntnis, dass der hohe Arbeitsanfall für den 
Rechtspfleger in dem betroffenen Nachlassver-
fahren, die Beteiligung von über zwanzig mög-
lichen Miterben und eines vielfältig zu regeln-
den Nachlasses, zu einer enormen Verfah-
rensdauer geführt haben, die in solch umfang-
reichen Nachlassverfahren jedoch nicht unüb-
lich ist. Er bedauert die Verfahrensdauer von 
bereits fünf Jahren, kann allerdings ein Fehl-
verhalten oder eine unsachgerechte Behand-
lung der Sache durch das Gericht nicht fest-
stellen. 
 
Die Verzögerungen, die sich in der Zwischen-
zeit ergaben, beruhen darauf, dass die Zwi-
schenverfügungen des zuständigen Rechts-
pflegers bis heute durch das Notariat nicht 
erledigt sind, und liegen damit außerhalb des 
Verantwortungsbereichs des Rechtspflegers. 
 
Schließlich nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass in der Zwischenzeit der Nach-
lass durch Anordnung der Nachlasspflegschaft 
ordnungsgemäß gesichert ist und angemessen 
verwaltet wird. Eine Wertminderung hinsicht-
lich der Immobilie und der Kraftfahrzeuge, die 
zum Nachlass gehörten, muss jedenfalls nach 
deren jeweiliger Veräußerung im Rahmen der 
Nachlasspflegschaft nicht mehr befürchtet 
werden. Soweit der Nachlass möglicherweise 

einen Wertverlust erlitten hat, ist festzustellen, 
dass die Auseinandersetzung sowie die Be-
schaffung eines Erbnachweises nicht Aufga-
ben des Nachlassgerichts sind, sondern durch 
die Erbengemeinschaft zu betreiben ist. Ein 
Sicherungsbedürfnis, das eine frühere Anord-
nung der Nachlasspflegschaft erforderlich ge-
macht hätte, war aufgrund der bekannten Er-
ben, die sich um den Nachlass kümmerten, 
nicht angezeigt. Ein Antrag auf Einrichtung 
einer Nachlasspflegschaft wurde weder vom 
Petenten noch von der Mutter des Petenten 
gestellt. 
 
Hinsichtlich der Kritik des Petenten, er hätte 
immer mehr Dokumente vorlegen sollen und 
den zuständigen Rechtspfleger mehrmals ver-
sucht deshalb anzurufen, sei aber immer ab-
gewimmelt worden, ist festzustellen, dass der 
Petent und sämtliche Beteiligte in jeder Verfü-
gung darauf hingewiesen worden sind, dass 
das Nachlassverfahren ein schriftliches Verfah-
ren ist. Schriftliche Sachstandsanfragen hat 
der zuständige Rechtspfleger jeweils zeitnah 
und erschöpfend schriftlich beantwortet. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium der 
Justiz) Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15871-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin beschwert sich über die Dauer 
der Bearbeitung ihres Antrages auf Einbürge-
rung durch die Einbürgerungsbehörde der 
Stadt D. Darüber hinaus beschwert sich die 
Petentin über die fehlenden Rückmeldungen 
der Behörde und bittet um Unterstützung im 
laufenden Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und nimmt 
nach erfolgter Prüfung der ministeriellen Stel-
lungnahme zur Kenntnis, dass im vorliegenden 
Fall keine Untätigkeit oder Unregelmäßigkeiten 
in den Verwaltungsabläufen der Stadt D. 
vorliegt. 
 
Der Petitionsausschuss stellt ferner fest, dass 
mit der Petentin ein regelmäßiger Austausch 
stattfand. Ferner stellt der Petitionsausschuss 
fest, dass der Antrag auf Einbürgerung derzeit 
noch nicht genehmigungsfähig ist, da die Prü-
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fung der Finanzierung des Lebensunterhalts 
und des rechtmäßigen Aufenthalts noch nicht 
abgeschlossen werden konnte. Ferner stellt 
der Petitionsausschuss fest, dass die Behör-
den im vorliegenden Fall nicht gegen gelten-
des Recht verstoßen haben und somit auch 
kein Anlass besteht, kommunalaufsichtlich 
tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, eng mit der Ausländerbehörde 
zusammenzuarbeiten und ggf. Unterlagen, die 
angefordert werden, dort zeitnah vorzulegen. 
 
Für den Petitionsausschuss besteht kein An-
lass, der Landesregierung (Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15886-00 
Versorgung der Beamten 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt unter-
richtet. 
 
Er stellt fest, dass die Kürzung der Versor-
gungsbezüge des Petenten geltendem Recht 
entsprechen und nicht zu beanstanden ist. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des Ministeriums der Finanzen. 
 
 
 
18-P-2025-15893-00 
Friedhofswesen 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petent begehrt die Schaffung von Aus-
nahmeregeln für Palliativärztinnen und -ärzte 
in Bezug auf die Durchführung der ärztlichen 
Leichenschau bei Verstorbenen, die diese bis 
zu deren Tod palliativmedizinisch betreut ha-
ben. Als Argumente führt der Petent Pietät, 
Totenruhe sowie Unverhältnismäßigkeit an.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich hierzu von der 
Landesregierung, Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, berichten lassen. 
 
Die Landesregierung teilt mit, dass bis zur 
Novellierung des Friedhofs- und Bestattungs-
gesetzes (Best NRW) im Jahr 2003 die Ord-
nungsrechtliche Verordnung über das Lei-
chenwesen galt, wonach der leichenschauen-
de Arzt die Todesbescheinigung ausstellen 

durfte, wenn er die Leiche persönlich besichtigt 
und untersucht hatte.  
 
In § 9 Abs. 3 BestG NRW ist seit der Novellie-
rung geregelt, dass der Arzt oder die Ärztin 
den Leichnam sorgfältig untersuchen und die 
ärztliche Leichenschau an der unbekleideten 
Leiche durchführen muss. Weitere Hinweise 
zur Durchführung der Leichenschau enthält 
das BestG NRW nicht.  
 
Die Leichenschau, durch die der Tod eines 
Menschen festgestellt wird, ist jedoch nicht nur 
unter strafverfolgungsrechtlichen, sondern 
auch unter zivilrechtlichen Gesichtspunkten 
(z.B. im Erbrecht) von Bedeutung und dient 
darüber hinaus der möglichen Ergreifung von 
seuchenhygienischen Maßnahmen sowie der 
Vermeidung der Bestattung von Scheintoten.  
 
Auch wenn der vom Petenten geäußerte 
Wunsch verständlich und nachvollziehbar ist, 
so überwiegt aus o. g. Gründen das Interesse 
der Allgemeinheit. Eine Ausnahmeregelung für 
bestimmte Personengruppen wird vor diesem 
Hintergrund nicht für sinnvoll erachtet. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass für Maßnahmen. 
 
 
18-P-2025-15895-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich ausführlich 
über das Begehren der Petentin informiert.  
 
Das Vorgehen der zuständigen Schulauf-
sichtshörde ist gerichtlich bestätigt worden und 
wird auch seitens des Ministeriums für Schule 
und Bildung nicht beanstandet.  
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
 
Der Sohn der Petentin ist inzwischen an der 
betreffenden Schule angemeldet und hat den 
Unterricht aufgenommen. Der Petitionsaus-
schuss wünscht dem Sohn der Petentin ge-
sundheitlich und auch im Übrigen für die Zu-
kunft alles Gute. 
 
Der Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung – MSB) werden keine weiteren 
Maßnahmen empfohlen. Die Petenten erhalten 
zur weiteren Information eine Kopie der Stel-
lungnahme des MSB vom 01.12.2025. 
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18-P-2025-15900-00 
Altenhilfe 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
der Petentin von der Landesregierung (Minis-
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales, 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung und Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) berichten lassen. 
 
Nach Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes 
(GG) und Artikel 78 der Verfassung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen besteht das Recht 
kommunaler Selbstverwaltung, das sich auch 
auf die Planungshoheit bezieht. Die Stadt 
Dortmund entscheidet insofern eigenverant-
wortlich über Planungsinhalte, d.h. über die 
räumliche Entwicklung ihres Gemeindegebie-
tes. Dies gilt auch hinsichtlich der Planungen 
bezüglich Parkplätzen, Fußgängerzonen, 
Neugestaltungen, Straßenbau, solange sie 
den geltenden Rechtsrahmen hierbei nicht 
verlässt. 
 
Ebenso entscheidet die Kommune im Rahmen 
der Güterabwägung und ihrer kommunalen 
Planungshoheit, meist auf der Grundlage eines 
ganzheitlichen Mobilitätskonzeptes, eigen-
ständig über entsprechende Umgestaltungs-
maßnahmen. 
 
Die Teilhabe älterer Menschen am gesell-
schaftlichen Leben ist von großer Bedeutung, 
um ihre Lebensqualität, Gesundheit und ihr 
Wohlbefinden zu fördern. Die dafür notwendi-
gen wohnortnahen Strukturen sind auf kom-
munaler Ebene zu schaffen. Altenhilfe ist eine 
Aufgabe, die der kommunalen Daseinsvorsor-
ge zuzurechnen ist, wie andere Güter und 
Leistungen, die eine Kommune erbringt.  
 
In einer Kommune sollen daher weitere Ziele, 
u.a. die Entlastung innerstädtischer Wohnquar-
tiere durch die Lärm- und Feinstaubemissionen 
des motorisierten Individualverkehrs und die 
Verbesserung von Nahmobilität, Radverkehr 
sowie Fußverkehr durch breitere Fußwege 
sowie ein Abbau von Barrieren - insbesondere 
auch für Menschen mit Kinderwagen, Rollstuhl 
oder Rollator - Berücksichtigung finden. 
 
Nach Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes 
(GG) und Artikel 78 der Verfassung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen besteht das Recht 
kommunaler Selbstverwaltung, das sich auch 
auf die Planungshoheit bezieht. Die Stadt 
Dortmund entscheidet insofern eigenverant-
wortlich über Planungsinhalte, d.h. über die 
räumliche Entwicklung ihres Gemeindegebie-

tes. Hierauf kann der Petitionsausschuss kei-
nen Einfluss nehmen. 
 
Bei größeren Vorhaben der Stadtplanung steht 
es der Petentin jedoch frei, sich im Rahmen 
der Bürgerbeteiligung einzubringen. 
 
 
18-P-2025-15902-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalte 
unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und dem Gang des mit 
der Petition angesprochenen 
Strafverfahrens gegen den Sohn der Petentin 
und der auf dessen Strafanzeigen hin 
angelegten Vorgänge bzw. eingeleiteten Er-
mittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Bonn und den Gründen Kenntnis genommen, 
aus denen die Staatsanwaltschaft von 
der Aufnahme von Ermittlungen abgesehen 
bzw. die Ermittlungsverfahren eingestellt 
hat und die hiergegen gerichteten Beschwer-
den ohne Erfolg geblieben sind. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem Petiti-
onsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu prüfen, abzuändern oder 
aufzuheben. Die gerichtliche 
Sachbehandlung im Übrigen ist nicht zu bean-
standen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Die Petentin erhält die Stellungnahme des 
Ministeriums der Justiz zur Information. 
 
 
18-P-2025-15903-00 
Lehrerzuweisungsverfahren 
Schulen 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage befasst. 
 
Der Petent, Lehrkraft aus der Türkei, hat sich 
im Rahmen des Stellenbesetzungsverfahrens 
für die Stellenneubesetzung für die Stelle der 
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HSU-Lehrkraft Zazaisch beworben. Diese Stel-
le wurde ihm sodann im Stundenumfang von 6 
Stunden angeboten. Per unterschriebener 
Annahmeerklärung nahm der Petent das An-
gebot an. Nach 10 Monaten wurde nun das 
Stellenangebot zurückgezogen. Hiergegen 
wendet sich der Petent, unterstützt durch viele 
Eltern. 
 
Der Ausschuss hat erkannt, dass sowohl in der 
Stellenausschreibung als auch in dem konkre-
ten Einstellungsangebot ausdrücklich festge-
halten wurde, dass die Einstellung unter dem 
Vorbehalt des Vorliegens eines gültigen Auf-
enthaltstitels, der die Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit erlaubt, steht. Es handelte sich somit 
um eine bedingte Einstellungszusage. Da der 
Petent bisher einen solchen Aufenthaltstitel 
nicht vorlegen konnte, ist die Bedingung nicht 
eingetreten. Die seinerzeitige Zusage konnte 
zurückgezogen werden. Grund für die Beendi-
gung des Einstellungsverfahrens ist insbeson-
dere das Anliegen der Behörde, eine neue 
Stellenausschreibung zu initiieren.  
 
Die Behörde hat jedoch zugesagt, die Auf-
rechterhaltung des Stellenangebotes zu unter-
stützen, wenn der Petent kurzfristig die Bean-
tragung eines entsprechenden Visums nach-
weist. Der Ausschuss dankt der zuständigen 
Behörde für dieses Entgegenkommen und 
appelliert an den Petenten, die erforderlichen 
Schritte zeitnah einzuleiten, um eine Aufrecht-
erhaltung des Stellenangebotes zu erreichen 
und so zu einer möglichst baldigen Sicherstel-
lung des Unterrichts beizutragen.  
 
 
 
18-P-2025-15911-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin bittet darum, dass bei Wahlen 
ungültige Stimmen zukünftig nicht mehr als 
„verlorene Stimmen“ behandelt werden, son-
dern als Ausdruck einer bewussten politischen 
Haltung gelten und daher institutionell berück-
sichtigt werden. Hierzu fordert die Petentin im 
Wesentlichen, dass ungültige Stimmen in 
Wahlergebnissen gesondert ausgewiesen 
werden und auch graphisch dargestellt werden 
sollen. Sofern der Anteil ungültiger Stimmen 
die Fünf-Prozent-Hürde übersteigt, so soll 
dieser Anteil im Parlament durch eine entspre-
chende Anzahl leerer Sitze symbolisch darge-
stellt werden. Ferner sollen Wahlberechtigte, 
die bewusst ungültig wählen, freiwillig auf dem 

Stimmzettel die Einwilligung zur Erfassung 
abgegeben können, um im Falle des Über-
schreitens der 5-Prozent-Marke selbst parla-
mentarisch tätig werden zu können. Hierzu soll 
aus letztgenanntem Personenkreis ein Losver-
fahren zur Sitzvergabe angewendet werden. 
Letztlich regt die Petentin an, dass der Bun-
destag, die Landtage sowie das Europäische 
Parlament über die Vorschläge debattieren 
und eine verfassungsrechtliche, demokratische 
sowie organisatorische Prüfung vornehmen. 
 
Der Petitionsausschuss erklärt, dass ungültige 
Stimmen bereits heute bei den in der Gesetz-
gebungszuständigkeit des Landes fallenden 
Landtags- und Kommunalwahlen wahlstatis-
tisch erfasst und in den amtlichen Wah-
lergebnissen ausgewiesen. Gleiches gilt für die 
in die Gesetzgebungszuständigkeit des Bun-
des fallenden Bundestags- und Europawahlen. 
Soweit die Petentin von „ungültigen Stimmen“ 
spricht, wird daher davon ausgegangen, dass 
hiermit die bewusste Abgabe eines nicht 
gekennzeichneten Stimmzettels durch die 
Wahlberechtigten gemeint ist, mit der eine 
Stimmenthaltung kundgetan werden soll. 
 
Nicht gekennzeichnete Stimmzettel werden 
aufgrund der bestehenden Rechtslage als 
ungültig gewertet (vgl. bsplsw. § 30 Nr. 2 
Landeswahlgesetz, § 30 Nr. 2 Kommunal-
wahlgesetz). Der Gesetzgeber hat keine Not-
wendigkeit gesehen, zwischen einer fehlerhaf-
ten Stimmabgabe und der Nichtabgabe einer 
Stimme zu differenzieren. Denn für die Vertei-
lung der Mandate ist die Anzahl der Stimmen-
thaltungen irrelevant. Die Feststellung 
entsprechender Stimmen entspräche der wahl-
rechtlichen Kommentierung nach auch nicht 
dem Zweck einer Wahl, die Zusammensetzung 
des Parlaments bzw. der Vertretungskörper-
schaft zu ermitteln. Eine solche Bestimmung 
kann nämlich nur durch einen positiven Wäh-
lerentscheid, welche Bewerberinnen bzw. 
Bewerber ein Mandat erhalten sollen, erfolgen 
(s. hierzu zum Bereich der Bundestagswahl: 
Fraußen de la Cerda in Schreiber, Bun-
deswahlgesetz, 12. Auflage, § 39 Rn. 19). 
Durch eine Enthaltung kann weder ein Wäh-
lerwille abgeleitet noch ein Repräsentant 
gewählt werden. Die Konsequenz wären un-
besetzte Sitze in den Vertretungen nach dem 
prozentualen Enthaltungsanteil der abgeg-
ebenen Stimmen, ähnlich dem von der Peten-
tin teilweise eingebrachten Vorschlag. Dies 
jedoch würde dem Prinzip der repräsentativen 
Demokratie widersprechen. Es ist nicht 
erkennbar, wie durch unbesetzte Parla-
mentssitze politische Anliegen von Wählerin-
nen und Wählern, die sich der Stimme enthal-
ten – sofern überhaupt gemeinsame politische 
Zielsetzungen vorhanden sind – verwirklicht 
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werden könnten. Zudem würde eine solche 
Sitzverteilung die Handlungsfähigkeit einer 
jeden (Volks-)Vertretung stark gefährden oder 
sogar unmöglich machen. 
 
Auch vor dem Hintergrund der von der Peten-
tin vorgeschlagenen parlamentarischen Tätig-
keit der „Nichtwähler“ mittels eines Losverfah-
rens ist eine eigenständige Erfassung der 
„Enthaltungsstimmen“ nicht angezeigt. Denn 
der Vorschlag verstößt erkennbar gegen die 
Wahlrechtsprinzipien der unmittelbaren und 
geheimen Wahl (Art. 31 Absatz 1 Landesver-
fassung Nordrhein-Westfalen für Landtags-
wahlen, Art. 28 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz 
für Kommunalwahlen). 
 
Aus der Unmittelbarkeit der Wahl folgt, dass 
nicht nur die indirekte Wahl, z. B. durch Wahl-
leute, unzulässig ist, sondern ein Wahlverfah-
ren erforderlich ist, „in dem die Wählerinnen 
und Wähler vor dem Wahlakt erkennen kön-
nen, welche Personen sich um ein Abgeordne-
tenmandat bewerben und wie sich die eigene 
Stimmabgabe auf Erfolg oder Misserfolg der 
Wahlbewerber auswirkt“ (vgl. BVerfG Urteil 
vom 29. November 2023, 2 BvF 1/21, Rn. 
162). Bei dem von der Petentin vorgeschlage-
nen Wahlsystem steht hingegen gerade nicht 
vor dem Wahlakt fest, welcher Bewerberkreis 
sich um ein Mandat bewirbt. Auch wäre dieser 
Personenkreis nicht in einem demokratischen 
Aufstellungsverfahren von Wahlvorschlagsträ-
gern nominiert worden, wie es nach dem ver-
fassungsrechtlichen Demokratieprinzip erfor-
derlich ist. 
 
Zudem ist bei dem vorgeschlagenen Wahlver-
fahren der Grundsatz der geheimen Wahl ent-
gegen der Auffassung der Petentin nicht ein-
gehalten, soweit diese fordert, dass Wahlbe-
rechtigte, die sich der Stimmabgabe enthalten, 
freiwillig die Einwilligung zur Erfassung abge-
ben, um hieran anschließend aus diesem Per-
sonenkreis im Losverfahren eine Sitzverteilung 
vorzunehmen. Denn auf die Geheimheit der 
Wahl bei der eigentlichen Stimmabgabe kann 
nicht - auch nicht freiwillig – verzichtet werden, 
so dass der Vorschlag auch aus diesem Grun-
de ausscheidet. 
 
Soweit die Petentin um Stellungnahme bittet, 
inwiefern der aktuelle Umgang mit ungültigen 
Stimmen grundrechtliche Aspekte der Gleich-
behandlung und Meinungsfreiheit tangiert, ist 
darauf hinzuweisen, dass in der bestehenden 
Rechtslage ein verfassungsrechtlicher Verstoß 
gegen die vorgenannten grundrechtlichen Ge-
währleistungen nicht erkannt werden kann.  
 

Die Petentin erhät eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums des Innern zur Infor-
mation. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
18-P-2025-15916-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Die Petentin bittet um Unterstützung, da sie 
aufgrund ihrer Erkrankung Multiple Sklerose 
einen höheren Grad der Behinderung (GdB) 
als 20 für angemessen hält und die Entschei-
dung der Stadt W. in diesem Zusammenhang 
kritisiert. 
 
Der Petitionsausschuss hat das Anliegen der 
Petentin sorgfältig geprüft. Die Stadt W. hat 
den zuletzt gestellten Änderungsantrag vom 
16.09.2024 mit Bescheid vom 21.01.2025 ab-
gelehnt. Der dagegen erhobene Widerspruch 
wurde durch die Bezirksregierung am 
07.03.2025 zurückgewiesen. Eine Klage wurde 
nicht erhoben, sodass die Entscheidung inzwi-
schen rechtskräftig ist. 
 
Nach erneuter Prüfung stellt der Petitionsaus-
schuss fest, dass die Entscheidung der Stadt 
W. nachvollziehbar und fachlich begründet ist. 
Die von der Petentin vorgetragenen gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen wurden bei der 
Bewertung vollumfänglich berücksichtigt. Die 
Bewertung orientiert sich dabei an den Vorga-
ben der Versorgungsmedizin-Verordnung. Bei 
Multipler Sklerose sind dabei insbesondere die 
zerebralen und spinalen Ausfallerscheinungen 
sowie die sich aus dem klinischen Verlauf er-
gebende Krankheitsaktivität zu berücksichti-
gen. 
 
Die Entscheidungen der Stadt W. und der Be-
zirksregierung sind in rechtlicher Hinsicht nicht 
zu beanstanden. Vor diesem Hintergrund sieht 
der Petitionsausschuss derzeit keine Möglich-
keit, dem Anliegen der Petentin auf einen hö-
heren GdB zu entsprechen. 
 
Gleichzeitig wird der Petentin empfohlen, ei-
nen Änderungsantrag zu stellen, sobald neue, 
aussagekräftige Befundberichte auf neurologi-
schem Fachgebiet vorliegen. 
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18-P-2025-15939-00 
Landschaftspflege 
 
 
Der Petent begehrt, dass der Kreis V. die von 
ihm gepflanzten Kiri-Bäume (Paulownia tomen-
tosa) als Ausgleichspflanzung anstelle festge-
setzter heimischer Obstbaumpflanzungen an-
erkennt. 
 
Der Petent betreibt eine auf dem Gebiet der 
Gemeinde N. belegene Schreinerei. Er hatte 
im Zuge einer beabsichtigten Betriebserweite-
rung am 28.08.2015 eine Baugenehmigung 
beantragt. Die Baugenehmigung vom 
10.11.2015 wurde unter der Auflage erteilt, auf 
dem betroffenen Grundstück acht heimische 
Obstbäume in der Mindestqualität eines Hoch-
stammes mit einem Stammumfang von 8-10 
cm zu pflanzen. Eine Obstgehölzliste mit einer 
geeigneten Sortenauswahl wurde der Auflage 
beigefügt. Mit Bescheid der Gemeinde N. vom 
18.04.2024 wurde dem Petenten eine Nach-
tragsbaugenehmigung unter der Auflage er-
teilt, auf dem petitionsgegenständlichen 
Grundstück eine Streuobstwiese mit mindes-
tens acht heimischen Obstbäumen als Kom-
pensationsmaßnahme anzulegen. Hinsichtlich 
Pflanzqualität und Sorten wurden vergleichba-
re Vorgaben gemacht.  
 
Der Petent hat vorgetragen, im Jahre 2022 ca. 
1.000 Kiri-Bäume gepflanzt zu haben. Die Kiri-
Pflanzung nutze der Petent wirtschaftlich im 
Rahmen seines Geschäftsbetriebes. Die Bäu-
me sollen planmäßig nach acht Jahren, im 
Rhythmus von fünf Jahren (jeweils 200 Stück 
p.a.), zur Nutzung in der Holzindustrie geerntet 
werden. Der Petent führt aus, dass die Kiri-
Bäume nach der Ernte erneut austrieben, ei-
nen hohen CO2-Bindungseffekt hätten und 
Lebensraum für Tiere und Insekten böten. Er 
begehrt daher die Anerkennung der wirtschaft-
lichen Pflanzung als Ersatzpflanzung im Rah-
men der Auflage zur Nachtragsbaugenehmi-
gung. 
 
Die untere Naturschutzbehörde lehnte dies 
unter naturschutzfachlichen und rechtlichen 
Erwägungen ab. Die obere Naturschutzbehör-
de schloss sich dieser Einschätzung unter 
Ergänzung weiterer Aspekte an. Im Wesentli-
chen führten die Behörden aus, dass der Pe-
tent die Auflagen zunächst akzeptierte, keine 
Einwendungen gegen sie erhob, Rechts-
schutzmöglichkeiten nicht in Anspruch nahm 
und von der Baugenehmigung umfänglich 
Gebrauch machte. Erst nachträglich begehrte 
er die Anerkennung der Kiri-Pflanzung in der 
Kenntnis, dass die Pflanzung nicht der Auflage 
entsprach. Zudem handelt es sich bei den Kiri-
Bäumen nicht um heimische Obstbäume. Der 

Kiri-Baum steht auf der Beobachtungsliste des 
Bundesamtes für Naturschutz. Diese Einschät-
zung bedeutet, dass es sich bei dem Kiri-Baum 
um eine potenziell invasive Art handelt, für die 
Hinweise vorliegen, dass sie die heimische 
Flora und Fauna zu beeinträchtigen oder zu 
verdrängen geeignet ist. Für diese potenziell 
invasiven Arten stehen Monitoring und For-
schung im Vordergrund. Weitergehende Hand-
lungen erscheinen aufgrund des derzeit gerin-
gen Kenntnisstandes aus Sicht der Landesre-
gierung nicht gerechtfertigt zu sein. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe nach 
Art. 41a der Landesverfassung für Nordrhein-
Westfalen geprüft und die vorgebrachten Ar-
gumente sowie die Sach- und Rechtslage um-
fänglich abgewogen. Er bedauert, dass er dem 
Anliegen des Petenten nicht zum Erfolg zu 
verhelfen vermag. 
 
Zwar erscheint das wirtschaftliche Interesse 
des Petenten an der Betriebserweiterung so-
wie der Bewirtschaftung der Kiri-Pflanzung 
durchaus schutz- und förderungswürdig. Der 
Ausschuss kommt jedoch nicht umhin festzu-
stellen, dass die Betriebserweiterung und die 
dafür eingeholte Bau- und Nachtragsbauge-
nehmigung jeweils unter der Auflage erteilt 
worden sind, heimische Obstbäume als Er-
satzpflanzung anzulegen. Dem Petenten war 
also bei Ausführung der Baugenehmigung 
bekannt, welche Verpflichtung er zu erfüllen 
hat. Mit dieser hatte er sich augenscheinlich 
auch abgefunden, da er weder Einwendungen 
noch Rechtsmittel gegen die erteilten Auflagen 
erhoben hat. Erst nachträglich begehrte der 
Petent, die später, nämlich im Jahre 2022 an-
gelegte, wirtschaftlich genutzte Kiri-Pflanzung 
als Ersatzpflanzung anzuerkennen. Dies kann 
bereits aus verfahrensrechtlicher Sicht nicht 
verfangen. Zudem handelt es sich bei der Kiri-
Pflanzung um etwas gänzlich anderes als die 
auferlegte Pflanzung der heimischen Obst-
bäume. Zum einen sollen die Obstbäume nicht 
wirtschaftlich genutzt werden, sondern der 
dauerhaften Stärkung, Erhaltung und Diversifi-
zierung der heimischen Flora und Fauna die-
nen. Zum anderen wird die Kiri-Pflanzung der-
zeit als potenziell invasiv eingeschätzt und 
dient gerade nicht der dauerhaften Pflanzung, 
sondern unterliegt der wirtschaftlichen Nutzung 
und regelmäßigen Entnahme. Ob sie der hei-
mischen Flora und Fauna in tatsächlicher Hin-
sicht auch dient, ist derzeit ungeklärt und Ob-
jekt der weiteren Erforschung. Auch aus die-
sem tatsächlichen Grunde kommt eine Aner-
kennung als Ersatzpflanzung aus Sicht des 
Petitionsausschusses nicht in Betracht.  
 
Der Ausschuss verkennt in diesem Zusam-
menhang nicht, dass die Anerkennung der Kiri-
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Pflanzung für den Petenten wirtschaftlich vor-
teilhaft wäre und dadurch eine geringere Be-
lastung für ihn vorläge. Gem. § 15 Abs. 2 des 
Bundesnaturschutzgesetzes darf eine Kom-
pensationsmaßnahme auch dann auferlegt 
werden, wenn sie für den Verursacher im Ein-
zelfall wie eine Belastung wirkt, soweit der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zum verur-
sachten Eingriff gewahrt bleibt. Dies ist hier der 
Fall. Die Forderung einer Ersatzpflanzung acht 
heimischer Obstbäume als Streuobstwiese 
erscheint weder kosten- noch mengenmäßig 
derart umfangreich, dass sie den Petenten 
wirtschaftlich oder persönlich zu überfordern 
drohte. Dies wurde auch nicht vorgetragen. 
 
Daher sieht der Petitionsausschuss keinen 
Anlass, um der Landesregierung (Ministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Verkehr) Maß-
nahmen zu empfehlen. Dem Petenten wird 
angeraten, die Ersatzpflanzung zeitnah den 
Auflagen entsprechend umzusetzen, um 
Zwangsmaßnahmen abzuwenden. 
 
 
 
18-P-2025-15940-00 
Erschließung 
 
 
Die Petentin wendet sich erneut gegen die 
Erschließungsbeitragserhebung der Stadt 
nach den Vorschriften der §§ 127 ff. Bauge-
setzbuch für die erstmalige endgültige Herstel-
lung der in Rede stehenden Erschließungsan-
lage.  
 
Der Petitionsausschuss sieht auch nach er-
neuter Prüfung der Sach- und Rechtslage der 
vorgetragenen Angelegenheit der Petentin 
weiterhin keine Möglichkeit, in dieser kommu-
nalen Selbstverwaltungsangelegenheit im Sin-
ne der Petition tätig zu werden. Hierzu wird auf 
den Beschluss des Petitionsausschusses vom 
12.03.2024 verwiesen. 
 
Sowohl die Stadt als auch das Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung 
haben sich zwischenzeitlich ebenfalls in mehr-
fachen Eingabeverfahren in tatsächlicher und 
in rechtlicher Hinsicht mit dem umfangreichen 
Vorbringen der Petentin auseinandergesetzt. 
Der Petitionsausschuss verweist auf die der 
Petentin vorliegenden Antwortschreiben.  
 
Gegen den Vorausleistungsbescheid der Stadt 
hat die Petentin keine Klage erhoben. 
 
Die Stadt beabsichtigt, die endgültigen Er-
schließungsbeiträge nach Abschluss des Kla-
geverfahrens eines anderen Betroffenen und 
nach Vorliegen der formalen Voraussetzun-

gen, wie unter anderem der Widmung der 
Straße, voraussichtlich in ca. zwei bis drei 
Jahren festzusetzen. 
 
 
18-P-2025-15946-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Verfahren unter den Geschäftszeichen 18-
P-2025-15946-00 und 18-P-2025-15984-00 
werden verbunden. 
 
 
18-P-2025-15949-00 
Energiewirtschaft 
 
 
Mit der Petition wird gerügt, dass in den Ge-
schäftsräumen des Petenten Strom- und Was-
serzähler ohne vorherige Ankündigung oder 
richterlichen Beschluss entfernt wurden. Der 
Petent sieht sich hierdurch in seinen Grund-
rechten verletzt und trägt vor, dass ihm erheb-
liche wirtschaftliche Schäden entstanden sei-
en. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den zu-
grunde liegenden Sachverhalt informiert und 
die Rechtslage geprüft. Die Unterbrechung der 
Strom- und Wasserversorgung durch die 
Stadtwerke erfolgte im Einklang mit den ein-
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen.  
Die Voraussetzungen der §§ 15, 24 Nieder-
spannungsanschlussverordnung (NAV) sowie 
des § 33 Absatz 2 Allgemeine Bedingungen für 
die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) 
waren erfüllt. Die Maßnahmen dienten der 
Gefahrenabwehr sowie der Durchsetzung be-
rechtigter Forderungen und waren daher 
rechtmäßig. 
 
Nach Wiederherstellung der technischen und 
rechtlichen Voraussetzungen wurde die Ver-
sorgung des Petenten mit Strom und Wasser 
wieder aufgenommen. 
 
In Bezug auf die Dienstaufsichtsbeschwerden 
des Petenten weist der Petitionsausschuss 
darauf hin, dass für die Entgegennahme und 
Prüfung von Dienstaufsichtsbeschwerden aus-
schließlich die dienstaufsichtsführende Stelle 
zuständig ist. 
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund insgesamt keinen Anlass, im Sinne 
der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie) vom 06.11.2025. 
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18-P-2025-15950-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält je eine Kopie der Stellung-
nahme des Ministeriums der Justiz vom 
04.12.2025 nebst Anlage. 
 
 
18-P-2025-15954-00 
Rechtspflege 
Private Wohlfahrtspflege 
Tierschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die 4. Zivilkammer des Landgerichts 
Wuppertal mit Urteil vom 13.11.2025 der Klage 
weit überwiegend stattgegeben hat. Das Urteil 
wurde den Parteivertretern jeweils am 
13.11.2025 zugestellt. Das Urteil ist nicht 
rechtskräftig. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes verliehe-
nen Unabhängigkeit ist es dem Petitionsaus-
schuss verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
zu überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
 
Die Wiederaufnahme der Bauarbeiten und 
Genehmigungsprozesse kann der Petent 
schon mangels Zuständigkeit des Landgerichts 
Wuppertal nicht verlangen. 
 
 
18-P-2025-15968-00 
Polizei 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren – 
nach zwischenzeitlicher Rücknahmeerklärung 
durch die Petentin – für beendet. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15977-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent wendet sich gegen eine weiterhin 
bestehende Veröffentlichung eines von der 
Staatsanwaltschaft M. als beleidigend einge-
stuften Antrages der FWG aus dem Jahr 2013 
auf der Homepage der Stadt E. Sowohl die 
Stadt als auch der Kreis weigerten sich „in 
kollegialer Verbundenheit“, den Eintrag zu 
löschen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme geprüft. 
 
Sitzungen des Rates sind gem. § 48 Abs. 2 
Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) öffentlich. 
Diesem Grundsatz kommt überragende Be-
deutung zu (OVG Münster Beschluss vom 2. 
März 2018, 15 A 265/17). Der gesamte Wil-
lensbildungsprozess muss für den Bürger 
durchschaubar sein. Wenn der Rat eine Ent-
scheidung zu treffen hat und diese in einer 
öffentlichen Ratssitzung erfolgt, gilt das Prinzip 
der Öffentlichkeit nicht nur für den abschlie-
ßenden Ratsbeschluss, sondern grundsätzlich 
auch für alle der Entscheidung zugrunde lie-
genden Informationen, wie z. B. eine für eine 
Ratsangelegenheit erstellte Drucksache der 
Verwaltung oder von einem Ratsmitglied konk-
ret nachgefragte weitere Information (VG Gel-
senkirchen, Urteil vom 19. Juni 2020, 15 K 
5732/18).  
 
Das Öffentlichkeitsprinzip ist zentrales Instru-
ment, um das Interesse der Bürger an kom-
munalen Themen zu fördern sowie die Bereit-
schaft zur politischen Mitwirkung auf kommu-
naler Ebene zu wecken (vgl. VG Aachen, Urteil 
vom 22. Mai 2012, 3 K 347/11). Dem Grund-
satz der Sitzungsöffentlichkeit kommt damit 
zusammengefasst eine Kontroll-, Transparenz-
, Willensbildungs- und Integrationsfunktion zu. 
Die Stadt E. legt in ihrem Bericht dar, dass die 
Behandlung des Antrags der FWG nach den 
örtlichen Regelungen stattgefunden habe. 
Danach sei es üblich, Anträge sowie das Ab-
stimmungsergebnis im Ratsinformationssys-
tem zu veröffentlichen. Dies stelle gemäß § 48 
GO NRW einen wesentlichen Bestandteil ört-
lich gelebter Demokratie dar. Das Vorgehen 
sei zudem mit dem Städte- und Gemeinde-
bund ausführlich erörtert und für rechtmäßig 
befunden worden. 
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Insbesondere aufgrund der Tatsache, dass 
sich der Antrag auf ein in der örtlichen Presse 
veröffentlichtes Interview des Petenten gründe, 
könne kein Verstoß durch die FWG oder die 
Verwaltung erkannt werden. Dem Antrag der 
FWG könnten zudem keine beleidigenden, 
verleumderischen oder rufschädigenden Aus-
führungen entnommen werden. So sei auch 
ein vom Petenten angestoßenes strafrechtli-
ches Verfahren nach Kenntnis der Stadt E. 
durch die Staatsanwaltschaft eingestellt wor-
den. 
 
Die rechtliche Bewertung der Stadt E. ist aus 
kommunalaufsichtlicher Sicht zutreffend. Dar-
über hinaus bestehen auch keine datenschutz-
rechtlichen Bedenken. Die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten im Ratsinformations-
system ist gemäß Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. e 
DSGVO i. V. m. § 3 Abs. 1 DSG NRW i.V.m. 
dem Öffentlichkeitsprinzip gemäß § 48 GO 
NRW zulässig. Durch die Verarbeitung wird die 
für die demokratische kommunale Selbstver-
waltung zentrale Aufgabe der Öffentlichkeitsin-
formation erfüllt. Sie ermöglicht eine Kontrolle 
der Mandatsträger und der Kommunalverwal-
tung durch die Bürgerinnen und Bürger. 
 
Vor diesem Hintergrund bestehen derzeit kei-
ne Anhaltspunkte dafür, dass sich die Stadt E. 
rechtswidrig verhält. Vielmehr bewegt sich ihr 
Handeln im durch § 48 GO NRW gesteckten 
Rahmen. Somit wird kein Grund für ein kom-
munalaufsichtliches Einschreiten gesehen. 
 
Es besteht vor diesem Hintergrund kein An-
lass, der Landesregierung (Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15980-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent begehrt, dass das ihm im Jahr 
2024 nachgezahlte Krankengeld für die Kalen-
derjahre 2021 und 2022 nicht im Jahr des Zu-
flusses, sondern in den Jahren der wirtschaftli-
chen Zugehörigkeit steuerlich erfasst wird. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die zu-
grunde liegende Sachlage unterrichtet und die 
Rechtslage geprüft. Er stellt fest, dass das im 
Jahr 2024 zugeflossene Krankengeld nach 
geltendem Einkommensteuerrecht zwingend 
im Jahr des Zuflusses zu berücksichtigen ist 
und eine abweichende steuerliche Zuordnung 
zu den Jahren 2021 und 2022 nicht möglich 
ist. Da zudem der Einkommensteuerbescheid 
2024 bestandskräftig ist, kann dem Anliegen 
des Petenten nicht entsprochen werden. 

Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) vom 21.11.2025. 
 
 
18-P-2025-15984-00 
Strafvollzug 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung ist nicht zu 
beanstanden. Im Übrigen wurde der Petent 
zwischenzeitlich aus der Haft entlassen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-15985-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Patient D. seit dem Ende einer straf-
rechtsbezogenen Unterbringung seit 2017 auf 
betreuungsrechtlicher Grundlage weiterhin auf 
der jugendforensischen Station der LVR-Klinik 
Viersen untergebracht ist. Es besteht eine 
betreuungsrechtliche Genehmigung für dessen 
räumliche Trennung.  
 
Der Petitionsausschuss kann nachvollziehen, 
dass die aufgrund des Störungsbildes des 
Patienten D. entstehenden Beeinträchtigungen 
- wie u.a. ständige Lärm- und Geruchsbelästi-
gungen - für die anderen Patienten auf der 
Station erheblich sind. 
 
Er begrüßt, dass die Landesregierung, Ministe-
rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(MAGS), die Direktorin des LVR als untere 
staatliche Maßregelvollzugsbehörde angewie-
sen hat, den Patienten D. zeitnah in eine Ein-
richtung der Eingliederungshilfe zu verlegen 
und sie zudem gebeten hat, bis zu seiner Ver-
legung zu prüfen, ob sie die Auswirkungen 
seiner Unterbringung durch weitere Maßnah-
men verbessern oder abmildern kann.  
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Der Petitionsausschuss bittet das MAGS, ihm 
über die Verlegungsmaßnahmen des Patien-
ten D. sowie die weiteren veranlassten Maß-
nahmen auf der Station bis zum 10.02.2026 zu 
berichten.  
 
 
18-P-2025-15991-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung ist nicht zu 
beanstanden. Im Übrigen wurde der Petent 
zwischenzeitlich zur Durchführung des Einwei-
sungsverfahrens in die Justizvollzugsanstalt 
Hagen verlegt. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-15995-00 
Berufsbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert.  
 
Der Petent erhält eine Kopie der Stellungnah-
me des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales vom 03.12.2025, damit er die 
gewünschten Informationen erhält.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16027-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Den Petitionsausschuss erreichen immer wie-
der Eingaben zum Thema Pflegekammer 
NRW. Diese Eingaben richten sich insbeson-
dere gegen die Errichtung der Pflegekammer 
NRW, gegen die Pflichtmitgliedschaft oder 
gegen die Höhe der Pflichtbeiträge. 
 
Der Petitionsausschuss dankt an dieser Stelle 
nochmals allen Petentinnen und Petenten, 
dass sie sich ihrem gesellschaftlich wichtigen 
Beruf mit großem Engagement widmen und 
darüber hinaus auch nach Wegen suchen, ihre 
Kritik an der Pflegekammer zu adressieren. 
 

Der Ausschuss nimmt insbesondere den 
Wunsch nach Diskurs wahr und möchte erneut 
darauf hinweisen, dass er nach Verabschie-
dung des entsprechenden Gesetzes nicht 
mehr der richtige Adressat für die genannten 
Anliegen ist. 
 
Eingaben zur Pflegekammer haben in den 
vergangenen Jahren mehrfach parlamentari-
sche Petitionsverfahren durchlaufen. 
 
In den Jahren 2020 und 2021 ging beim Petiti-
onsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen eine große Anzahl an Eingaben 
gegen die Errichtung einer Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen ein. Diese überwiegend 
gleichlautenden Schreiben wurden gemäß § 
97 Abs. 7 der Geschäftsordnung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen als eine Petition (Mas-
senpetition) behandelt. Dies ist ein übliches 
parlamentarisches Verfahren, das dem Aus-
schuss ermöglicht, bei inhaltlich gleichgerichte-
ten Eingaben eine einheitliche Prüfung und 
Beratung vorzunehmen. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat gemäß dem 
üblichen Verfahren in einer schriftlichen Stel-
lungnahme Stellung zu den vorgetragenen 
Bedenken genommen. Diese Stellungnahme 
ist auf der Internetseite des Landtags öffentlich 
einsehbar. 
 
Die Petition wurde in der Sitzung des Petiti-
onsausschusses am 31.08.2021 beraten und 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen dem Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (AGS) als 
Material überwiesen. Der AGS hat die Thema-
tik u.a. in seiner Sitzung am 29.09.2021 sowie 
im Verlauf in weiteren Sitzungen ausführlich 
behandelt. Damit ist die bis zu diesem Zeit-
punkt geäußerte Kritik, die sich gegen die 
Pflegekammer als solche (Errichtung, Mitglied-
schaft, Beitragspflicht etc.) richtete, in die par-
lamentarische Willensbildung eingeflossen. 
 
Darüber hinaus erreichen den Ausschuss der-
zeit regelmäßig Schreiben, in denen um Aus-
kunft nach der Gesamtzahl der eingegangenen 
Schreiben in den Jahren 2020 und 2021 gegen 
die Pflegekammer als solche gebeten wird. 
 
Die massenhaften und in der Regel wortglei-
chen Eingaben wurden ab einem gewissem 
Zeitpunkt nicht mehr individuell erfasst. Anders 
als beispielsweise beim Petitionsverfahren des 
Bundestages bietet das Petitionsverfahren 
beim Landtag Nordrhein-Westfalen kein Ver-
fahren der öffentlichen Petition per Mitzeich-
nung und Quorum mit einer bestimmten Min-
desteingabezahl an. Insofern geht die Annah-
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me, dass eine bestimmte Anzahl von inhalts-
gleichen Petitionen ein anderes als das zuvor 
erläuterte Petitionsverfahren des Landtags in 
Gang gesetzt hätte (z.B. eine öffentliche Aus-
sprache zum Inhalt der Petition), fehl. Vielmehr 
wird jede Petition – unabhängig von der Zahl 
ihrer Unterstützerinnen und Unterstützer – mit 
der gleichen Sorgfalt bearbeitet, in einer nicht-
öffentlichen Sitzung beraten und auf der 
Grundlage eines Konsensprinzips einstimmig 
beschlossen.  
 
Der Vollständigkeit halber weist der Petitions-
ausschuss darauf hin, dass es sich bei Petiti-
onsverfahren um parlamentarische Vorgänge 
handelt, bei denen kein Anspruch auf Akten-
einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
besteht. Ein Anspruch auf nachträgliche Be-
schaffung der gewünschten Information der 
genauen Anzahl der Petitionen besteht eben-
falls nicht. 
 
Der Ausschuss weist zur Vermeidung von 
Missverständnissen bei an ihn adressierten 
formelhaft verfassten sogenannten Widersprü-
chen zudem ausdrücklich darauf hin, dass das 
Petitionsverfahren ein parlamentarisches Ver-
fahren ist. Es findet außerhalb der förmlichen 
Verwaltungs- und Rechtsmittelverfahren statt. 
Das bedeutet, dass Rechtsmittel und Rechts-
behelfe (z.B. Widerspruch, Einspruch, Klage) 
nicht durch das Einreichen einer Petition er-
setzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss wird daher auf der 
Grundlage seiner Geschäftsordnung auch 
künftig Schreiben, die allein einen Widerspruch 
zur Mitgliedschaft bei der Pflegekammer oder 
eine Ablehnung der Entrichtung von Mitglieds-
beiträgen beinhalten, weiterhin als Bestandteil 
dieser bereits beschlossenen Massenpetition 
ansehen, nicht individuell beraten und nicht 
weiterleiten. Diese Schreiben sind an die Pfle-
gekammer NRW, Alte Landstraße 104, 40489 
Düsseldorf, zu adressieren. 
 
 
 
 
18-P-2025-16044-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-16079-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petent wandte sich an den Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundestages mit dem 

Begehren, dass das Rauchen in der Außen-
gastronomie, hier speziell Terrassen und Bier-
gärten, verboten wird. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
des Petenten von der Landesregierung (Minis-
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
MAGS - und Ministerium für Wirtschaft, Indust-
rie, Klimaschutz und Energie – MWIKE) berich-
ten lassen.  
 
Ein Rauchverbot im Freien wird durch das 
Nichtraucherschutzgesetz NRW nicht grund-
sätzlich geregelt. Dabei ist die Verhältnismä-
ßigkeit eines solchen Verbots gegenüber der 
allgemeinen Handlungsfreiheit und dem Recht 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit nach 
Artikel 2 Grundgesetz abzuwägen.  
 
Zudem würde ein generelles Rauchverbot 
einen Eingriff in die unternehmerische Freiheit 
und das Hausrecht des Gastwirtes bedeuten, 
der darüber hinaus zu wirtschaftlichen Verlus-
ten führen dürfte. 
 
Vor dem Hintergrund der beigefügten Stel-
lungnahme sieht der Ausschuss keinen Anlass 
für Maßnahmen.   
 
 
18-P-2025-16102-00 
Vergabe von Studienplätzen 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt erfreut zur 
Kenntnis, dass die Angelegenheit des Peten-
ten in der Zwischenzeit erfolgreich geklärt wer-
den konnte. 
 
 
18-P-2025-16108-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und sich mit der kommu-
nalrechtlichen Thematik der Eingabe befasst. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass sich das Petitum des Petenten zwischen-
zeitlich positiv erledigt hat. Die Anträge der 
begehrten Aufenthaltstitel sind positiv beschie-
den worden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
Den Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
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18-P-2025-16123-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss hat darüber Kenntnis 
erlangt, dass das Petitum des Petenten sich 
zwischenzeitlich positiv erledigt hat. Er hat eine 
Aufenthaltserlaubnis gemäß § 25 Abs. 2 Auf-
enthG, befristet bis zum 04.05.2028, erhalten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu empfeh-
len. 
 
 
 
18-P-2025-16124-00 
Wohnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe der Petentin zu-
grunde liegt, geprüft.  
 
Gemäß § 12 Abs. 1 Wohnraumstärkungsge-
setz (WohnStG) können Gemeinden für Gebie-
te, in denen die ausreichende Versorgung der 
Bevölkerung mit Mietwohnungen besonders 
gefährdet ist und die in einer Landesverord-
nung gegenständlich sind, oder für Gebiete mit 
erhöhtem Wohnungsbedarf durch Satzung 
bestimmen, dass Wohnraum nur mit ihrer Ge-
nehmigung überwiegend anderen als Wohn-
zwecken zugeführt werden darf  
 
Als Zweckentfremdung im Sinne des WohnStG 
gilt insbesondere das Leerstehenlassen von 
Wohnraum über einen Zeitraum von länger als 
sechs Monaten. 
 
Die Stadt hat von der Ermächtigung, eine so-
genannte Wohnraumschutz- bzw. Zweckent-
fremdungssatzung gemäß § 12 Absatz 1 
WohnStG zu erlassen, bisher keinen Gebrauch 
gemacht. Somit finden rechtliche Regelungen 
gegen Zweckentfremdung von Wohnraum für 
das Gebiet der Stadt keine Anwendung. 
 
Die Entscheidung über den Erlass einer Sat-
zung unterfällt der kommunalen Selbstverwal-
tung. Es findet daher insoweit keine Überprü-
fung der Zweckmäßigkeit des Vorgehens der 
Stadt durch übergeordnete Behörden statt. 
 
Darüber hinaus handelt es sich bei der in Rede 
stehenden Grundbesitzgesellschaft um ein 
privatwirtschaftliches Wohnungsunternehmen, 
welches als solches die perspektivischen Pla-

nungen an den Objekten, wie etwa Sanie-
rungsmaßnahmen oder Verkaufsbestrebun-
gen, in eigener Verantwortung vornimmt. 
 
Da das Verhalten der Stadt nicht zu beanstan-
den ist, sieht der Petitionsausschuss davon ab, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16129-00 
Jugendhilfe 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich intensiv mit 
der der Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage befasst. Er hat das Vorbringen der 
Petentin zum Anlass genommen, gemäß sei-
ner Rechte nach Artikel 41a der Landesverfas-
sung Vertreter der beteiligten Behörden anzu-
hören. 
 
Die Petentin besitzt die ukrainische Staatsan-
gehörigkeit und setzt sich dafür ein, dass ihre 
Tochter zu ihr zurückkommt, nachdem ihr von 
einigen Jahren das Sorgerecht entzogen wor-
den ist und die Tochter in einer Einrichtung der 
Kinder- und Jugendhilfe untergebracht wurde. 
Sie moniert unter anderem sexuelle Belästi-
gung in der Einrichtung, zweifelt Zuständigkei-
ten der agierenden Behörden an und beklagt 
fehlende Aufklärung durch die Strafverfol-
gungsbehörden.  
 
Die Petentin und ihre Tochter flohen aus der 
Ukraine und erreichten die Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 2019. Die Tochter litt 
nach Auskunft der Petentin an verschiedenen 
Krankheiten und wurde bei diversen Ärzten 
vorstellig. Zu bestimmten Untersuchungen war 
die Petentin dagegen nicht bereit. Die Be-
schwerden mündeten letztlich in Suizidgedan-
ken der Tochter. Anlässlich einer Kindeswohl-
gefährdungsmeldung entzog das Familienge-
richt der Petentin im Jahr 2022 im Wege einer 
einstweiligen Anordnung zunächst Gesund-
heitsfürsorge und Aufenthaltsbestimmungs-
recht. Daraufhin flüchtete die Petentin mit ihrer 
Tochter ohne konkrete Pläne Richtung Heimat. 
In Polen konnte die Tochter aufgegriffen und in 
einer Jugendschutzeinrichtung untergebracht 
werden. Von dort wurde sie von der zuständi-
gen Behörde zurückgeholt und in die hiesige 
Einrichtung gebracht. Es erfolgten zunächst 
Besuchskontakte mit der Petentin und der 
Großmutter. Die Petentin wehrte sich jedoch 
zunehmend und vehement gegen sämtliche 
behördliche Maßnahmen zugunsten ihrer 
Tochter. Sie lauerte ihr mehrfach in Schule und 
Einrichtung auf, was zu Kontakt- und Betre-
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tungsverboten führte. Weder diese Verbote 
noch der ausdrückliche Wunsch der Tochter, 
ihre Mutter nicht mehr sehen zu wollen, wur-
den von der Petentin beachtet. Letztlich entzog 
das zuständige Familiengericht der Petentin im 
Jahr 2024 per Beschluss das Sorgerecht. Zu-
letzt fand im Herbst 2025 ein persönliches, 
begleitetes Treffen zwischen der Petentin und 
ihrer Tochter statt, in dem die Tochter der Pe-
tentin erneut mitteilte, sie vorerst nicht sehen 
zu wollen. Die Petentin konnte diese Bitte je-
doch nicht akzeptieren.  
 
Der Ausschuss nimmt das Anliegen der Peten-
tin sehr ernst. Anlässlich der erheblichen Vor-
würfe wurde das Petitionsverfahren beschleu-
nigt und das Gespräch mit beteiligten Behör-
den gesucht. Der Ausschuss ist danach zu 
dem Ergebnis gekommen, dass die Vorwürfe 
allesamt zurückzuweisen sind. Er konnte sich 
im Gegenteil davon überzeugen, dass es der 
Tochter gut geht, sie sich in der Einrichtung 
integriert und Kontakte geknüpft hat und das 
Gymnasium besucht. Vorgesehene Arzttermi-
ne werden wahrgenommen, sie wird von ver-
schiedenen Stellen unterstützt. Der Vorwurf 
sexueller Belästigung hat sich ebenso wenig 
bestätigt wie der Vorwurf mangelnder Aufklä-
rung durch die Polizei. Auch Zweifel an der 
Zuständigkeit der beteiligten Behörden beste-
hen nicht. Eine Zuständigkeit ergibt sich auf-
grund des gewöhnlichen Aufenthalts der Pe-
tentin und ihrer Tochter von 2019 bis 2022 aus 
§ 152 Abs. 2 des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG), sowie 
aus den Artikeln 5 und 6 des Übereinkommens 
über die Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterli-
chen Verantwortung und der Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern (KSÜ). Darüber hinaus hat 
der Ausschuss zur Kenntnis genommen, dass 
auch das Generalkonsulat der Ukraine invol-
viert ist und zwischenzeitlich sogar in persönli-
chem Kontakt zu der Tochter stand. Ein offizi-
elles Verfahren im Sinne von Artikel 33 KSÜ ist 
dagegen nicht angezeigt, da die Petentin und 
ihre Tochter ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
seinerzeit in Deutschland hatten. Sie unterla-
gen damit der deutschen Rechtsordnung, so 
dass die Unterbringung innerhalb von 
Deutschland im Rahmen der Hilfeplanung vor 
Ort erfolgen konnte und musste. 
 
Der Ausschuss appelliert eindringlich an die 
Petentin, die Entscheidung der Tochter, vor-
erst keinen Kontakt zu ihr zu haben, zu res-
pektieren und mit den beteiligten Behörden 
konstruktiv zusammenzuarbeiten. Alle Beteilig-
ten eint das Ziel, zum Wohle der Tochter zu 
handeln. Dieses Ziel kann am besten erreicht 

werden, wenn vertrauensvoll zusammengear-
beitet wird und Maßnahmen nicht konterkariert 
und bekämpft werden. Bei positivem Verlauf 
steht es der Petentin frei, sich mit einem An-
trag auf Rückübertragung des Sorgerechts 
gemäß § 1696 BGB an das Familiengericht zu 
wenden.  
 
Im Übrigen weist der Ausschuss darauf hin, 
dass es ihm wegen der den Richterinnen und 
Richtern durch Artikel 97 des Grundgesetztes 
verliehenen Unabhängigkeit verwehrt ist, ge-
richtliche Entscheidungen zu überprüfen, ab-
zuändern oder aufzuheben. Gerichtliche Ent-
scheidungen können ausschließlich im Rah-
men des in der jeweiligen Verfahrensordnung 
vorgesehenen Rechtsbehelfsverfahrens über-
prüft und gegebenenfalls korrigiert werden. 
 
Der Ausschuss sieht keinen Anlass, der Lan-
desregierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16130-00 
Einkommensteuer 
 
 
Mit der Petition wird die lange Bearbeitungs-
dauer der Einkommensteuererklärung für das 
Jahr 2023 beanstandet.  
 
Der Petitionsausschuss hat den zugrunde 
liegenden Sachverhalt geprüft und festgestellt, 
dass die Verzögerung im Wesentlichen auf die 
Umstellung von der Einzel- zur Zusammenver-
anlagung der Ehegatten zurückzuführen war. 
Im Rahmen der Umstellung mussten die Daten 
aus den vorangegangenen Einzelveranlagun-
gen übertragen, angepasst und für die ab-
schließende Bearbeitung elektronisch vorbe-
reitet sowie freigegeben werden. 
 
Nach Prüfung der Vorgänge ist davon auszu-
gehen, dass die Bearbeitungsdauer durch eine 
noch nicht vollständig etablierte Routine im 
Umgang mit komplexeren Umstellungsfällen 
zusätzlich beeinflusst wurde. 
 
Die Einkommensteuerveranlagung wurde zwi-
schenzeitlich durchgeführt und die zuständige 
Sachbearbeitung entsprechend sensibilisiert. 
Das Finanzamt bedauert die entstandene Ver-
zögerung ausdrücklich. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Finan-
zen) weitere Maßnahmen im Sinne der Petition 
zu empfehlen. 
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18-P-2025-16131-00 
Rechtspflege 
Rechtsberatung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt unter-
richtet und sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz - MJ) Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
Die Petenten erhalten zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des MJ vom 
28.11.2025. 
 
 
18-P-2025-16145-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Die Eingabe wurde unzulässig als Vorsitzen-
der einer Ratsfraktion im Stadtrat im Namen 
der Fraktion an den Petitionsausschuss über-
sandt. Aufgrund der Sonderrechtsstellung der 
Ratsfraktionen von Gebietskörperschaften 
dürften diese keine Grundrechtsträger i.S.d. 
Art. 17 GG sein.  
 
 
18-P-2025-16146-00 
Rechtspflege 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-16149-00 
Kommunalabgaben 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent fordert mit seiner Petition, dass er 
als Hinterlieger an einer Privatstraße, für die 
keine Straßenreinigung erfolgt, keine Straßen-
reinigungsgebühr mehr leisten muss. Er be-
gehrt die Aufhebung des Gebührenbescheids 
vom 27. Januar 2023 der zuständigen Anstalt 
des öffentlichen Rechts. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme einer Prüfung 
unterzogen. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren auf Grundlage 
des § 3 StrReinG NRW i.V.m. § 6 Abs. 2 KAG 
NRW i.V.m. der Straßenreinigungssatzung der 

Stadt B. in der jeweils geltenden Fassung er-
folgt. 
 
Die Gemeinden können gem. § 3 StrReinG 
NRW von den Eigentümerinnen und Ei-
gentümern der durch die Straße 
erschlossenen Grundstücke eine Straßenrei-
nigungsgebühr erheben. Ein Grundstück wird 
von einer gereinigten Straße erschlossen, 
wenn von ihr rechtlich und tatsächlich eine 
Zugangsmöglichkeit zu dem betreffenden 
Grundstück besteht und die die Möglichkeit 
einer innerhalb geschlossener Ortslagen übli-
chen und sinnvollen wirtschaftlichen Nutzung 
eröffnet (ständige Rechtsprechung des Ober-
verwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-
Westfalen, vergl. Urteile vom 26.02.2003 - 9 A 
2355/00 und vom 3.12.2012 - 9 A 193/10). Das 
OVG NRW führt in dem o.a. Urteil vom 3. 
Dezember 2012 aus, dass ein Grundstück im 
straßenreinigungsrechtlichen Sinn von einer 
Straße bereits dann erschlossen ist, wenn von 
der Straße rechtlich und tatsächlich eine 
Zugangsmöglichkeit besteht und dadurch die 
Möglichkeit einer innerhalb geschlossener 
Ortslagen üblichen und sinnvollen wirtschaft-
lichen Nutzung des Grundstücks eröffnet ist. 
Der Begriff ist nicht notwendigerweise iden-
tisch mit dem erschließungsbeitragsrechtlichen 
Erschließungsbegriff; insbesondere bedarf es 
nicht einer Zufahrtmöglichkeit für Fahrzeuge. 
Ein fußläufiger Zugang reicht aus, wenn die 
mögliche Zuwegung eine Mindestbreite von 
1,20 m oder bei zu erwartendem Be-
gegnungsverkehr 1,50 m aufweist (Ziffer 31). 
 
Der Erschließungszusammenhang wird also 
nicht schon dadurch unterbrochen, dass der 
Zugang zur gereinigten öffentlichen Straße 
über einen Privatweg erfolgt. Der Privatweg 
muss vielmehr eine eigenständige Erschlie-
ßung vermitteln.  
 
Befahrbare private Stichwege sind in der Re-
gel dann als im straßenreinigungsrechtlichen 
Sinne selbständig anzusehen, wenn sie bei 
geradem Verlauf länger als 100 m sind (OVG 
NRW, Urteil v. 12.02.2016, 9 A 2906/12, Rn. 
40). Die Stichstraße ist mit ca. 56 m deutlich 
kürzer als 100 m. 
 
Eine Straße kann trotz geringerer Länge als 
selbständig zu bewerten sein, wenn sie ab-
knickt oder sich verzweigt oder wenn es sich 
um einen Verbindungsweg handelt, der ei-
genständige öffentliche und private Wege 
miteinander verknüpft (OVG NRW, Urteil v. 
12.02.2016, 9 A 2906/12, Rn. 44, 45). All dies 
trifft auf die hier betroffene Straße nicht zu. Es 
handelt sich um eine kurze, gerade 
Stichstraße, die für ca. 10 Grundstücke einen 
Zugang zu dem gereinigten öffentlichen 
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Hauptzug der L-Straße ermöglicht. Sie ist nicht 
verzweigt und verbindet keine weiteren 
Straßen mit dem Hauptzug der L-Straße. 
 
Die hier in Rede stehende Stichstraße ist damit 
nach allen zur Bewertung der Eigenständigkeit 
heranzuziehenden Gesichtspunkten un-
selbstständig und unterbricht den Erschlie-
ßungszusammenhang nicht. 
 
Es werden alle an der privaten Stichstraße 
anliegenden Grundstücke durch den Hauptzug 
der L-Straße erschlossen, der von der Anstalt 
des öffentlichen Rechts gereinigt wird. Daher 
ist die Erhebung von Straßenrei-
nigungsgebühren von allen Anliegern der pri-
vaten Stichstraße gem. § 3 StrReinG i.V.m. § 6 
Abs. 2 KAG i.V.m. §§ 5 ff. der Straßenrei-
nigungs- und Gebührensatzung der Stadt B. 
rechtmäßig. 
 
Da ein kommunalaufsichtliches Einschreiten 
nicht erforderlich ist, besteht kein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16157-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent wendet sich gegen das von der 
Landesregierung verabschiedete Gesetz zur 
anteiligen Entschuldung von Kommunen im 
Land Nordrhein-Westfalen und bezeichnet 
dieses als unzureichend. Insbesondere gäbe 
es keinen Plan, um Neuschulden zu vermei-
den. Auch benötigen die Kommunen Lösun-
gen, die die Ursachen der strukturellen Unter-
finanzierung angehen. Er bittet um eine Anhe-
bung der Verbundquote im Gemeindefinanzie-
rungsgesetz, um die Kommunen auskömmlich 
zu finanzieren. 
 
Der Petitionsausschuss hat die ministerielle 
Stellungnahme geprüft und sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst. 
 
Die Landesregierung erklärt, dass die finanzi-
elle Lage der Kommunen derzeit ausgespro-
chen schwierig ist. Dies gilt im Übrigen nicht 
nur für die nordrhein-westfälischen Gemein-
den, Städte und Kreise, sondern für die Kom-
munen in ganz Deutschland. Ursächlich für die 
aktuellen Probleme sind in erster Linie die 
andauernde Wirtschaftsschwäche sowie wie-

derholte Zusatzbelastungen der Länder und 
Kommunen durch Maßnahmen des Bundes. 
Mit diesen Herausforderungen umzugehen, ist 
für uns in Nordrhein-Westfalen besonders 
schwierig, da sich auch das Land in einer sehr 
angespannten Haushaltssituation befindet. 
 
Die Landesregierung ist bemüht, durch geziel-
te Maßnahmen (z. B. durch die Erhöhung von 
Zuweisungen) die Kommunen zu entlasten. 
 
Die Forderung nach einer Anhebung des Ver-
bundsatzes von derzeit 23 Prozent auf dann 
über 28 Prozent ist nicht neu und wird in re-
gelmäßigen Abständen auch von den Kommu-
nalen Spitzenverbänden und politischen Akt-
euren gefordert. Aus Sicht der Kommunen ist 
diese Forderung sicher wünschenswert und 
würde unmittelbar zu einer finanziellen Entlas-
tung führen. Wie sämtliche Forderungen nach 
einem Mehr an finanziellen Mitteln gestaltet 
sich die Umsetzung dieses Vorschlags derzeit 
kompliziert.  
 
Explizit verpflichtet Artikel 79 der Landesver-
fassung NRW das Land, im Rahmen seiner 
finanziellen Leistungsfähigkeit einen überge-
meindlichen Finanzausgleich zu gewährleis-
ten. Der Landesgesetzgeber wägt deshalb in 
den jährlichen Gesetzgebungsprozessen für 
das nächste Gemeindefinanzierungsgesetz 
(GFG) zwischen kommunaler Haushalts- und 
Finanzsituation und der Haushalts- und Fi-
nanzsituation des Landes ab. Der Vergleich 
der Finanzlagen von Land und Kommunen im 
Rahmen des GFG 2025 ergab keine verfas-
sungsrechtlich relevante Disparität zulasten 
der Kommunen.  
 
Ein Anlass, der Landesregierung Maßnahmen 
zu empfehlen, besteht nicht. 
 
 
18-P-2025-16360-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Er hat von dem Umstand Kenntnis genommen, 
dass die Akten des Verfahrens, in die der Pe-
tent Einsicht begehrt, nach Ablauf der gesetz-
lich vorgesehenen Aufbewahrungsfrist vernich-
tet worden sind und ein gleichgelagertes Ak-
teneinsichtsgesuch des Petenten zuvor – 
mangels Zuordenbarkeit unter einem neu ver-
gebenen Aktenzeichen – bereits beantwortet 
worden und der Eingang eines weiteren Ein-
sichtsgesuchs bei der Staatsanwaltschaft Bo-
chum nicht zu verzeichnen ist.  
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Die Staatsanwaltschaft Bochum wird dem Pe-
tenten aus Anlass der Petition einen weiteren, 
klarstellenden Bescheid erteilen. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden.  
 
Es besteht vor diesem Hintergrund kein An-
lass, der Landesregierung (Ministerium der 
Justiz) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-16366-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petentin beanstandet die Bearbeitungszeit 
ihrer Heizkostenabrechnung. Sie habe im Juni 
2025 ihre Jahresverbrauchsabrechnung dem 
Jobcenter übersandt und zeitgleich um Kos-
tenübernahme der Heizkosten gebeten, jedoch 
keine Antwort erhalten. 
 
Der Petitionsausschuss hat die zugrunde lie-
gende Sach- und Rechtslage geprüft. Dabei 
wurde festgestellt, dass die Petentin eine Jah-
resverbrauchsabrechnung über den Verbrauch 
von Wasser sowie einen Bescheid über die 
Schmutzwassergebühren eingereicht hat, je-
doch keine Jahresverbrauchsabrechnung über 
den Heizkostenverbrauch. Das Jobcenter hat 
eingeräumt, dass die im Juni 2025 eingereich-
ten Unterlagen der Petentin zunächst nicht 
bearbeitet wurden und sie weder über die feh-
lende Heizkostenabrechnung informiert noch 
zur Nachreichung aufgefordert worden ist. 
Diese Vorgehensweise ist zu beanstanden. 
 
Für die verspätete Information über das Fehlen 
der Heizkostenabrechnung und die vergesse-
ne Aufforderung zur Mitwirkung entschuldigt 
sich das Jobcenter ausdrücklich. 
 
Nach Einreichung der erforderlichen Heizkos-
tenabrechnung sowie der Klärung offener Fra-
gen wurde zugesichert, dass die Angelegen-
heit nunmehr zeitnah abschließend bearbeitet 
wird und die Petentin die ihr zustehende 
Nachzahlung erhält. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Petitionsaus-
schuss keinen Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les) weitere Maßnahmen im Sinne der Petition 
zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16370-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
Der Petent wandte sich an den Petitionsaus-
schuss des Landtags Nordrhein-Westfalen mit 

dem Begehren, dass das Gesetz zum Schutz 
von Nichtraucherinnen und Nichtrauchern in 
Nordrhein-Westfalen (Nichtraucherschutzge-
setz NRW) dahingehend angepasst wird, dass 
auch E-Zigaretten von den Rauchverboten 
erfasst werden. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
des Petenten von der Landesregierung (Minis-
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
MAGS) hierzu berichten lassen.  
 
Das bestehende Rauchverbot nach dem Nicht-
raucherschutz NRW gilt in öffentlichen Einrich-
tungen (u.a. Behörden, Gerichte), Gesund-
heits- und Sozialeinrichtungen (u.a. Kranken-
häuser), Erziehungs- und Bildungseinrichtun-
gen (u. a. Schulen, Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe, Kinderspielplätze), Sportein-
richtungen, Kultur- und Freizeiteinrichtungen 
(u. a. Theater, Museen, Spielhallen), Flughä-
fen, Gaststätten sowie Einkaufzentren und 
Einkaufspassagen in Nordrhein-Westfalen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das MAGS aktuell daran arbeitet, auch 
alternative Rauch- und Dampfformen mit dem 
Nichtraucherschutzgesetz NRW abzudecken. 
Das Gesetz soll daher zeitnah novelliert wer-
den, um angesichts geänderter Konsumformen 
von tabak- und nikotinhaltigen Erzeugnissen 
sowie der Cannabislegalisierung weiterhin ein 
hohes Schutzniveau für Nichtraucherinnen und 
Nichtraucher aufrechtzuerhalten.  
 
Mit der geplanten Anpassung des Rauchver-
bots wäre die Benutzung von elektronischen 
Zigaretten und Geräten zur Verdampfung in 
den oben genannten Einrichtungen dann 
ebenfalls untersagt.  
 
 
18-P-2025-16673-00 
Krankenhäuser 
 
 
Der Petent beantragt eine Untersuchung der 
Schließung des Evangelischen Krankenhau-
ses Münster (EvK Münster) und verlangt au-
ßerdem eine zukünftige Sicherstellung von 
Gemeinwohlinteressen vor rein wirtschaftlichen 
Erwägungen bei der Aufrechterhaltung medizi-
nischer Versorgung. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – MAGS) berichten 
lassen. Er nimmt die beigefügte Stellungnah-
me zur Kenntnis. Einen Anlass für Maßnah-
men sieht er nicht. 
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18-P-2025-16683-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren – 
nach entsprechender Erklärung des Petenten 
– für beendet. 
 
 
18-P-2025-16687-00 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Bei der Prüfung 
der Petition haben sich keine Anhaltspunkte 
für ein Fehlverhalten oder einen offensichtli-
chen Rechtsverstoß der Deutschen Renten-
versicherung Rheinland ergeben.  
 
Nach § 1 Absatz 2 der Pflege-Beitragssatz-
Anpassungsverordnung 2025 (PBAV 2025) 
werden rückständige Beiträge, die aus dem 
erhöhten allgemeinen Beitragssatz für die Zeit 
von Januar 2025 bis Juni 2025 entstanden 
sind, pauschal dadurch abgegolten, dass im 
Monat Juli 2025 einmalig ein Beitragssatz von 
4,8 Prozent einbehalten wird. Die PBAV 2025 
sieht dabei keinen abweichenden Beitragssatz 
für den Fall vor, dass die Rente in der Zeit vom 
Februar 2025 bis Juni 2025 beginnt. 
 
Die Höhe der vom Rentenversicherungsträger 
im Monat Juli 2025 einbehaltenen Beiträge zur 
gesetzlichen Pflegeversicherung entspricht 
daher der geltenden Sach- und Rechtslage. 
Diese Rechtslage, bei der es sich um Bundes-
recht handelt, ist durch den Rentenversiche-
rungsträger zwingend anzuwenden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine Mög-
lichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig zu 
werden. 
 
 
18-P-2025-16699-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren 
nach zwischenzeitlicher positiver Erledigung 
des Petitums für beendet. 
 
Den Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
 

18-P-2025-16707-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere Einga-
be des Petenten betreffend eine Entwaffnung 
von Bediensteten in Justizvollzugsanstalten 
geprüft. Er sieht keinen Anlass, der Landesre-
gierung (Ministerium der Justiz) Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16709-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Die vom Petenten in Nr. 8 der Tarifbestimmun-
gen über den NRW-Tarif angesprochene Re-
gelung wurde im Landesarbeitskreis Nahver-
kehr als landesweites Gremium des ÖPNV am 
24.06.2025 thematisiert. Hierbei wurde eine 
Anpassung der Regelung beschlossen. 
 
Ab dem 01.01.2026 soll der letzte Satz von Nr. 
8 der Tarifbestimmungen über den NRW-Tarif 
folgendermaßen lauten: „Schwerbehinderte 
ohne diese Merkzeichen im Ausweis und de-
ren Begleitpersonen können im Rahmen der 
unentgeltlichen Beförderung im Nahverkehr 
gegen Zahlung des tarifmäßigen Aufpreises in 
die 1. Wagenklasse übergehen.“  
 
Die Regelung ist daher unter Vorbehalt der 
noch laufenden Genehmigung im Tarifantrags-
verfahren bereits im Sinne des Petenten ge-
ändert und tritt voraussichtlich in Kürze in 
Kraft. 
 
Dem Begehren des Petenten wird damit ent-
sprochen. 
 
 
18-P-2025-16758-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Landtag Rheinland-Pfalz überwiesen. 
 
 
18-P-2025-16768-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und den der Petition zu-
grunde liegenden Sachverhalt unterrichtet.  
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Die vollzugliche Sachbehandlung gegenüber 
dem Petenten ist nicht zu beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu emp-
fehlen. 
 
 
18-P-2025-16791-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent beanstandet die lange Bearbei-
tungsdauer seiner Einkommensteuererklärung 
sowie die fehlenden Reaktionen des Finanz-
amts auf seine schriftlichen und telefonischen 
Anfragen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den zu-
grunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. Er 
stellt fest, dass die Verzögerung auf die zwi-
schenzeitlich erfolgte Eheschließung des Pe-
tenten und den damit verbundenen Zuständig-
keitswechsel im Finanzamt zurückzuführen ist. 
Das Finanzamt bedauert die eingetretene Ver-
zögerung ausdrücklich. Die Bearbeitung der 
Einkommensteuererklärung ist inzwischen 
erfolgt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem Hin-
tergrund keinen Anlass, im Sinne der Petition 
weiter tätig zu werden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) vom 08.12.2025. 
 
 
18-P-2025-16803-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2025-16804-00 
Wohnungswesen 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
den Petenten vorgetragenen Sachverhalt in-
formiert. Es besteht insgesamt kein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung; Ministe-
rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales) 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu empfeh-
len. 
Die Maßnahmen zur Vermeidung und Beseiti-
gung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit 
sowie die Gestaltung der ordnungsrechtlichen 

Unterbringung obdachloser Menschen liegt in 
der Verantwortung der Kommunen und ist Teil 
ihrer verfassungsrechtlich garantierten kom-
munalen Selbstverwaltung. 
 
Bei der Auswahl, Ausstattung und Belegung 
der Obdachlosenunterkünfte wird den Ge-
meinden rechtlich ein weites Gestaltungser-
messen eingeräumt. Maßgeblich ist, dass die 
ordnungsrechtliche Unterbringung einen vo-
rübergehenden Schutz vor Witterungseinflüs-
sen gewährleistet. Mindeststandards oder -
anforderungen in Obdachlosenunterkünften 
oder präventive Maßnahmen sind durch die 
aktuelle Gesetzgebung nicht vorgesehen. 
 
Zur Unterstützung der Kommunen hat das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les Empfehlungen zur ordnungsrechtlichen 
Unterbringung obdachloser Menschen heraus-
gegeben. Ein Anspruch der Petenten, nach 
den Maßstäben der Empfehlung untergebracht 
zu werden, besteht jedoch nicht. 
 
Die Landesregierung unterstützt die Kommu-
nen bei ihrer Aufgabe mit der Landesinitiative 
„Endlich ein ZUHAUSE!“. Ein wesentlicher 
Baustein der Landesinitiative sind die so ge-
nannten „Kümmerer“-Projekte. In diesen Pro-
jekten kümmern sich Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter sowie Immobilienfachleute da-
rum, dass wohnungslose Menschen wieder 
eine feste Bleibe bekommen. Den Petenten 
wird empfohlen, sich an das Kümmerer-Projekt 
in Remscheid zu wenden, um langfristig wieder 
eine eigene Wohnung zu beziehen. Das 
Kümmerer-Projekt ist bei der Stadt Remscheid 
angesiedelt und ist erreichbar unter den Tele-
fonnummern 02191/163568 und 
02191/163564 sowie per E-Mail unter endlich-
ein-zuhause@remscheid.de. 
 
Die Petenten sollten zudem die Ihnen angebo-
tene Unterstützung bei der Zentralen Fachstel-
le für Wohnungslosenhilfe der Stadt Rem-
scheid annehmen und die dazu angebotenen 
Terminvorschläge wahrnehmen. Zudem ist ein 
Fehlverhalten der für die Wohnraumförderung 
der genannten Städte Remscheid und Wup-
pertal zuständigen Stellen nichtersichtlich. Die 
Petenten sind dort nicht bekannt. Ein Antrag 
auf Erteilung eines WBS wurde von den Pe-
tenten nicht gestellt. Den Petenten wird emp-
fohlen, für eine dauerhafte Wohnlösung einen 
entsprechenden Antrag auf Erteilung eines in 
ganz Nordrhein-Westfalen geltenden WBS zu 
stellen, der sie zum Bezug einer gemeinsamen 
Wohnung berechtigen würde und der auch die 
Aufnahme des Kindes der Petentin berücksich-
tigen könnte. Mit diesem WBS können sich die 
Petenten dann bei den Vermietenden von ge-
fördertem Wohnraum als wohnungssuchender 
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Haushalt vorstellen und sich dort um ein Miet-
verhältnis bewerben. Eine Zuweisung einer 
geförderten Wohnung kann im Regelfall nicht 
erfolgen, da die zuständigen Stellen im Regel-
fall nicht über eigene Wohnungsbestände ver-
fügen. Dennoch sollten die Petenten sich bei 
den für geförderten Wohnraum zuständigen 
Stellen der von ihnen gewünschten Wohnorte 
als wohnungssuchender wohnberechtigter 
Haushalt melden und vormerken lassen, damit 
sie zusätzlich als Mieterhaushalt bei der Aus-
übung kommunaler Benennungs- und Beset-
zungsrechte vorgeschlagen werden können. 
Die zuständigen Stellen können den Petenten 
dabei jedoch nicht wie eine Maklerin oder ein 
Makler eine geförderte Wohnung verschaffen. 
Zur Nutzung des WBS kommt es im Wesentli-
chen auf die Eigeninitiative der Petenten an. 
Die Zuständigen Stellen der Städte Remscheid 
und Wuppertal sind unter anderem unter den 
nachfolgenden Emailadressen erreichbar: 
wohnen@stadt.wuppertal.de und woh-
nen@remscheid.de. 
 
Eine Möglichkeit, weiter im Sinne der Petition 
tätig zu werden, sieht der Petitionsausschuss 
nicht. 
 
 
18-P-2025-16806-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das An-
liegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte umfassend 
informiert. Er nimmt zur Kenntnis, dass das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les den Sachverhalt umfänglich geprüft hat.  
 
Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
sind Einrichtungen der Eingliederungshilfe. Ziel 
der Leistung ist nach Möglichkeit die Eingliede-
rung in den ersten Arbeitsmarkt. Mit Erreichen 
des Rentenalters entfällt der Zweck dieser 
Leistung.  
 
Der Petent hat bereits zum 01.04.2023 das 
Alter für die Regelaltersrente erreicht. Davon 
ungeachtet hat der zuständige Leistungsträger 
(LVR) im Rahmen des Ermessens bereits 
zweimal einer Verlängerung der Beschäftigung 
zugestimmt, um Alternativen zur Werkstatttä-
tigkeit auszuloten. Damit wurde dem Anliegen 
des Petenten in der Vergangenheit bereits 
mehrfach entsprochen und ausreichend Zeit 
eingeräumt, sich auf das Ausscheiden aus der 
Werkstatt vorzubereiten. Alternative Leistun-
gen zu einer Beschäftigung in der Werkstatt 
(Tagesstruktur, Minijob, Zuverdienst) wurden 
mit dem Petenten besprochen.  
 

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass dem Anliegen des Petenten in der Zwi-
schenzeit durch eine Verlängerung seines 
Arbeitsverhältnisses vom LVR bis zum 
31.08.2026 entsprochen werden konnte. 
 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Entscheidung des LVR, eine dritte Verlänge-
rung über den 31.12.2025 hinaus abzulehnen, 
vor diesem Hintergrund nachvollziehbar und 
rechtlich nicht zu beanstanden ist.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Notwen-
digkeit der Landesregierung (Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) Maßnahmen 
zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-16832-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16841-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2025-16874-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die Eingabe des 
Petenten zur Kenntnis. 
 
Der Petitionsausschuss überweist die Petition 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des Land-
tags als Material an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales. 
 
 
18-P-2025-16877-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petenten bitten um Unterstützung im 
Rahmen ihres Einbürgerungsantrages bei der 
Ausländerbehörde W. 
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Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung der Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann den Petenten nur 
empfehlen, eng mit der zuständigen Auslän-
derbehörde zusammen zu arbeiten und ggf. 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Den Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-16879-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges überwiesen.  
 
 
18-P-2025-16882-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft. Er nimmt zur Kenntnis, dass der Petent 
eine Ausbildung zum staatlich geprüften Kran-
kenpfleger erfolgreich im Bundesgebiet absol-
viert hat.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zudem zur 
Kenntnis, dass der Petent im Bundesgebiet 
mehrere Straftaten begangen hat und zwi-
schenzeitlich aus dem Bundesgebiet ausge-
wiesen wurde. Zudem kommt er seinen Mitwir-
kungspflichten zur Passbeschaffung nicht 
nach.  
Dem Petenten wird zur Vermeidung einer 
zwangsweisen Rückführung dringend empfoh-
len, das Bundesgebiet freiwillig zu verlassen. 
Ihm wird nahegelegt, seine Bereitschaft zur 
freiwilligen Ausreise gegenüber der Auslän-
derbehörde nachzuweisen und beispielsweise 
durch die Vorlage von Flugtickets zu belegen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen.  
 
 
 
 

18-P-2025-16888-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren – 
nach erfolgter Rücknahmeerklärung durch den 
Petenten – für beendet. 
 
 
18-P-2025-16903-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die sehr kurz ge-
fassten, allgemein gehaltenen Eingabe des 
Petenten betreffend das Thema Digitalisierung 
geprüft. Er sieht danach keinen Anlass zu 
Maßnahmen. 
 
 
18-P-2025-16909-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  
 
 
 
18-P-2025-16911-00 
Geld- und Kreditwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. Der Petitionsausschuss sieht 
danach jedoch keinen Anlass zu Maßnahmen. 
 
Da die Eingabe gleichzeitig anderen Stellen 
vorgelegt wurde, weist der Petitionsausschuss 
die Petition im Sinne des § 97 Abs. 4 c der 
Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-
Westfalen zurück. 
 
 
18-P-2025-16912-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Einen Anlass, der Landesregierung Maßnah-
men auf Basis der Eingabe zu empfehlen, 
sieht der Petitionsausschuss nicht. 
 
 
18-P-2025-16916-00 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
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lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
Es handelt sich um eine zivil- bzw. mietrechtli-
che Auseinandersetzung, in die der Petitions-
ausschuss nicht eingreifen kann. Die Ent-
scheidung ist insoweit allein den zuständigen 
Gerichten vorbehalten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
durch den Mieterschutzbund oder anwaltlich 
beraten zu lassen. Das zuständige Amtsgericht 
gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf Beratungs-, 
Prozesskosten- oder Verfahrenskosten be-
steht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16922-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16931-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage ge-
prüft.  

Der Petent ist vollziehbar zur Ausreise aus 
dem Bundesgebiet verpflichtet. Die Möglich-
keit, das Bundesgebiet freiwillig zu verlassen, 
hat der Petent nicht wahrgenommen. Im Petiti-
onsverfahren konnte das Vorliegen der Vo-
raussetzungen für ein Aufenthaltsrecht des 
Petenten nicht festgestellt werden.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass sich der Petent einer Abschiebung durch 
die Ausländerbehörde entzogen hat und unbe-
kannten Aufenthalts ist. Der Petitionsaus-
schuss nimmt zudem zur Kenntnis, dass der 
Petent einen Eilantrag an das Verwaltungsge-
richt gestellt hat.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Petition weiter tätig zu wer-
den. Der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) werden keine Maßnahmen 
empfohlen.  
 
 
 
18-P-2025-16935-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Er sieht keine Möglichkeiten, der Landesregie-
rung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16944-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und ggf. 
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angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-16951-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges überwiesen.  
 
 
18-P-2025-16954-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen.  
 
 
18-P-2025-16973-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Eingabe der Petentin wird an das Ministe-
rium für Heimat, Kommunales, Bau und Digita-
lisierung zur Information weitergeleitet. 
 
 
18-P-2025-16979-00 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine Mög-
lichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen.  
Die Eingabe betrifft eine zivil- bzw. mietrechtli-
che Auseinandersetzung und in der möglichen 
Folge den Bestand und das Zustandekommen 
gerichtlicher Entscheidungen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der Petitions-
ausschuss kann deshalb keine gerichtlichen 
Entscheidungen überprüfen, ändern oder auf-
heben oder auf künftige Entscheidungen Ein-
fluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 

Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
18-P-2025-16983-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Petitionsausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung des Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem Petiti-
onsausschuss bereits bekannt. Es werden 
bereits Gespräche bezüglich der Verbesse-
rung der Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-16988-00 
Katastrophenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16990-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent ist der Auffassung, dass der Stadt 
Uerdingen die Stadtrechte ohne demokrati-
sche Beteiligung entzogen worden seien, und 
bittet um offizielle Rückgabe der historischen 
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Stadtrechte der ehemals selbstständigen Stadt 
Uerdingen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme einer Prüfung 
unterzogen. 
 
In den Jahren von 1967 bis 1975 hat in Nord-
rhein-Westfalen eine kommunale Gebietsre-
form in zwei Stufen stattgefunden. Die erste 
Stufe hatte die Neuordnung der Gemeinden 
des ländlichen Raums zum Gegenstand, die 
zweite hatte die Neugliederung der Städte und 
Gemeinden in den Ballungszonen und die 
Reform der Kreise zum Inhalt. Ziel war insbe-
sondere die Stärkung der Verwaltungskraft der 
Kreise und Gemeinden, indem größere Einhei-
ten geschaffen wurden. 
 
Im Zuge dieser Reform gab es Gebietszu-
schläge und ansonsten wurde das Gebiet der 
kreisfreien Stadt Krefeld mit dem Stadtteil Uer-
dingen nicht verändert und somit in den beste-
henden Grenzen bestätigt. Rechtsmittel dage-
gen gab es keine. 
 
In dieser Zeit wurde mit Änderung der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 29.10.1974 auch 
für die kreisfreien Städte die Pflicht zur Bildung 
von Bezirken auf ihrem gesamten Stadtgebiet 
eingeführt (§ 13 Absatz 1 GO NRW). Der neu 
eingefügte 13a GO NRW bestimmt, dass in 
den Bezirken eine Bezirksvertretung zu wählen 
ist. Uerdingen ist ein Bezirk der kreisfreien 
Stadt Krefeld und kann über die Bezirksvertre-
tung an den Belangen des Bezirks mitwirken. 
 
Nach der derzeit geltenden Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), 
Bekanntmachung der Neufassung vom 
14.07.1994, führt eine Gemeinde, sobald sie 
als Mittlere kreisangehörige Stadt zusätzliche 
Aufgaben wahrzunehmen hat, die Bezeich-
nung ,,Stadt" (§ 13 Absatz 2 GO NRW). Ge-
mäß § 4 Absatz 2 ist eine kreisangehörige 
Gemeinde auf eigenen Antrag zur Mittleren 
kreisangehörigen Stadt zu bestimmen, wenn 
ihre maßgebliche Einwohnerzahl an drei aufei-
nanderfolgenden Stichtagen mehr als 20.000 
Einwohner beträgt. 
 
Uerdingen ist ein Stadtteil der kreisfreien Stadt 
Krefeld und folglich nicht antragsberechtigt. 
Darüber hinaus fehlt es Uerdingen, allein be-
trachtet, mit ca. 18.500 Einwohnern an der 
notwendigen Einwohnerzahl zur Antragstel-
lung. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, der Landesregierung (Ministerium für 

Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-17023-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss überweist die Eingabe 
des Petenten als Material nach § 99 Ge-
schäftsordnung des Landtags Nordrhein-
Westfalen an den Ausschuss für Heimat und 
Kommunales. 
 
 
18-P-2025-17037-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber an den 
Deutschen Bundestag weitergeleitet. 
 
 
18-P-2025-17048-00 
Ausländerrecht 
 
 
Mit der Petition begehrt der Petent einen Auf-
enthalt im Bundesgebiet. Der Petitionsaus-
schuss hat die der Petition zugrunde liegende 
Sach- und Rechtslage geprüft.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Asylverfahren des Petenten einge-
stellt wurde und abgeschlossen ist. Der Petent 
ist zur Ausreise aus dem Bundesgebiet ver-
pflichtet.  
 
Im Petitionsverfahren konnte nicht festgestellt 
werden, dass aufgrund der im Bundesgebiet 
mit einer deutschen Staatsangehörigen ge-
schlossenen Ehe ein Anspruch des Petenten 
auf die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
besteht. Zudem nimmt der Petitionsausschuss 
zur Kenntnis, dass der Petent im Bundesgebiet 
mehrfach strafrechtlich in Erscheinung getre-
ten ist.  
 
Dem Petenten wird zur Vermeidung einer 
zwangsweisen Aufenthaltsbeendigung und 
damit einhergehenden Wiedereinreisesperre 
dringend nahegelegt, das Bundesgebiet freiwil-
lig zu verlassen und ein Visumsverfahren zur 
Familienzusammenführung bei der zuständi-
gen Auslandsvertretung in seinem Heimatland 
durchzuführen. 
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Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung 
des Anliegens keine Veranlassung, der Lan-
desregierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-17050-00 
Abschiebehaft 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent befand sich zum Zeitpunkt der Peti-
tionseinreichung in der Unterbringungseinrich-
tung für Ausreisepflichtige in Büren. Der Petiti-
onsausschuss hat sich im Petitionsverfahren 
sowohl über die aufenthaltsrechtliche Situation 
des Petenten als auch über die Behandlung 
des Petenten in der Unterbringungseinrichtung 
für Ausreisepflichtige während seines Hunger-
streiks unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent vollziehbar zu Ausreise aus 
dem Bundesgebiet verpflichtet war. Das Vor-
liegen von Voraussetzungen für ein asylverfah-
rensunabhängiges Aufenthaltsrecht konnte im 
Petitionsverfahren nicht festgestellt werden. 
Die Abschiebung des Petenten ist zwischen-
zeitlich erfolgt.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zudem zur 
Kenntnis, dass dem Petenten das Rauchen 
während des Hungerstreiks aus medizinischen 
Gründen nicht ermöglicht werden konnte.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-17061-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Möglich-
keit, im Sinne der Eingabe der Landesregie-
rung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Dem Petenten wird empfohlen, sich ggf. an-
waltlich beraten zu lassen. 
 
 
18-P-2025-17074-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 

Die Eingabe des Petenten wird gemäß §99 
Geschäftsordnung Landtag Nordrhein-
Westfalen als Material an den Integrationsaus-
schuss des Landtags Nordrhein-Westfalen 
überwiesen. 
 
 
18-P-2025-17092-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und ggf. 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-17098-00 
Krankenversicherung 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2025-17100-00 
Rechtspflege 
Wohnungswesen 
 
 
Die Petentin wendet sich gegen die Erhebung 
von Gebühren bei der Beantragung eines 
Wohnberechtigungsscheins in der Stadt D. 
sowie gegen die Erhebung von Gerichtskosten 
im Zusammenhang mit einem verwaltungsge-
richtlichen Verfahren. 
 
Die Erhebung einer Verwaltungsgebühr bei der 
Beantragung eines Wohnberechtigungs-
scheins ist grundsätzlich zulässig. Auch die 
Erhebung von Gerichtskosten richtet sich nach 
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den hierfür geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit insgesamt keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Anhaltspunkte für ein rechtswidriges Verhalten 
der beteiligten Behörden oder Gerichte haben 
sich nicht ergeben. 
 
 
18-P-2025-17109-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der Auslän-
derbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der kom-
munalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die Verär-
gerung des Petenten. Die Situation der be-
troffenen Ausländerbehörde ist dem Petitions-
ausschuss bereits bekannt. Es werden bereits 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen Aus-
länderbehörde zusammen zu arbeiten und ggf. 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit er-
neut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-17111-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Die Petition wird als Material nach § 99 der 
Geschäftsordnung des Landtags an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(AGS) überwiesen. 
 
 
18-P-2025-17117-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 

18-P-2025-17126-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-17128-00 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Die Petition wird zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2025-17178-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt die Erlaubnis zur Fortfüh-
rung seiner Ausbildung sowie ein Aufenthalts-
recht im Bundesgebiet. Der Petitionsaus-
schuss hat sich über die der Petition zugrunde 
liegende Sach- und Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent im Januar 2018 untergetaucht 
ist und sich aufenthaltsbeendenden Maßnah-
men entzogen hat. Erst im Februar 2025 mel-
dete er sich wieder bei den zuständigen Be-
hörden.  
Das Vorliegen der Voraussetzungen für ein 
Aufenthaltsrecht oder eine Ausbildungsdul-
dung konnte im Petitionsverfahren nicht fest-
gestellt werden.  
 
Dem Petenten wird zur Vermeidung einer 
zwangsweisen Durchsetzung der Ausreise-
pflicht und eines damit einhergehenden Einrei-
se- und Aufenthaltsverbots dringend empfoh-
len, das Bundesgebiet freiwillig zu verlassen. 
Dem Petenten wird nahegelegt, seine Bereit-
schaft zur freiwilligen Ausreise zeitnah gegen-
über der Ausländerbehörde zu erklären und 
der Ausländerbehörde Nachweise über seine 
Bereitschaft zur Ausreise vorzulegen. Gege-
benenfalls kann der Petent sich bei der Aus-
länderbehörde auch nach Unterstützungsan-
geboten für die freiwillige Ausreise erkundigen. 
Nach seiner freiwilligen Ausreise steht es dem 
Petenten frei, sich nach Möglichkeiten der 
legalen Einreise ins Bundesgebiet im Visums-
verfahren zu erkundigen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung Maßnahmen im 
Sinne der Petition zu empfehlen. 
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18-P-2026-17252-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt einen Aufenthalt im Bun-
desgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petent ist nach negativem Abschluss sei-
nes Asylverfahrens vollziehbar zur Ausreise 
aus dem Bundesgebiet verpflichtet. An die 
Entscheidung des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) ist die Ausländerbe-
hörde ohne eigene Wertungsmöglichkeit ge-
bunden. Die Entscheidung des BAMF wurde 
gerichtlich bestätigt.  
 
Der Petent wird darauf hingewiesen, dass es 
dem Petitionsausschuss aufgrund der mit Art. 
97 des Grundgesetzes gewährleisteten richter-
lichen Unabhängigkeit nicht möglich ist, ge-
richtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Auch wird der Petent 
darauf hingewiesen, dass es dem Petitions-
ausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen 
möglich ist, Handlungen und Unterlassungen 
der zuständigen Ausländerbehörde zu über-
prüfen - nicht jedoch einer Bundesbehörde. 
Zur Prüfung bundesbehördlicher Entscheidun-
gen können sich Petentinnen und Petenten an 
den Petitionsausschuss des Deutschen Bun-
destages wenden.  
 
Das Vorliegen der Voraussetzungen für ein 
vom Asylverfahren unabhängiges Aufenthalts-
recht konnte im Petitionsverfahren nicht fest-
gestellt werden. Dem Petenten wird zur Ver-
meidung einer zwangsweisen Durchsetzung 
seiner Ausreisepflicht und eines damit einher-
gehenden Einreise- und Aufenthaltsverbots 
dringend nahegelegt, das Bundesgebiet freiwil-
lig zu verlassen. Ihm wird dringend geraten, 
seine Bereitschaft zur freiwilligen Ausreise 
sehr zeitnah der zuständigen Ausländerbehör-
de mitzuteilen und beispielsweise durch die 
Vorlage von Flugtickets mit einem zeitnahen 
Ausreisedatum zu belegen. Nach einer freiwil-
ligen Ausreise kann sich der Petent um ein 
Visum zur legalen Wiedereinreise ins Bundes-
gebiet (beispielsweise zu Beschäftigungszwe-
cken) bemühen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veranlas-
sung, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
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